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Liebe Leserinnen und Leser, 

eine wichtige Aufgabe des Bundesamtes für Strahlenschutz 

ist die Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse zum 

Nutzen der Bürgerinnen und Bürger beim Gesundheitsschutz. 

Das reicht von Tipps des BfS für Eltern, wie sie ihre Kinder 

durch Sonnenschutzmittel oder geeignete Kleidung gegen 

die schädlichen Auswirkungen der UV-Strahlung schützen 

können bis hin zu Empfehlungen an die politischen 

Entscheidungsträger, die Notfallschutzmaßnahmen von Bund 

und Ländern im Falle eines nicht auszuschließenden Unfalls in 

einem Kernkraftwerk zu überarbeiten und weiter zu entwickeln. 

Das BfS stützt sich dabei auf die aktuellen wissenschaftlichen 

Erkenntnisse. Die Empfehlungen des BfS beim Sonnenschutz 

werden untermauert durch Erkenntnisse, dass die Haut 

in jungen Jahren besonders empfindlich ist und besonders 

geschützt werden muss. Die Empfehlungen zum Notfallschutz 

basieren wiederum auf Untersuchungen, bei denen das BfS 

nach der Reaktorkatastrophe in Japan die dort gemachten 

Erfahrungen auf Reaktoren in Deutschland übertragen hat.

Eine besondere Herausforderung für den Strahlenschutz stellt 

die Suche nach einem Standort eines geeigneten Endlagers 

für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle und dessen 

anschließende Errichtung dar – bei der das Bundesamt für 

Strahlenschutz eine wichtige Rolle spielt. Auch hier gilt es, auf 

Basis vorurteilsfreier wissenschaftlicher Arbeit ein sicheres 

Endlager zu finden, mit dem heutige wie künftige Generationen 

vor den schädlichen radioaktiven Abfällen dauerhaft geschützt 

werden können. Das BfS hat sich seit Jahrzehnten für eine 

ergebnisoffene Suche ausgesprochen. Es wird diese Suche umso 

mehr – vor allem jetzt, da nach Jahrzehnten des Konfliktes in 

diesem Feld ein parteiübergreifender Konsens erzielt worden ist –  

engagiert mit seiner Expertise begleiten und das ihm Mögliche 

zum Gelingen der Suche beitragen.

Ich hoffe, dass wir Sie beim Lesen dieses Berichts davon 

überzeugen können, dass wir bei unserem Bestreben, den 

Strahlenschutz immer weiter zu verbessern, auf einem 

guten Weg sind. Weitere aktuelle Informationen zu unserer 

Arbeit finden Sie natürlich auch auf den Internetseiten des 

Bundesamtes. 

Allen, die uns bei der Erfüllung unserer Aufgaben unterstützt 

haben, möchte ich an dieser Stelle danken. 

Mein besonderer Dank gilt den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des BfS.

Wolfram König

Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz
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Strahlenschutz –
von der 
Wissenschaft 
zum 
vorsorgenden 
Verbraucher- 
und 
Gesundheits-
schutz

Radiological Protection – 

from Science to Preventive 

Consumer and Health Protection
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One of the central tasks of the Federal 

Office for Radiation Protection (BfS) is 

to translate scientific knowledge into 

radiation protection measures aiming 

at consumer protection. To that end, BfS 

evaluates existing knowledge and tries to 

fill the gaps in knowledge either by initi-

ating research projects or by conducting 

research. Consumer protection actions 

are taken both in the fields of ionising 

and non-ionising radiation, respectively. 

In this part of the annual report, a 

selection of relevant topics is highlighted. 

For ionising radiation, these are radon 

in buildings, radioactive substances in 

building products and drinking water, as 

well as radiation protection for patients 

in nuclear medicine, for non-ionizing 

radiation these are UV radiation, expo-

sure to electric and magnetic fields in 

connection with the construction of new 

high-voltage power lines, mobile phones, 

and the ecolabel “Blue Angel” (“Blauer 

Engel”).

12 13

Die Computertomografie liefert dreidimensionale 
Bilder mit hoher Aussagekraft. Sie ist allerdings mit 
einer höheren Strahlenexposition verbunden als 
konventionelle Röntgenuntersuchungen.



Ansprechpartner: 		
Bernd Grosche (03018 333-2200)

Eine wichtige Aufgabe des Bun-

desamtes für Strahlenschutz  

(BfS [1]) ist es, die Ergebnisse 

wissenschaftlicher Untersuchungen zu 

bewerten und diese in Verbraucher- 

und Gesundheitsschutzmaßnahmen 

umzusetzen. Dazu sind auch vorhan-

dene Wissenslücken zu bestimmen 

und diese möglichst zu schließen. 

Hierzu initiiert das BfS die Ausschrei-

bung und Vergabe von Forschungs-

vorhaben aus dem Umweltforschungs-

plan des Bundesumweltministeriums 

(BMUB) an geeignete Forschungs-

nehmer oder führt eigenständig 

Forschungsvorhaben durch. Diese 

werden aus Eigenmitteln des BfS oder 

von Dritten, wie der Europäischen 

Kommission, dem Bundesministerium 

für Bildung und Forschung (BMBF 

[2]) oder anderen Bundesbehörden 

gefördert. 

Die Forschungsaktivitäten des BfS 

haben das Ziel, strahlenschutzrelevan-

te Fragen zu beantworten. Darüber 

hinaus hat das BfS die Aufgabe zu 

prüfen, ob aktuelle Erkenntnisse aus 

Wissenschaft und Technik eine Ver-

änderung der bestehenden Strahlen-

schutzregelungen und -maßnahmen 

erforderlich machen. Diese Prüfung 

erfolgt vor dem Hintergrund der Prin-

zipien des Strahlenschutzes, wie sie für 

die ionisierende Strahlung u. a. in der 

Strahlenschutz- und der Röntgenver-

ordnung und für die nichtionisierende 

Strahlung in der 26. Verordnung zum 

Bundes-Immissionsschutzgesetz festge-

legt sind. Diese Prinzipien dienen dem 

Schutz des Menschen und der Umwelt 

vor den schädigenden Wirkungen 

ionisierender und nichtionisierender 

Strahlung. 

Während viele sehr spezifische Strah-

lenschutzregelungen im Zusammen-

hang mit dem beruflichen Strahlen-

schutz entstanden sind, liegt der 

Schwerpunkt der neueren Entwick-

lungen auf dem Schutz der Allgemein-

bevölkerung. Der Strahlenschutz ist 

hier ein Feld des Verbraucherschut-

zes. Im vorliegenden Jahresbericht 

werden hierzu ausgewählte Themen 

vorgestellt. Für den Bereich der ioni-

sierenden Strahlung sind dies Radon 

in Wohnungen, Radioaktivität in Bau-

materialien und im Trinkwasser sowie 

Strahlenschutz für den Patienten in 

der Nuklearmedizin, für den Bereich 

der nichtionisierenden Strahlung sind 

dies UV-Strahlung, Ausbau der Strom-

netze, Mobilfunk und das Umweltzei-

chen „Blauer Engel“.

Radon in Häusern ist nach dem 

Rauchen der zweitwichtigste Risiko-

faktor für Lungenkrebs. Es kann 

sowohl aus dem Boden als auch aus 

Baustoffen in den Innenraum von 

Häusern gelangen. Radon stellt somit 

für die Bevölkerung neben der UV-

Strahlung das größte umweltbedingte 
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Strahlenschutzproblem dar – und 

wird leider häufig unterschätzt. Auf 

Basis der Erkenntnisse umfang-

reicher Studien hatte sich das BfS 

schon frühzeitig für rechtliche 

Regelungen zu Radon eingesetzt. 

Die entsprechenden europäischen 

Grundnormen zum Strahlenschutz, 

die am 05.12.2013 verabschiedet 

wurden, setzen nun den Rahmen, um 

hier Verbraucherschutzmaßnahmen 

folgen zu lassen.

Die Strahlenbelastung in Wohnräu-

men kann aber nicht nur durch 

erhöhte Radonkonzentrationen 

hervorgerufen werden, sondern auch 

durch radioaktive Substanzen in 

Baustoffen. Entsprechend wurden 

und werden Überprüfungen von Bau-

stoffen durchgeführt.

Das Trinkwasser in Deutschland ist 

von hoher Qualität, die durch konti-

nuierliche Überwachung sichergestellt 

ist. Diese Überwachung bezieht bisher 

nicht die Ermittlung von radioaktiven 

Stoffen in den Brunnen ein, aus denen 

unser Trinkwasser gewonnen wird. 

Ziel des BfS ist es, zu rechtlichen Re-

gelungen beizutragen, die den Schutz 

der Verbraucher gewährleisten.

Der weitaus größte Teil der zivilisatori-

schen Strahlenexposition der Bevöl-

kerung in Deutschland resultiert aus 

medizinischen Strahlenanwendun-

gen. Bei der diagnostischen Anwen-

dung ionisierender Strahlung ist das 

Ziel, mit der geringstmöglichen Dosis 

optimale Ergebnisse zu erhalten. Bei 

der Therapie sollen die Krebszellen 

abgetötet werden unter weitgehender 

Schonung des gesunden Gewebes des 

Patienten. Das BfS hat hier insbeson-

dere die Entwicklung einer Software, 

die für nuklearmedizinische Therapi-

en eine individuelle Dosisermittlung 

ermöglicht, gefördert. 

Im Bereich der UV-Strahlung hat das 

BfS die Gründung eines UV-Bündnisses 

vorangetrieben. Ziel dieses Bündnisses 

ist es, in Zusammenarbeit mit anderen 

Behörden und Fachgesellschaften der 

Medizin und des Verbraucherschutzes 

die Bevölkerung über die Gesundheits-

risiken zu informieren, die mit einem 

unvernünftigen Umgang mit der 

© JOCHEN TACK/IMAGEBROKER/CORBIS
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Sonne oder mit Besuchen in Solarien 

verbunden sind. 

Die Risiken sind hauptsächlich vorzei-

tige Hautalterung und die Verur-

sachung von Hautkrebs, aber auch 

Schädigungen des Auges. Gleichzeitig 

werden Hinweise gegeben, wie diese 

Risiken durch vernünftiges Handeln 

vermieden oder verringert werden 

können. Um den Schutz von Verbrau-

chern im Zusammenhang mit der 

Nutzung von Solarien zu verbessern, 

hat das BfS wesentlich an der Ausar-

beitung der UV-Schutzverordnung 

mitgewirkt, die jetzt in Verantwortung 

der Bundesländer umgesetzt wird. 

Eine große nationale aber auch 

europaweite Herausforderung stellt 

die Energiewende dar, in deren 

Zusammenhang auch ein Ausbau 

der Stromnetze erforderlich ist. Das 

BfS bringt sich in die Diskussion ein, 

damit bei der Planung der Stromnetze 

nicht nur technische und wirtschaft-

liche Fragen berücksichtigt werden, 

sondern auch Fragen zum Strahlen-

schutz und damit zur Gesundheit 

von den Netzbetreibern und Ge-

nehmigungsbehörden beantwortet 

werden. Diese Fragen sollen möglichst 

frühzeitig mit den vom Netzausbau 

Betroffenen besprochen und ihnen die 

Möglichkeit der Beteiligung eröffnet 

werden. Beim Netzausbau empfiehlt 

das BfS, die zusätzliche Exposition 

durch elektrische und magnetische 

Felder, die mit dem Ausbau der Strom-

netze für Teile der Bevölkerung ein-

hergehen wird, so gering wie möglich 

zu halten. Es muss sichergestellt sein, 

dass bereits bestehende Feldbelastun-

gen nicht wesentlich erhöht werden.
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Die zunehmende Verwendung von 

Geräten der modernen Mobilfunk-

technik wie Handys und Smartpho-

nes führt in Teilen der Bevölkerung 

zu Befürchtungen, dass die damit 

verbundene Nutzung hochfrequen-

ter elektromagnetischer Felder ein 

gesundheitliches Risiko darstellen 

könnte. Vor diesem Hintergrund hat 

das BfS schon vor Jahren auf Initiative 

des Bundesumweltministeriums ein 

breit angelegtes Forschungsprogramm 

initiiert, um mit Hilfe wissenschaftli-

cher Untersuchungen zu prüfen, ob 

diese Befürchtungen als begründet 

anzusehen sind. Zusammenfassend 

kommt das Forschungsprogramm zu 

dem Ergebnis, dass keine belastbaren 

Hinweise für eine Gesundheitsgefähr-

dung gefunden werden konnten. Das 

Programm konnte jedoch nicht alle 

Fragen zu Langzeitwirkungen und 

zu möglichen Wirkungen auf Kinder 

klären. 
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Als Ergebnis empfiehlt das BfS daher 

aus Vorsorgegründen, dass Kinder 

Mobiltelefone nur sehr eingeschränkt 

nutzen sollten.

Des Weiteren setzt sich das BfS mit 

neuen technische Entwicklungen 

auseinander, so z. B. mit der Tera-

hertz-Technik, bei deren Anwendung 

die dabei möglichen Feldbelastungen 

und mögliche gesundheitsrelevante 

Wirkungen untersucht werden müs-

sen. Über eine entsprechende Studie 

wird im Kapitel „Umweltforschungs-

plan des Bundesumweltministeriums“ 

berichtet.
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Radon – ein unterschätztes Gesundheitsrisiko

Asbest SonstigesRuß

Rn

RauchenRadon

Nach neuesten 
Abschätzungen  
werden in 
Deutschland etwa 
fünf Prozent aller 
Lungenkrebs-
todesfälle durch 
Radon in Häusern 
und Wohnungen  
verursacht. 

Lungenkrebstote
Radon – an Underestimated 

Health Risk

Radon is a radioactive gas that ema-

nates from rocks and soils and tends to 

concentrate in closed spaces. It causes 

a substantial number of lung cancer 

cases. The mean radon concentration 

in German homes is approximately 50 

Bq/m3. The actual radon concentration 

strongly depends on the characteristics 

of the soil and of the building. Measu-

rements are easy to perform. Concen-

tration levels above 100 Bq/m3 in new 

buildings should be avoided. In existing 

buildings, a reduction of radon levels can 

often be achieved with relatively simple 

measures. Effective risk communication 

is required since, in general, increased 

radon concentration is not perceived as a 

health risk by the public. 
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Asbest SonstigesRuß

Rn

RauchenRadon

Nach neuesten 
Abschätzungen  
werden in 
Deutschland etwa 
fünf Prozent aller 
Lungenkrebs-
todesfälle durch 
Radon in Häusern 
und Wohnungen  
verursacht. 

Lungenkrebstote

Ansprechpartner/in: 	
Bernd Hoffmann (03018 333-4210)
Maria Schnelzer (03018 333-2252) 

Radon ist ein radioaktives  

Edelgas, das aus Gestein und  

  Böden freigesetzt wird und 

sich in geschlossenen Räumen ansam-

melt. Bei Personen, die es einatmen, 

erhöht es das Lungenkrebsrisiko, 

und zwar umso stärker, je höher die 

Radonkonzentration ist. Nach dem 

Rauchen stellt Radon das zweitgrößte 

Risiko für Lungenkrebs in der Bevöl-

kerung dar. Epidemiologische Studien 

weltweit haben gezeigt, dass auf die 

häusliche Radonbelastung eine be-

trächtliche Anzahl von Lungenkrebs-

fällen zurückzuführen ist. Messungen 

der Radonkonzentration in Häusern 

sind einfach durchzuführen, und es 

gibt eine Reihe von Möglichkeiten, 

die Radonbelastung zu reduzieren. 

Erkenntnisse intensiver Forschungsar-

beit fließen nun in europäische und 

nationale Regelungen zum Schutz der 

Bevölkerung ein. 

Wissenschaftliche Erkenntnisse
Seit Mitte des letzten Jahrhunderts 

ist bekannt, dass Radon und seine 

Zerfallsprodukte die Ursachen der bei 

Bergarbeitern beobachteten Häufung 

von Lungenkrebserkrankungen sind. 

Die Radonkonzentration in Bergwer-

ken ist allerdings meist deutlich höher 

als in Wohngebäuden. Seit den 1980er 

Jahren wurde das Lungenkrebsrisi-

ko durch Radon in Wohnungen in 

epidemiologischen Studien unter-

sucht. Besonders aussagekräftig ist 

die gemeinsame Auswertung von 13 

europäischen Studien, darunter zwei 

deutschen, die unter Beteiligung des 

BfS durchgeführt und 2005 veröffent-

licht wurde. Damit wurde Radon in 

Wohnungen als eine kausale Ursache 

von Lungenkrebs identifiziert. Das 

Lungenkrebsrisiko erhöht sich propor-

tional mit steigender Radonkonzentra-

tion. Bei Rauchern und Ex-Rauchern 

wirkt sich die Risikoerhöhung durch 

die Radonbelastung besonders gravie-

rend aus, da sich die negativen Effekte 

von Rauchen und Radon gegenseitig 

verstärken. Nach neuesten Abschät-

zungen werden in Deutschland etwa 

fünf Prozent aller Lungenkrebstodes-

fälle durch Radon in Häusern und 

Wohnungen verursacht. 

Das Radon-Handbuch der WHO
Die Weltgesundheitsorganisation 

(WHO) hat 2005 ein internationa-

les Radonprojekt initiiert, an dem 

Partnerinstitutionen aus mehr als 

40 Mitgliedsstaaten beteiligt waren, 

darunter das BfS, das auch Koopera-

tionszentrum der WHO im Bereich 

Strahlenschutz ist. Die Ergebnisse des 

Projekts wurden in einem Handbuch 

für Radon in Häusern veröffentlicht 

und von der Internationalen Strah-

lenschutzkommission (ICRP) in Form 

einer Empfehlung zum praktischen 

Strahlenschutz bestätigt. Die WHO 

empfiehlt einen Referenzwert von 

100 Bq/m3 für Radon in Wohnun-

gen, um die Gesundheitsrisiken zu 

reduzieren. Ist dieser Wert überschrit-

ten, sollten in Abhängigkeit von der 

Höhe der Überschreitung und unter 

Berücksichtigung der konkreten 

Gegebenheiten Maßnahmen zur Redu-

zierung erwogen werden. Unterhalb 

des Referenzwertes können Optimie-

rungsmaßnahmen ebenfalls sinnvoll 

sein. Damit bestätigte die WHO die 

BfS-Empfehlungen. 
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Radonmessung und -sanierung
Der Mittelwert der Radonkonzen-

tration in Wohnungen beträgt in 

Deutschland rund 50 Bq/m3, wobei 

es jedoch eine große Variationsbreite 

gibt. In etwa 10 Prozent der Ein- und 

Zweifamilienhäuser wird der empfoh-

lene Referenzwert von 100 Bq/m3

überschritten. Die Radonkonzen-

tration in einer Wohnung hängt im 

Wesentlichen vom Radongehalt im 

Boden, von der Bausubstanz und vom 

Lüftungsverhalten der Bewohner ab. 

Welche Konzentration in den Aufent-

haltsräumen eines Hauses tatsächlich 

vorkommt, kann nur durch Messun-

gen verlässlich ermittelt werden. 

Zur Senkung der Radonkonzentration 

reicht oft schon das Abdichten von 

Rissen, Fugen und Rohrdurchführun-

gen in Boden berührenden Hausberei-

chen oder das Abdichten der Kellertü-

ren aus. 

Neubauten sollten so geplant und ge-

baut werden, dass in den Aufenthalts-

räumen Radonkonzentrationen von 

mehr als 100 Bq/m3 im Jahres mittel 

vermieden werden. In Gebieten mit 

hoher Radonbodenluftkonzentration 

müssen spezielle Maßnahmen vorgese-

hen werden, wie z. B. eine Radon-Drai-

nage. Die aus energetischen Gründen 

immer dichter werdende Gebäude-

hülle und der dadurch verminderte 

Luftwechsel stellen dabei eine Heraus-

forderung dar. 

Neue Häuser müssen so geplant 

werden, dass sie trotz Vorgaben zur 

Energieeinsparung über genügend 

Luftwechsel verfügen, um eine Anrei-

cherung von Innenraumschadstoffen 

(darunter auch Radon) zu vermeiden. 

Das BfS hat erprobte und kostengüns-

tige Maßnahmen sowohl für neu zu 

errichtende Gebäude als auch für die 

Sanierung bestehender Gebäude im 

„Radon-Handbuch Deutschland“ (Hrsg. 

BMUB) zusammengestellt, das über 

info@bfs.de kostenlos als elektronische 

Version bezogen werden kann. 

Richtlinien der Europäischen Union  
und kommende nationale Regelungen  
zu Radon
Mit der Richtlinie 2013/59/Euratom 

liegt erstmals eine verbindliche 

Grundlage für nationale Regelungen 

in den EU-Mitgliedstaaten zu Radon in 

Wohnungen und an allen betroffenen 

Arbeitsplätzen vor. In der Richtlinie 

2013/59/Euratom werden u. a. Refe-

renzwerte von maximal 300 Bq pro m3 

für Radon-Innenraumkonzentrationen 

in Wohnungen, in öffentlich zugäng-

lichen Gebäuden wie Schulen und 

Kindergärten und an Arbeitsplätzen 

vorgegeben. Die Mitgliedstaaten sollen 

nationale Maßnahmepläne aufstellen, 

in denen u. a. festgelegt ist, wie Woh-

nungen und Arbeitsplätze mit hohen 

Radonkonzentrationen identifiziert 

werden, wie die Radonbelastungen 

verringert werden können und wie 

das Bewusstsein der Bevölkerung für 

die mit Radon verbundenen Gesund-

heitsrisiken geschärft werden kann. 

Das BfS wird in die Ausgestaltung 

und in die Umsetzung des deutschen 

Maßnahmenplans einbezogen.
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Natürliche Radioaktivität in Bauprodukten

Natural Radioactivity in  

Building Products

Natural radioactive nuclides like uranium, 

thorium and their decay products as 

well as potassium-40 can be found in all 

stony building products. Both, the new 

European Basic Safety Standards directive 

for radiation protection and the Building 

Product Directive, call for national regula-

tions to limit the exposure. The European 

Committee for Standardisation is man-

dated to harmonise the standards of the 

member states for measuring the nuclide 

content and to offer a recommendation 

for exposure assessment. The Federal 

Office for Radiation Protection (BfS) pro-

vides robust data of the nuclide content 

of building products and new ways for a 

better exposure assessment as a basis for 

national regulations and European 

harmonisation.

Ansprechpartner: 		
Bernd Hoffmann (03018 333-4210) 

In allen Gesteinen und Böden finden 

sich Spuren von natürlichem Uran 

und Thorium und den Radionukli-

den ihrer Zerfallsketten. Zusätzlich 

findet man das natürliche radioaktive 

Kalium-40. Da der überwiegende Teil 

der Bauprodukte aus mineralischen 

Rohstoffen hergestellt wird, kann man 

diese Nuklide auch dort nachweisen. 

Für den Strahlenschutz sind – neben 

der Art der Verwendung der Baustof-

fe – die Radionuklidkonzentrationen 

entscheidend. Radionuklide können 

in Baustoffen auf zwei Wegen zu einer 

Exposition führen: einerseits durch die 

von ihnen ausgehende Gamma-Strah-

lung, andererseits durch Einatmen 

(Inhalation) von Radon, das als einziges 

Glied der Zerfallsketten gasförmig und 

flüchtig („Radonexhalation“) ist. 

Frühere Untersuchungen aus der zwei-

ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 

zeigen, dass sich in Deutschland nur in 

regional sehr begrenzten Fällen, wie 

z. B. bei der Verwendung von Kupfer-

schlacke im Mansfelder Raum oder von 

Sanden mit erhöhter Urankonzentrati-

on in einzelnen Gemeinden der Eifel, 

auffällige Werte ergaben. Vergleich-

bare Vorkommnisse wie die bis zum 

Anfang der 1970er Jahre in Schweden 

übliche Verwendung alaunschieferhal-

tiger Leichtbetone in mehr als 30.000 

Gebäuden, die zu einer nennenswerten 

Dosis für die Bewohner führte, gab 

es in Deutschland nicht. Dementspre-

chend existiert in Deutschland keine 

allgemeine Regelung zur natürlichen 

Radioaktivität in Bauprodukten. 

In der neuen europäischen Grund-

normenrichtlinie zum Strahlenschutz 

sind nun verbindliche Regelungen zur 

Begrenzung der natürlichen Radioak-

tivität von Baustoffen vorgeschrieben. 

Dies soll mit einem allgemeinen 

Referenzwert zur Dosisbeschränkung 

erfolgen. Für von dem Mitgliedstaat 

unter Strahlenschutzgesichtspunkten 

als bedenklich eingestufte Baustoffe, 

zu denen neben Alaunschiefer und 

Gips aus der Phosphorsäureherstellung 

u. a. auch weit verbreitet eingesetzte 

industrielle Rückstände wie Flugasche 

und Hüttensand neben Granit, Tuff 

und anderen Natursteinen vulka-

nischer Herkunft gehören können, 

wird eine Messpflicht gefordert; auf 

entsprechende Anforderung sind die 

Messergebnisse der zuständigen Behör-

de mitzuteilen. In Bezug auf die Arten 

von Baustoffen, die den Referenzwert 

von 1 mSv pro Jahr voraussichtlich 

überschreiten, erlassen die Mitglied-

staaten angemessene Maßnahmen. Die 

Wahl der Mittel überlässt die Richtlinie 

2013/59/Euratom den Mitgliedstaaten.

Die Regelungen der Richtlinie 2013/59/

EURATOM ergänzen die Forderungen 

der Europäischen Bauproduktever-

ordnung. Darin wird klargestellt, dass 

die Bewohner eines Gebäudes weder 

durch die „Emission gefährlicher 

Strahlen“ noch durch das „Vorhan-

densein gefährlicher Teilchen oder 

Gase in der Luft“ aus Bauprodukten 

gefährdet werden dürfen. Um sowohl 

eine Einschätzung der Folgen der zu 

erwartenden strahlenschutzrechtlichen 

Regelungen zu ermöglichen als auch 

in den Gremien (Deutsches Institut für 

Bautechnik DIBt, Europäisches Komitee 

für Normung CEN) die Ziele des Strah-

lenschutzes sachgerecht zu vertre-

ten, war eine aktuelle Erhebung der 

Radionuklidkonzentrationen und der 

Radonabgabe von Baumaterialien in 

Deutschland erforderlich. Ergebnis der 

stichprobenartigen Erhebungen unter 

vorher festgelegten Kriterien war, dass 

das Gros der Bauprodukte in Deutsch-

land zu keiner aus Strahlenschutzsicht 

bedenklichen Dosis für die Bewohner 

führt. Für eine genauere Bestim-

mung der Exposition erstellt das BfS 

im Rahmen der Mitarbeit beim CEN 

eine einfache Berechnungsmethode. 

Zusammen mit der Bundesanstalt für 

Materialforschung und -prüfung (BAM) 

beschäftigt sich das Bundesamt für 

Strahlenschutz (BfS) mit der Standardi-

sierung der Messung der Radonabgabe.

Die Radonabgabe von Bauprodukten 

trägt neben dem Radonzutritt aus 

dem Baugrund ebenfalls zur Radon-

innenraumkonzentration bei. Durch 

die ständig steigenden Energiekosten 

im privaten Bereich werden Häuser 

immer dichter gebaut. Mit sinkender 

Luftwechselrate steigt die Konzentrati-

on der aus Bauprodukten abgegebenen 

Schadstoffe im Innenraum, darunter 

die des Radons. Auch führt der öko-

logische und im Sinne der Innen-

raumhygiene sinnvolle Baustoff Lehm 

im Innenraum unter Umständen zu 

hohen Radonkonzentrationen. Sowohl 

im Rahmen der nationalen Umsetzung 

der europäischen Grundnormen zum 

Strahlenschutz als auch im Rahmen 

der Bauprodukteverordnung werden 

Bundesumweltministerium (BMUB) und 

BfS – zusammen mit nationalen und 

europäischen Partnern – sich dieser 

Problematik annehmen. 

Germaniumdetektor in 
Bleiabschirmung (links) 
und Probenwechsler  
(rechts): in den 
silbernen Containern 
befinden sich die 
auf Gammastrahlung 
zu untersuchenden 
Baustoffe.
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Die Überwachung natürlicher Radionuklide 
im Trinkwasser

Monitoring Natural Radionuclides  

in Drinking Water

The Federal Office for Radiation Protec-

tion (BfS) performed a survey on the 

radiological quality of drinking water 

in Germany. Based on these results and 

European regulations a team of experts 

from the Federal Environmental Ministry, 

BfS, public authorities and independent 

labs have developed a guideline on the 

measurement and evaluation of radioac-

tivity in drinking water. Among others it 

includes the definition of radionuclides to 

be taken into account when estimating 

the ingestion dose (including lead-210 

and polonium-210), and an independent 

parameter for radon-222 (100 Bq/l). Most 

of the concept is implemented in the 

recently published new European directive 

on radioactivity in drinking water under 

the Euratom Treaty.

Ansprechpartner: 	
Thomas Bünger (03018 333-4312)
Andreas Labahn (03018 333-4310) 

Sämtliche Wässer – Oberflä-

chenwässer und insbesondere 

Grundwässer und damit auch alle 

Trinkwässer – enthalten in geringen 

Spuren natürliche Radionuklide. Sie 

werden mit dem Trinkwasser in den 

menschlichen Organismus aufgenom-

men und entweder schnell wieder 

ausgeschieden oder über kürzere oder 

längere Zeit gespeichert und teilweise 

auch in Gewebe eingelagert. 

Für die Qualität des Trinkwassers spielt 

daher auch der Gehalt an radioaktiven 

Stoffen eine Rolle. In die deutsche 

Trinkwasserverordnung von 2001 

(zuletzt geändert 2011) wurden deshalb 

auch zwei „Indikatorparameter“ für 

die Überwachung der Radioaktivität 

aufgenommen: die Aktivitätskonzent-

ration für Tritium (Parameterwert 100 

Bq/l) und die so genannte Gesamtricht-

dosis (Parameterwert 0,1 mSv/a). Bei 

der Gesamtrichtdosis handelt es sich 

um eine effektive Dosis, bei deren 

Berechnung die Aktivitätskonzent-

rationen relevanter Radionuklide zu 

berücksichtigen sind, mit Ausnahme 

von Tritium, Kalium-40, Radon und 

kurzlebigen Radonzerfallsprodukten. 

Damit wurde die EU-Trinkwasserrichtli-

nie (Richtlinie 98/83/EC) aus dem Jahr 

1998 in nationales Recht umgesetzt. 

Da jedoch die von der EU-Kommission 

zugesagten einheitlichen Umsetzungs-

anforderungen nicht vorgelegt wurden, 

konnte diese Regelung bisher nicht 

vollzogen werden. Auf Beschluss des 

Europäischen Parlaments wurden in 

der EU-Trinkwasserrichtlinie die „Gui-

delines for Drinking Water Quality“ der 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

aus dem Jahr 1993 (zuletzt modifiziert 

im Jahr 2011) berücksichtigt, in denen 

erstmals international die Radioaktivi-

tät in das System der Trinkwasserüber-

wachung einbezogen wurde. 

Wissenschaftliche Untersuchungen:  
Das Trinkwasser-Messprogramm des BfS
Die Strahlenexposition der Bevölke-

rung ist infolge des Konsums von 

Trinkwasser verglichen mit der natürli-

chen Strahlenexposition durch andere 

Quellen gering. Dies ist das Ergebnis 

einer umfangreichen Studie zur Strah-

lenbelastung der Bevölkerung durch 

natürliche Radionuklide im Trinkwas-

ser, die das Bundesamt für Strahlen-

schutz in den Jahren 2003 bis 2007 im 

Auftrag des Bundesumweltministeri-

ums durchgeführt hat [1]. Aus Gründen 

des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 

empfahl das BfS seinerzeit u. a., die 

Radionuklide Radon-222 sowie Blei-210 

und Polonium-210, denen die Unter-

suchung eine besondere Bedeutung 

beimaß, in die Überwachung nach der 

Trinkwasserverordnung mit einzubezie-

hen. Nach der EU-Trinkwasserrichtlinie 

98/83/EC aus dem Jahr 1998 war dies 

bisher nicht vorgesehen. 

Mit dem Ziel, ein radiologisch und 

radiotoxikologisch begründetes Unter-

suchungs- und Bewertungskonzept für 

die radioaktivitätsbezogenen Parame-

ter zur Beurteilung der Qualität des 

Trinkwassers sowie Vorgaben für die 

Probenahme, Untersuchungsabfolge 

und häufigkeit zu erarbeiten, initiierte 

das Bundesumweltministerium im Jahr 

2009 die Bildung einer Arbeitsgruppe 

aus Experten unter Federführung des 

BfS.

Trinkwasser-Leitfaden des BMUB  
und Ausblick 
Auf der Grundlage der o. g. BfS-Studie 

und unter Berücksichtigung normati-

ver Vorgaben der EU (wie der EU-Ra-

donempfehlung 2001/928/EURATOM) 

legte die Arbeitsgruppe im Jahr 2012 

einen Leitfaden zur Untersuchung und 

Bewertung von Radioaktivität im Trink-

wasser vor [2]. Das Überwachungskon-

zept des Leitfadens sieht vor, dass in 

Deutschland (i) in der Regel auf die 

Überwachung künstlicher Radionukli-

de verzichtet werden kann, (ii) bei der 

Ermittlung der Gesamtrichtdosis die 

Radon-Zerfallsprodukte Blei-210 und 

Polonium-210 mit einbezogen werden 

und (iii) für Radon und Tritium ein 

eigenständiger Parameter von 100 Bq/l 

empfohlen wird (s. Jahresbericht 2011 

des BfS). Gegebenenfalls, gepaart mit 

geeigneten technischen Maßnah-

men zur Reduktíon des Gehaltes an 

Radioaktivität im Trinkwasser, sollen 

die im Ergebnis der Überwachung ggf. 

zu ergreifenden Maßnahmen zu einer 

Minimierung der Strahlenbelastung 

der Bevölkerung durch natürliche Radi-

oaktivität im Trinkwasser führen.  

Das im Leitfaden beschriebene Über-
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wachungskonzept ist in die Erarbei-

tung einer europäischen Richtlinie 

zur Festlegung von Anforderungen 

an den Schutz der Gesundheit der 

Bevölkerung hinsichtlich radioaktiver 

Stoffe in Wasser für den menschlichen 

Gebrauch eingeflossen. 

Zwischenzeitlich wurde die Richtlinie 

zur Festlegung von Anforderungen 

an den Schutz der Gesundheit der 

Bevölkerung hinsichtlich radioaktiver 

Stoffe in Wasser für den menschlichen 

Gebrauch (Richtlinie 2013/51/Euratom 

des Rates vom 22. Oktober 2013) ver-

abschiedet. Sie ist innerhalb von zwei 

Jahren in nationales Recht umzusetzen. 

Strahlenschutz für die Patienten 
in der Nuklearmedizin

Radiation Protection for Patients  

in Nuclear Medicine

For nuclear medicine diagnostics, it is 

in general sufficient to calculate doses 

for reference patients. In case of patient 

therapeutic measures using radioactive 

substances it is, however, necessary to 

assess individual doses to assure a suf-

ficient dose to the target tissues and to 

avoid too high doses to healthy organs at 

risk. To ensure a comparable patient dosi-

metry in all hospitals on the most recent 

scientific and technical level, a software 

was developed within a national project.                   

Ansprechpartner: 
Dietmar Noßke (03018 333-2330)

In der nuklearmedizinischen 

Diagnostik werden den Patienten 

offene radioaktive Arzneimittel 

verabreicht, die sich je nach ihren che-

mischen Eigenschaften im Stoffwech-

sel des Menschen unterschiedlich ver-

halten und sich in unterschiedlicher 

Konzentration in den Organen oder 

Geweben des Menschen vorüberge-

hend anreichern. Sie sind auf Grund 

ihrer Radioaktivität mit geeigneten 

Messverfahren in ihrer zeitlichen und 

räumlichen Verteilung im Patienten 

nachweisbar und darstellbar und 

ermöglichen somit die Untersuchung 

nahezu sämtlicher Organsysteme des 

Menschen. 

Zur Dosisabschätzung in der nuklear-

medizinischen Diagnostik genügt es im 

Allgemeinen, Dosiswerte für Referenz-

personen zu ermitteln. Entsprechende 

Modelle werden vom BfS bewertet und 

selbst entwickelt, wobei diese Arbeiten 

auch in die Veröffentlichungen der 

Internationalen Strahlenschutzkommis-

sion (ICRP [3]) eingehen.

Bei nuklearmedizinischen Therapien 

werden dem Patienten große Mengen 

radioaktiver Arzneimittel verabreicht, 

um gut- oder bösartige Wucherungen 

abzutöten. Diese Therapien können 

bei Überdosierung Schäden in gesun-

den Organen oder gar Organversagen 

verursachen oder bei Unterdosie-

rung nicht die gewünschte Wirkung 

(therapeutische Wirkung im Tumor) 

erzielen. Daher ist die korrekte Wahl 

der Aktivität auf der Grundlage einer 

individuellen Dosisermittlung wichtig. 

Um eine patientenspezifische Dosime-

trie und Therapie zu ermöglichen, die 

reproduzierbar und auf dem aktuellen 

wissenschaftlichen Stand ist, wurde 

innerhalb eines vom Bundesministeri-

um für Bildung und Forschung (BMBF) 

geförderten Projekts (NukDos) unter 

Beteiligung des BfS eine Software 

entwickelt, die alle Methoden zur 

Berechnung einer individuellen Dosis 

bei Strahlenanwendungen enthält. Sie 

kann Blut- und Urindaten verwenden, 

die Bilddaten von vorangegange-

nen Untersuchungen einlesen und 

stellt dem Nutzer die notwendigen 

Werkzeuge zur Bildauswertung zur 

Verfügung. Damit kann sie sowohl die 

individuelle zeitliche und räumliche 

Verteilung des Arzneimittels im Kör-

per berücksichtigen als auch die Lage 

und Größe der Organe des Patienten. 

Die Bedienung des Programms erfor-

dert Expertenwissen, es erleichtert 

aber die individuelle Dosimetrie, stellt 

deren Qualität auf dem derzeitigen 

wissenschaftlichen Stand sicher und 

ermöglicht insbesondere auch die 

Vergleichbarkeit der individuellen Pa-

tientendosimetrie zwischen verschie-

denen Kliniken. 

Aktivitätsverteilung 
in einer Patientin 
zu verschiedenen 
Zeitpunkten nach 
Applikation von 
Lu-177-Dotatate

© NUKLEARMEDIZIN DES KLINIKUMS DER UNIVERSITÄT WÜRZBURG  
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Schutz vor gesundheitlichen Schäden durch UV-Strahlung

NIEDRIG EXTREMHOCHMITTEL SEHR HOCH

Kein Schutz 
notwendig

Gefahrloser Aufenthalt 
draußen möglich.

UV Index

Schutz notwendig

In der Mittagszeit Schatten suchen, T-Shirt anziehen, 
Sonnencreme auftragen und Hut aufsetzen.

Besonderer Schutz notwendig

In der Mittagszeit möglichst nicht draußen aufhalten! 
Unbedingt Schatten suchen! T-Shirt, 
Sonnencreme und Hut sind dringend erforderlich.

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Protection from Health Impacts 

Caused by UV Radiation

Scientific studies show unambiguously 

that ultraviolet radiation (UV radiation) 

is carcinogenic in humans and causes 

skin cancer. A permanent change of 

the individual behaviour related to the 

sun and UV radiation towards a more 

responsible attitude is urgently required. 

In consequence, the Federal Office for 

Radiation Protection (BfS) has focused its 

activities on effective skin cancer preven-

tion measures.          
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Ansprechpartnerinnen: 
Cornelia Baldermann (03018 333-2141)
Monika Asmuß (03018 333-2147)

Es ist wissenschaftlich eindeutig 

erwiesen, dass ultraviolette 

Strahlung (UV-Strahlung) krebs-

erregend (kanzerogen) und Ursache 

für Hautkrebs ist. Die Internationale 

Agentur für Krebsforschung (Interna-

tional Agency for Research on Cancer, 

IARC [1]) der Weltgesundheitsorga-

nisation hat im Jahr 2009 natürliche 

und künstliche UV-Strahlung in die 

höchste Risikogruppe I „krebserre-

gend beim Menschen“ eingestuft. 

Hautkrebs ist die weltweit häufigste 

Krebserkrankung. In Deutschland hat 

sich die Erkrankungsrate (Inzidenz) 

für den schwarzen Hautkrebs (malig-

nes Melanom) seit den 1980er Jahren 

mehr als verdreifacht. Grund ist der 

sorglose Umgang mit Sonne und 

Solarien. Entsprechend kann durch 

einen vernünftigen Umgang mit der 

UV-Strahlung das Risiko, an Hautkrebs 

zu erkranken, vermindert werden.

Eine dauerhafte Veränderung der indi-

viduellen Einstellung gegenüber der 

UV-Strahlung ist dringend geboten. 

Das BfS hat daher seine Aktivitäten 

auf effektive Informationen und 

die Prävention gerichtet, mit dem 

obersten Ziel, die Erkrankungs- und 

Sterbehäufigkeit durch Hautkrebs zu 

senken. Angestrebt wird dabei nicht 

nur eine nachhaltige Veränderung des 

individuellen Verhaltens (Verhaltens-

prävention), sondern auch eine 

Veränderung solcher Lebens-, Arbeits- 

und Umweltbedingungen, die es dem 

Einzelnen im Alltag erschweren, den 

notwendigen UV-Schutz zu leben (Ver-

hältnisprävention). 

Maßnahmen des BfS zur 
Verhältnisprävention 
Als einen ersten Schritt zur Verhältnis-

prävention ergriff das BfS vor mehr als 

zehn Jahren die Initiative für ein frei-

williges Zertifizierungsverfahren für 

Solarienbetriebe. Dieses führte aber 

nicht zu dem erwünschten Erfolg und 

damit auch nicht zu einer Verbesse-

rung des Verbraucherschutzes. Daher 

wurden unter maßgeblicher Beteili-

gung des BfS rechtliche Regelungen 

erarbeitet. Im Jahr 2009 trat das 

Gesetz zum Schutz vor nichtionisieren-

der Strahlung bei der Anwendung am 

Menschen (NiSG) und 2012 dann die 

UV-Schutz-Verordnung (UVSV) in Kraft. 

Die Verantwortung für den Vollzug 

liegt bei den Bundesländern. Das BfS 

und das Bundesumweltministerium 

unterstützten die Landesbehörden in 

den Jahren 2012 und 2013 durch In-

formationsveranstaltungen. Zusätzlich 

erstellte das BfS zusammen mit der 

Arbeitsgemeinschaft Dermatologische 

Prävention (ADP) einen Ausbildungs-

leitfaden für Solarien-Fachpersonal 

[2]. Darüber hinaus beteiligt sich das 

BfS an der Erstellung deutscher und 

europäischer Normen für den Betrieb 

von Solarien mit dem Ziel, neben tech-

nischen Regeln auch Anforderungen 

des Strahlenschutzes in den Normen 

zu verankern.

Maßnahmen des BfS zur  
Verhaltensprävention
Das BfS informiert in Informations-

broschüren, im Internet (www.bfs.de 

-> UV-Strahlung) und durch Vorträge 

sowie Ausstellungen über Wirkun-

gen von UV-Strahlung und geeignete 

Schutzmaßnahmen. Die herrschende 

UV-Intensität der Sonne wird in Form 

des UV-Index vom BfS gemessen und 

veröffentlicht (www.bfs.de -> UV-In-

dex). 

In 2010 bündelte das BfS seine Aktivi-

täten zur Hautkrebsprävention unter 

dem Logo „Sonne – Aber sicher!“. 

Speziell für Kinder sowie deren 

Erzieher, Lehrkräfte und Eltern wurde 

eine mobile UV-Ausstellung – das 

UV-Infomobil (www.bfs.de -> UV-Info-

mobil) erstellt. So kann vor Ort über 

UV-Schutz informiert werden. Ergänzt 

wird dieses Angebot durch BfS-eigene 

UV-Unterrichtsmaterialien für Kinder-

gärten, Grundschulen und die Sekun-

darstufe I (bis 10. Klasse), die kostenlos 

zur Verfügung gestellt werden. 

Um das Thema UV-Schutz nachhaltig 

in den Schulen zu verankern, setzt das 

BfS auf Multiplikatorenschulungen in 

Form von Lehrerfortbildungen. In den 

Jahren 2012 und 2013 wurden in Zu-

sammenarbeit mit dem Landesinstitut 

für Schulqualität und Lehrerbildung 

Sachsen-Anhalt (LISA) bereits entspre-

chende Fortbildungen durchgeführt. 

Vernetzter Verbraucherschutz: 
Das UV-Schutz-Bündnis
Das BfS ist in Deutschland nicht der 

einzige Akteur zum Thema UV-Schutz. 

Eine Vernetzung der Hauptakteure 

im Bereich UV-Schutz ist ein wichtiger 

Schritt, um die Risikowahrnehmung 

in der Bevölkerung zu verbessern. 

Um dieser Vernetzung eine forma-

le Basis zu geben, hat das BfS das 

UV-Schutz-Bündnis initiiert (www.

bfs.de -> UV-Schutz-Bündnis). Es ist 

ein Zusammenschluss von derzeit 15 

wissenschaftlichen, medizinischen 

und politischen Organisationen und 

Institutionen, die in Deutschland und 

in der EU im UV-Schutz aktiv sind. Die 

gemeinsame Botschaft der Partner 

lautet „UV-Schutz ist gesund“. Eine sol-

che gleichlautende Botschaft aus dem 

Munde vieler namhafter Organisatio-

nen ist besonders wirksam. 

Der UV-Index (UVI) 
ist international 
einheitlich festgelegt. 
Er beschreibt den am 
Boden erwarteten 
Tagesspitzenwert der 
sonnenbrandwirksamen 
UV-Strahlung. 

Der QR-Code führt zu 
einem Informationsfilm.

Das Logo des 
UV-Schutz-Bündnisses
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NIEDRIG EXTREMHOCHMITTEL SEHR HOCH

Kein Schutz 
notwendig

Gefahrloser Aufenthalt 
draußen möglich.

UV Index

Schutz notwendig

In der Mittagszeit Schatten suchen, T-Shirt anziehen, 
Sonnencreme auftragen und Hut aufsetzen.

Besonderer Schutz notwendig

In der Mittagszeit möglichst nicht draußen aufhalten! 
Unbedingt Schatten suchen! T-Shirt, 
Sonnencreme und Hut sind dringend erforderlich.
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Strahlenschutz beim Stromnetzausbau

Power Grid Expansion and 

Radiation Protection

The electric power grids must be adjusted 

and/or expanded to cope with changes 

in power generation and consumpti-

on. In Germany radiation protection 

issues are regulated in the twenty-sixth 

ordinance implementing the Federal Im-

mission Control Act. The Federal Office 

for Radiation Protection provided advice 

to the competent ministry when the 

ordinance had been amended in 2013. 

The scope of the ordinance was extended, 

precautionary aspects were strengthened 

and a limit for static magnetic fields 

was introduced. It applies to high-volta-

ge direct current (HVDC) transmission 

lines, which are planned to transmit 

electric offshore energy to Germany’s 

western and southern centres. BfS calls 

for further precautionary measures to 

minimise exposures and to reduce uncer-

tainties in risk assessment. For that BfS 

initiates and coordinates research.

Ansprechpartner:	
Dirk Geschwentner (03018 333-2148) 

Grenzwerte für elektrische 

und magnetische Felder 

von ortsfesten Anlagen der 

Stromversorgung sowie Vorsorgean-

forderungen sind seit 1996 in der 

Sechsundzwanzigsten Verordnung 

zur Durchführung des Bundes-Im-

missionsschutzgesetzes (Verordnung 

über elektromagnetische Felder – 26. 

BImSchV) geregelt. 2013 trat eine 

geänderte Fassung der Verordnung in 

Kraft. Das BfS hat das Bundesumwelt-

ministerium bei der Novellierung fach-

lich unterstützt. Der Geltungsbereich 

der Verordnung wurde ausgedehnt 

und u. a. um Gleichstromanlagen er-

gänzt. Dadurch werden die geplanten 

„Stromautobahnen“ erfasst, die den 

vor allem an den Küsten erzeugten 

Windstrom zu den Verbrauchszentren 

leiten sollen. Gleichstromleitungen 

sind von Gleichfeldern umgeben, für 

die es jetzt einen rechtlich verbindli-

chen Immissionsgrenzwert gibt. 

Die Empfehlungen für die vom Ge-

setzgeber festzulegenden Grenzwerte 

stützt das BfS auf eigene Bewertungen 

und auf die Risikobewertung internati-

onaler Fachgremien wie zum Beispiel 

der Internationalen Kommission 

zum Schutz vor nichtionisierender 

Strahlung (ICNIRP) und der Weltge-

sundheitsorganisation (WHO). Aus den 

Publikationen dieser Organisationen 

und aus veröffentlichten Forschungs-

resultaten leitet das BfS Forschungs-

bedarf ab. Offene Fragen bestehen zu 

einem möglichen Zusammenhang von 

niederfrequenten Magnetfeldern und 

Leukämien im Kindesalter (  s. S. 54) 

sowie neurodegenerativen Erkrankun-

gen (  s. S. 87).

Weil es noch offene Fragen gibt, rät 

das BfS zur Vorsorge. Hierzu gehören 

die Information über nachgewiesene 

und vermutete Risiken, die Inten-

sivierung und Koordinierung von 

Forschung sowie die Minimierung 

vermeidbarer Expositionen. Gemäß 

26. BImSchV dürfen Drehstromfreilei-

tungen mit 220 kV und mehr, die in 

einer neuen Trasse geplant werden, 

aus Vorsorgegründen nicht mehr  

Der QR-Code führt zu 
einem Informationsfilm.
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über Gebäude- oder Gebäudeteile 

geführt werden, die zum dauerhaften 

Aufent-halt von Menschen bestimmt 

sind. Bei neuen oder wesentlich 

geänderten Gleichstrom- und 

Niederfrequenzanla-gen müssen die 

elektrischen, magne-tischen und 

elektromagnetischen Felder zukünftig 

nach dem Stand der Technik 

minimiert werden. Konkrete Details 

sollen in einer Verwaltungsvorschrift 

geregelt werden, an deren Erar-

beitung sich das BfS beteiligen wird.

Beim Stromnetzausbau müssen 

Strahlenschutzaspekte von Anfang 

an beachtet werden. Belange des 

Wohnumfeldschutzes beinhalten unter 

anderem den Schutz vor möglichen 

gesundheitlichen Risiken durch 

niederfrequente Felder. Immissions-

grenzwerte beruhen auf gesicherten 

wissenschaftlichen Erkenntnissen 

zu gesundheitlichen Wirkungen. 

Ergänzende Vorsorgeempfehlungen 

berücksichtigen wissenschaftliche 

Unsicherheiten und bestehen aus 

Informationsmaßnahmen, weiterer 

Forschung und Minimierung vermeid-

barer Expositionen. 

Vorsorgeaspekte spielen auch bei der 

Intensivierung der Bürgerbeteiligung 

im Zusammenhang mit der Planung 

neuer Stromtrassen eine Rolle. Das BfS 

begrüßt, dass die formalen Verfahren 

zur Information und Transparenz in 

den letzten Jahren intensiviert wurden 

und damit den Bürgerinnen und Bür-

gern Gelegenheit gegeben wird, früh-

zeitig ihre Interessen einzubringen 

und über Alternativen zu diskutieren. 

Dies sollte durch weitere frühzeitige 

informelle Beteiligungsverfahren 

ergänzt werden. Nur so können die 

Interessen aller bei den Planungen 

angemessen berücksichtigt werden.
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Gesundheitsschutz beim Mobilfunk

Mobile Communications and  

Health Protection

Mobile communications technology is ba-

sed on emitting and receiving electroma-

gnetic waves. Base stations and mobile 

phones both contribute to the public’s 

exposure, but protection measures have 

to take into account the fairly different 

exposure patterns. Safety and health 

protection regarding mobile phones is 

dealt with by legislation on product safe-

ty. Details are substantiated in technical 

standards. BfS contributes to the work 

done in technical committees of standar-

disation bodies and informs the public 

about exposures and precautionary mea-

sures. The twenty-sixth ordinance imple-

menting the Federal Immission Control 

Act regulates the erection and operation 

of base stations. Based on scientifically 

sound expertise, BfS provided advice for 

the competent German ministry when 

the Ordinance was amended in 2013.

Ansprechpartner:		
Dirk Geschwentner (03018 333-2148)
Peter Hofmann (03018 333-2152) 

Die Nutzung des Mobilfunks  

  ist heutzutage eine Selbstver-

ständlichkeit. Mit Hilfe hoch-

frequenter elektromagnetischer Felder 

werden digitale Informationen draht-

los übertragen. Die Sicherheit der 

Anwender von Mobilfunkgeräten und 

der Schutz der Bevölkerung vor schäd-

lichen Umwelteinwirkungen durch die 

Felder der ortsfesten Basisstationen 

sind unterschiedlich geregelt.

Gesundheitsschutz bei mobilen  
Endgeräten – Handys und Smartphones
Die Sicherheit von Handys und 

Smartphones fällt in den Bereich des 

Produktsicherheitsrechts. Ein Maß für 

die Exposition des Anwenders, das 

heißt für die Energie pro Zeiteinheit, 

die im Körper aufgenommen wird, ist 

die Spezifische Absorptionsrate (SAR). 

Die Internationale Kommission zum 

Schutz vor nichtionisierender Strah-

lung empfiehlt, 2 W/kg nicht zu über-

schreiten. Die Schutzwirkung des emp-

fohlenen Höchstwerts wurde unter 

anderem im Rahmen des Deutschen 

Mobilfunk Forschungsprogramms 

(DMF [1]) bestätigt. Messbedingungen 

für die SAR werden in Normungs-

gremien festgelegt, in denen das BfS 

mitarbeitet. Das BfS setzt sich für eine 

vorsorgliche Verringerung der indivi-

duellen Exposition und für eine um-

fassende Information der Bevölkerung 

als Ergänzung zu den Vorschriften des 

Produktsicherheitsrechts ein.

Auf verschiedenen Veranstaltungen 

informierte das BfS 2013 Verbraucher 

vor Ort. So war das BfS u. a. auf der 

Bildungsmesse DIDACTA und auf der 

Internationalen Funkausstellung (IFA) 

vertreten. Besucher konnten sich an 

Informationstafeln oder im Gespräch 

mit BfS-Mitarbeitern über Strahlen-

schutzaspekte informieren. An einem 

mobilen SAR-Messsystem konnten 

die Besucher den SAR-Wert ihres 

Mobiltelefons unter Live-Bedingungen 

ermitteln.

Zur Verbraucherinformation gehören 

auch die vom BfS durchgeführten 

Erhebungen der unter Laborbedin-

gen gemessenen SAR-Werte von 

Handys und Smartphones. Die hohen 

Zugriffszahlen auf die entsprechenden 

BfS-Internetseiten [2] bestätigen das 

hohe Verbraucherinteresse.

Immissionsschutz bei  
Mobilfunk-Basisstationen
Grenzwerte für hochfrequente elek-

tromagnetische Felder von Mobil-

funk-Basisstationen sind in der 26. 

Bundesimmissionsschutzverordnung 

geregelt. 2013 wurde die Verordnung 

geändert. Das BfS hat das Bundesum-

weltministerium fachlich unterstützt. 

Gestützt auf die Ergebnisse des DMF 

konnten die Grenzwerte unverändert 

gelassen werden. Allerdings müssen 

sie nun auch an Orten eingehalten 

werden, an denen sich Menschen 

nur vorübergehend aufhalten. Eine 

weitere Neuerung besteht darin, dass 

die von den Mobilfunknetzbetreibern 

im Rahmen ihrer Selbstverpflichtung 

(  s. S. 56) bei der Standortauswahl 

freiwillig durchgeführte Beteiligung 

von Kommunen in ihren Grundzügen 

nun gesetzlich geregelt ist.

[1
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Strahlenschutzvorsorge: Verbraucherprodukte mit dem Blauen Engel

The Easy Way of Precaution:  

Consumer Products Labelled with 

“Blauer Engel”

Electric appliances emit electromagnetic 

fields and contribute to the public’s 

exposure. Preferring low-radiation pro-

ducts is one way of precaution. But how 

can customers identify low-radiation 

products? “Blauer Engel” is an environ-

ment-related label for products and 

services that is well accepted by German 

customers. It enjoys a high level of trust 

and is easily identified. Products and 

services that are ecologically sound can 

be awarded. BfS contributes precautio-

nary aspects when Basic Award Criteria 

for field emitting devices are being set 

up. Low-radiation mobile phones or 

baby monitors are only two examples of 

products that can be awarded so far.

Ansprechpartner:		
Dirk Geschwentner (03018 333-2148)

Elektrisch betriebene Ver-

braucherprodukte sind von 

elektrischen und magneti-

schen Feldern umgeben. Für die 

bestimmungsgemäße Funktion kann 

es erforderlich sein, dass ein Gerät be-

stimmte Felder erzeugt und abstrahlt 

(Beispiel Mobiltelefon). Felder können 

aber auch nach außen treten, ohne 

dass eine Funktion damit verbunden 

ist. In beiden Fällen resultiert für den 

Verwender des Geräts eine Exposition, 

die von der Konstruktion des Geräts 

und von der individuellen Nutzung 

abhängt.

Die Sicherheit und der Schutz der 

Gesundheit sind Anforderungen im 

Produktsicherheitsrecht, die von 

technischen Sicherheitsnormen 

konkretisiert werden. Danach sollen 

empfohlene Expositionshöchstwerte 

bei der Verwendung einzelner Geräte 

nicht überschritten werden. Die 

Empfehlungen leiten sich aus den 

wissenschaftlichen Erkenntnissen über 

die gesundheitsrelevanten Feldwir-

kungen ab. Wegen noch bestehender 

wissenschaftlicher Unsicherheiten in 

der Risikobewertung empfiehlt das 

BfS darüber hinaus, die individuelle 

Exposition zu minimieren.

Eine etablierte Umweltkennzeichnung: 
Der Blaue Engel
Eine Möglichkeit zur Expositionsmini-

mierung besteht in der Nutzung mög-

lichst strahlungsarmer Geräte. Aber 

wie können strahlungsarme Produkte 

erkannt werden? Wie kann der Aspekt 

des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 

bei der Kaufentscheidung berücksich-

tigt werden? Eine Möglichkeit ist es, 

sich an einer etablierten Umweltkenn-

zeichnung wie dem „Blauen Engel“ [3] 

zu orientieren. 

Auf Antrag des Herstellers oder eines 

Anbieters können Produkte mit dem 

Blauen Engel ausgezeichnet werden, 

die besonders umweltfreundlich sind 

und zugleich die hohen Ansprüche 

des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 

sowie der Gebrauchstauglichkeit erfül-

len. Die Vergabekriterien werden von 

einer unabhängigen Jury beschlossen. 

Diese stützt sich auf die Erkennt-

nisse aus Expertenanhörungen, in 

denen die Ziele des Umweltzeichens 

diskutiert und für die jeweilige Pro-

duktgruppe konkretisiert werden.

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS 

[4]) entsendet regelmäßig Fachleute 

zu den Expertenanhörungen und 

bringt seine Strahlenschutzkompetenz 

ein. Die erste so entwickelte Verga-

begrundlage betrifft Mobiltelefone: 

Geräte, die die Anforderungen des 

Produktsicherheitsrechts übertreffen 

und den international empfohlenen 

Expositionshöchstwert von 2 Watt 

pro Kilogramm Gewebemasse unter 

definierten Bedingungen zu weniger 

als etwa einem Drittel ausschöpfen, 

können seit 2002 mit dem Blauen 

Engel ausgezeichnet werden. Voraus-

setzung ist, dass zusätzliche Bedingun-

gen, zum Beispiel an die Anwenderin-

formationen oder an das mitgelieferte 

Zubehör (Headset), erfüllt sind.

In den Folgejahren sind für weitere 

Produktkategorien Vergabegrundla-

gen entwickelt worden, zum Beispiel 

für Babyüberwachungsgeräte und Mi-

krowellenkochgeräte. In 2013 wurden

die Vergabegrundlagen, die auch un-

ter Beteiligung des BfS entstanden wa-

ren, darunter die Vergabegrundlagen 

für digitale Schnurlostelefone, Lampen 

und Router, an die technischen 

Weiterentwicklungen angepasst. Die 

Anforderungen werden bewusst hoch 

angesetzt, so dass nur die so genann-

ten „Top Runner“ einer Produktgrup-

pe ausgezeichnet werden können.

In ausgewählten Produktkategorien 

bietet das Umweltzeichen „Der Blaue 

Engel“ somit schon heute eine ein-

fache Entscheidungshilfe beim Kauf 

strahlungsarmer Produkte. Weitere 

Produktkategorien sollen folgen. An 

die Hersteller richtet sich der Appell, 

die Aspekte des vorsorgenden Strah-

lenschutzes bereits bei der Geräte-

konstruktion zu berücksichtigen und 

den Blauen Engel als das etablierte 

Umweltzeichen in Deutschland zur 

Kennzeichnung strahlungsarmer und 

besonders umweltbewusst hergestell-

ter Produkte verstärkt zu nutzen.

Prozentualer Anteil 
erfasster Mobiltelefone, 
die den Blauen Engel 
aus Strahlenschutz- 
Gesichtspunkten 
erhalten könnten  
(SAR-Wert bis 0,6 W/kg); 
2007 – 2009 erhielt ein 
Gerät den Blauen Engel, 
2013 zwei Geräte.
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Konsequenzen aus dem Reaktorunfall in Fukushima

Consequences from the Fukushima 

Nuclear Accident

The Japanese Fukushima Daiichi nuclear 

power station was severely damaged by 

a natural disaster on 11th March 2011, 

causing accidental releases of radioactive 

material into the environment. Since 

then, BfS has been investigating the po-

tential radiological consequences of simil-

ar accidents in Germany. Based on the 

results of these investigations on three 

nuclear power stations, the German 

Commission on Radiological Protection 

has released further recommendations 

for the expansion of current nuclear 

power station emergency planning zones. 

BfS also participated in major internati-

onal assessments of radiation exposures 

and health risks resulting from the Fu-

kushima radioactive releases: two World 

Health Organisation reports, covering 

initial assessments, and the larger scale 

report by the United Nations Scientific 

Committee on the Effects of Atomic 

Radiation.

Ansprechpartner/innen: 	
Florian Gering (03018 333-2576)
Linda Walsh (03018 333-2258)
Matthias Zähringer (03018 333-6770) 

Änderung der Planungsgebiete für  
Katastrophenschutzmaßnahmen –  
Welche Schutzmaßnahmen sind nötig bei 
einem Unfall in einem Kernkraftwerk?

Der Unfall in Fukushima Daiichi

Am 11. März 2011 ereignete sich 

  vor der Ostküste Japans das   

    schwerste Erdbeben, das 

für dieses Land bisher dokumentiert 

wurde. Durch das Erdbeben und 

die dadurch ausgelöste gewaltige 

Tsunamiwelle starben über 20.000 

Menschen. Der Tsunami führte 

zudem zu einer Kernschmelze in drei 

Reaktorblöcken des Kernkraftwerks 

Fukushima Daiichi, die Folge war 

die größte nukleare Katas trophe seit 

Tschernobyl. Etwa 90.000 Menschen in 

der Umgebung – teilweise bis zu einer 

Entfernung von fast 50 km – mussten 

ihre Heimat verlassen, viele von ihnen 

können bis heute nicht zurückkehren. 

Auf nationaler und internationaler 

Ebene befassen sich Institutionen und 

Expertengremien mit den Folgen der 

nuklearen Katastrophe und mit den 

Konsequenzen, die daraus abzuleiten 

sind. Das Bundesamt für Strahlen-

schutz (BfS) ging der Frage nach, 

welche Auswirkungen ein Unfall in 

einem Kernkraftwerk in Deutschland 

hätte. Die Weltgesundheitsorganisa-

tion (WHO) und das United Nations 

Scientific Committee on the Effects of 

Atomic Radiation (UNSCEAR) beriefen 

Expertengruppen ein, die sich mit 

einer Abschätzung der Strahlendosen 

und der zu erwartenden gesundheit-

lichen Folgen befassten. An diesen 

Gruppen war das BfS jeweils maßgeb-

lich beteiligt. 

Welche Schutzmaßnahmen sind  
nötig bei einem Unfall in einem  
deutschen Kernkraftwerk?
Das BfS hatte sich nach dem Unfall 

in Fukushima zunächst mit der Frage 

befasst, welche Auswirkungen ein 

Unfall in einem deutschen Kernkraft-

werk mit einem ähnlichen Verlauf wie 

in Fukushima in Deutschland hätte 

(s. BfS-Bericht BfS-SW-11/12 [1]). Eine 

systematische Vertiefung dieser ersten 

Untersuchung anhand von mehr als 

5.000 Fallbeispielen wurde zwischen 

Herbst 2012 und Herbst 2013 durchge-

führt. Das BfS kommt dabei zu dem Er-

gebnis, dass die bisherigen Planungen 

für den Notfallschutz, basierend auf 

den Erfahrungen von Fukushima, kri-

tisch überprüft und weiterentwickelt 

werden sollten. Die Ergebnisse dieser 

BfS-Studien bilden die Grundlage für 

eine neue Empfehlung der deutschen 

Strahlenschutzkommission (SSK [2]), in 

der neue Notfallschutz-Planungszonen 

empfohlen werden. Diese wurden am 

14. Februar 2014 verabschiedet und

vom Bundesumweltministerium (BMUB) 

umgehend den Länderbehörden zur 

weiteren Planung weitergeleitet.

Simulation von Unfällen in  
deutschen Kernkraftwerken
Alle Untersuchungen des BfS zu mög --

lichen Auswirkungen von schweren 

Kernkraftwerks-Unfällen in Deutsch-

land wurden mit dem Computerpro-

gramm RODOS durchgeführt. Berück-

sichtigt wurden dabei lang anhaltende 

Freisetzungen, die bisher nicht im 

Zentrum der Planungen standen. 

Für die vertiefte und systematische 

Untersuchung wurden drei verschie-

dene Kernkraftwerke in Deutschland 

(Unterweser, Grohnde und Philipps-

burg) ausgewählt. Sie repräsentieren 

verschiedene orographische Lagen 

(diese beschreiben verschiedene Ge-

ländeformen wie Berge, Täler, flaches 

Land) und klimatische Zonen. 

Quellterme und Wetterlage spezifisch  
für Kernkraftwerke in Deutschland 
Als Freisetzungsszenarien wurden 

schwere Unfälle mit Kernschmelze 

unterstellt, die in die höchsten Katego-

rien 5, 6 und 7 nach der international 

gebräuchlichen INES-Skala zur Bewer-
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tung nuklearer und radiologischer 

Ereignisse einzuordnen wären [3]. Auf 

der Basis dieser Freisetzungen und mit 

realen meteorologischen Daten des 

Deutschen Wetterdienstes (DWD) wur-

den Berechnungen für einen frei ge-

wählten Zeitraum (November 2011 bis 

Oktober 2012) durchgeführt. Aufgrund 

der großen Zahl an Ergebnissen (aus 

über 5.000 Einzelrechnungen) steht 

damit eine gesicherte Grundlage für 

Aussagen zu möglichen radiologischen 

Auswirkungen zur Verfügung.

Auswertung der Berechnungen
Die Berechnungen wurden in Bezug 

auf verschiedene Parameter ausgewer-

tet, insbesondere im Hinblick auf die 

Gebiete beziehungsweise die maxima-

le Entfernung vom Kernkraftwerk, bis 

zu der Dosis-Eingreifrichtwerte über-

schritten werden und damit bestimm-

te Katastrophenschutzmaßnahmen 

ergriffen werden. Diese Maßnahmen 

sind: Verbleiben im Haus, Verteilung 

von Jodtabletten und Evakuierung. 

Ein Fallbeispiel
Die Abbildung auf Seite 32 oben 

zeigt die Strahlenbelastung durch die 

Direktstrahlung radioaktiver Stoffe in 

der Luft und am Boden sowie durch 

die Inhalation von radioaktiven Stof-

fen für ein simuliertes Szenario eines 

Unfalls im Kernkraftwerk Grohnde mit 

Freisetzungsbeginn am 1. Novem-

ber 2011. Die insgesamt freigesetzte 

Menge an radioaktiven Stoffen ist in 

etwa vergleichbar mit der Freisetzung 

während des Fukushima-Unfalls. Die 

bisherigen Planungszonen für den 

Notfallschutz sind als rote Kreise um 

das Kernkraftwerk (in der Mitte der 

Abbildung) eingezeichnet. 

Zusätzlich sind in dieser Abbildung mit 

orange/roten Farbtönen Gebiete einge-

tragen, in denen wegen der Überschrei-

tung der Dosisrichtwerte die Maßnahme 

„Aufenthalt in Gebäuden“ notwendig 

wäre. Mit violetten Farbtönen sind 

Gebiete gekennzeichnet, in denen eine 

Evakuierung angeordnet werden müsste. 

Demnach wäre die Maßnahme „Auf-

enthalt in Gebäuden“ in nördlicher Rich-

tung bis zu einer maximalen Entfernung 

von ca. 27 km erforderlich. 

Weitere Ergebnisse
Für etwa 1.100 Fallbeispiele wurde 

die höchste Unfall-Kategorie INES 7 

angenommen. In der Abbildung auf 

Seite 32 unten sind die Entfernungen 

eingetragen, bis zu denen jeweils 

Evakuierungen vorgenommen werden 

müssten. Aus der Auswertung aller 

Berechnungen ergeben sich folgende 

wesentliche Erkenntnisse:

• Akute	Strahlenschäden	können

durch eine schnelle Evakuierung –

d. h. noch vor Beginn der Freiset-

zung – im Umkreis von etwa 5 km

vermieden werden.

• Bis	zu	einer	Entfernung	von	ca.

20 km von der Anlage muss mit dem

Überschreiten der Eingreifrichtwerte

für Evakuierung und der Einnahme

von Jodtabletten gerechnet werden.

• Bis	zu	einer	Entfernung	von

100 km können die Eingreifricht-

werte für „Aufenthalt in Gebäuden“

erreicht werden.

Messung der radio­
aktiven Belastung in der 
Nähe von Reaktor Nr. 4  
des Kernkraftwerks 
Fukushima Daiichi am 
6. März 2013, kurz vor
dem zweiten Jahrestag 
der durch Tsunami und 
Erdbeben verursachten 
Atomkatastrophe.

© ISSEY KATO/POOL/CORBIS
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• Die Durchführung der Jodblockade

für Kinder und Jugendliche sowie

Schwangere kann in Entfernungen

bis mindestens 200 km von der

Anlage in Ausbreitungsrichtung

notwendig werden.

Die genannten Ergebnisse des BfS sind 

direkt in eine neue Empfehlung der 

SSK eingeflossen, die eine Ausweitung 

der bisherigen Planungszonen für den 

Notfallschutz in der Umgebung von 

Kernkraftwerken empfiehlt. 

So sollen die Planungsradien wie folgt 

ausgedehnt werden:

• für Evakuierung von bisher 10 km

auf 20 km Umkreis,

• für die Maßnahme „Verbleiben

im Haus“ und die Verteilung von

Jodtabletten an Kinder, Jugendliche

und Erwachsene von 10 km bzw.

25 km auf 100 km,

• für die Verteilung von Jodtablet-

ten an Kinder, Jugendliche und

Schwangere von 100 km auf das

gesamte Bundesgebiet.

Auch außerhalb der angegeben 

Planungsradien können in seltenen 

Fällen Schutzmaßnahmen erforder-

lich werden, diese würden bei einem 

kerntechnischen Unfall nach Bedarf 

zusätzlich eingeleitet.

Bericht der UN-Kommission UNSCEAR

Im Auftrag der Vereinten Natio-

nen trug eine Expertengruppe 

der zuständigen UN-Kommission 
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Strahlenbelastung durch die Direkt-
strahlung radioaktiver Stoffe in der 
Luft und am Boden sowie durch die 
Inhalation von radioaktiven Stoffen 
für ein Fallbeispiel für das KKW 
Grohnde, mit Freisetzungsbeginn am 
1. November 2011.
Die roten Kreise mit Unterteilung in 
Sektoren kennzeichnen die  
bisherigen Notfallschutz-Planungs-
zonen mit einem Radius von  
25 km – äußerer Kreis,  
10 km – mittlerer Kreis und  
2 km – innerer Kreis.

Ergebnisse der Fallbeispiele für die 
Standorte Grohnde, Unterweser 
und Philippsburg und einer  
Freisetzung der höchsten Unfall- 
Kategorie INES 7; dargestellt ist 
für die ca. 1100 Fallbeispiele die 
maximale Entfernung, bis zu der in 
jedem einzelnen Fallbeispiel  
aufgrund der auftretenden 
Strahlenexposition evakuiert 
werden müsste (nach Entfernungen 
sortiert).
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UNSCEAR (United Nations Scientific 

Committee on the Effects of Atomic 

Radiation) zwischen 2011 und 2013 

alle verfügbaren und relevanten Infor-

mationen zusammen und überprüfte 

deren Qualität und Repräsentanz. Die 

Freisetzung von radioaktiven Stoffen 

und deren Ausbreitung in der Atmo-

sphäre und im Ozean wurde rekon-

struiert, darauf basierend wurde die 

Strahlenexposition der Bevölkerung, 

der Arbeiter und der Flora und Fauna 

berechnet sowie die resultierenden 

Gesundheitsfolgen für die Japaner und 

die Weltbevölkerung abgeschätzt. Der 

UNSCEAR-Expertengruppe gehörten 

über 80 Fachleute aus 18 Staaten, 

darunter vier BfS-Mitarbeiter an. Sie 

wurde von Dr. Wolfgang Weiss, dem 

ehemaligen Leiter des BfS-Fachbereichs 

„Strahlenschutz und Gesundheit“, gelei-

tet. Der UNSCEAR-Bericht wurde am 

2. April 2014 veröffentlicht [4].

Das BfS war an der Überprüfung der 

Daten, der Abschätzung der Frei-

setzung, der Ausbreitung und der 

Strahlenexposition der Bevölkerung 

beteiligt. Andere Untersuchungen, wie 

z. B. die Abschätzung der Strahlenex-

position der KKW-Arbeiter, liefen ohne 

Beteiligung des BfS ab. 

Laut diesem Bericht gab es aufgrund 

der bei dem Unfall freigesetzten radio-

aktiven Stoffe bisher keine statistisch 

nachweisbaren Erhöhungen von 

Krebsraten in der Bevölkerung. Auch 

für die Zukunft rechnet UNSCEAR 

nicht mit statistisch nachweisbaren 

Gesundheitsfolgen durch die bei dem 

Unfall freigesetzten radioaktiven Stof-

fe. Dies heißt, dass durch die freige-

setzten radioaktiven Stoffe das Risiko, 

an Krebs zu erkranken, grundsätzlich 

erhöht ist. Der erwartete Anstieg ist 

aber so gering, dass er angesichts der 

Schwankungsbreite der ohnehin vor-

handenen Rate an Krebserkrankungen 

in der Bevölkerung statistisch nicht 

nachweisbar sein wird. Bei Schilddrü-

senkrebs von Kindern ist es allerdings 

möglich, dass zukünftig vermehrt 

Erkrankungen statistisch beobachtet 

können.

Freisetzung von radioaktiven Stoffen 
und Ausbreitung in der Atmosphäre
Der Unfall in Fukushima Daiichi 

wurde in die höchste Kategorie der 

internationalen INES-Skala eingestuft, 

der einzige andere Unfall in dieser 

Kategorie seit Einführung der Skala 

ist der Tschernobyl-Unfall. In beiden 

Fällen wurden große Mengen an 

radioaktiven Stoffen freigesetzt, insbe-

sondere radioaktives Jod, radioaktives 

Caesium und radioaktive Edelgase. 

Nach UNSCEAR-Abschätzungen, die 

aus verschiedenen Gründen mit Unsi-

cherheiten behaftet sind, wurden ca. 

100 bis 500 Petabecquerel (PBq, 1PBq = 

1 Billiarde Becquerel) von Jod-131 (I-

131) und jeweils ca. 6 bis 20 PBq von 

Cäsium-134 (Cs-134) und Cäsium-137 

(Cs-137) in die Atmosphäre freigesetzt. 

Dies entspricht ungefähr 10 % (I-131) 

bzw. 20 % (Cs-137) der beim Unfall in 

Tschernobyl freigesetzten Aktivitäten. 

Freisetzungen von anderen Radionukli-

den – insbesondere Strontium, Barium 

und Plutonium – lagen deutlich nied-

riger und tragen deshalb auch nur ver-

nachlässigbar zur Strahlenexposition  

der Bevölkerung bei. 

Strahlenexposition der Bevölkerung
Rasches Evakuieren und Maßnahmen 

wie das Überwachen der radioaktiven 

Belastung von Nahrungsmitteln haben 

die Strahlenbelastung der Bevölke-

rung in hohem Maße reduziert. Zur 

Strahlenexposition durch den Unfall 

tragen insbesondere das kurzlebige 

Iod-131 (Halbwertszeit acht Tage) sowie 

die längerlebigen Radionuklide Cs-137 

(Halbwertszeit 30 Jahre) und Cs-134 

(zwei Jahre) bei. Die durch den Unfall 

verursachte zusätzliche Strahlendosis 

ist laut UNSCEAR bei einem Großteil 

der japanischen Bevölkerung im 

ersten Jahr nach dem Unfall niedriger 

als die Strahlendosis aus natürlichen 

Quellen, die in Japan – wie auch in 

Deutschland – im Mittel etwa 2 mSv 

pro Jahr beträgt. Dies gilt auch für 

die Nachbarpräfekturen von Fukus-

hima. In weiten Teilen der Präfektur 

Fukushima war die durch den Unfall 

verursachte Strahlendosis im ersten 

Jahr allerdings höher als die Strahlen-

dosis aus natürlichen Quellen.

Für die Bevölkerung in der Präfek-

tur Fukushima wurde eine Dosis im 

Bereich 

• zwischen 1 und 4 mSv im ersten

Jahr für Erwachsene und

• 2 bis 8 mSv für Kleinkinder abge-

schätzt.

Für die evakuierte Bevölkerung aus 

den am höchsten belasteten Gebieten 

in Fukushima wurde für das erste Jahr 

eine zusätzliche, durch den Reak-

torunfall von Fukushima verursachte 

Dosis von 

• bis zu 10 mSv für Erwachsene und

• bis zu 13 mSv für Kleinkinder

ermittelt (s. Abb. unten).

In den folgenden Jahren fällt die 

unfallbedingte Dosis rapide ab. Es 

wird von einer Dosis über die gesamte 

Lebenszeit ausgegangen, die etwa 

doppelt so hoch sein wird wie die 

Dosis im ersten Jahr. Alle genannten 

Dosisabschätzungen unterliegen aller-

dings beträchtlichen Unsicherheiten, 

Abschätzung der effekti-
ven Dosis für Kleinkinder 
in Japan im ersten 
Jahr nach dem Unfall 
in Fukushima Daiichi 
(Quelle: UNSCEAR 2013 
Report, Volume I, Report 
to the General Assembly, 
Scientific Annex A: 
Levels and effects of 
radiation exposure due 
to the nuclear accident 
after the 2011 great 
east-Japan earthquake 
and tsunami). Die graue 
Fläche markiert die  
Evakuierungszonen, in 
denen für eine Vielzahl 
von Evakuierungs
szenarien die Einzel
dosen separat ermittelt 
wurden.
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zum Beispiel aufgrund der Unsicher-

heiten über die Freisetzungen bei dem 

Unfall, über die Wetterbedingungen 

nach dem Unfall oder über die vorge-

nommenen Evakuierungen. Die Dosen 

für Einzelpersonen können deutlich 

um die hier angegeben mittleren Wer-

te schwanken, beeinflusst z. B. durch 

den jeweiligen Aufenthaltsort und die 

Verweilzeiten an bestimmten Orten 

oder die spezifischen Lebens- und 

Verzehrgewohnheiten.

Strahlenexposition der Arbeiter
Bis Ende Oktober 2012 waren etwa 

24.500 Arbeiter am Kernkraftwerk 

Fukushima Daiichi eingesetzt worden. 

Die Strahlenbelastungen der Arbeiter 

wurden von einer UNSCEAR-Exper-

tengruppe unter Leitung des franzö-

sischen Institut de Radioprotection et 

de Sûreté Nucléaire (IRSN) untersucht. 

Das BfS war an diesen Untersuchun-

gen nicht beteiligt. Die als Basis für 

diese Untersuchungen verwendeten 

und vom Betreiber Tepco gemachten 

Angaben zu den Dosiswerten der 

Arbeiter sind mit beträchtlichen Unsi-

cherheiten behaftet. Messungen von 

Dritten stehen nicht zur Verfügung. 

Zudem gibt es Hinweise dafür, dass 

gerade in der Anfangszeit nicht alle 

Arbeiter mit den notwendigen Perso-

nendosimetern ausgerüstet waren.

Nach diesen Angaben sind nur bei 

einer relativ geringen Anzahl von 

Arbeitern höhere Dosen als 100 mSv 

erreicht worden. Akute Strahlenschä-

den, die bei hohen Strahlendosen als 

Strahlenkrankheit auftreten können 

und sich anfangs zum Beispiel in Übel-

keit und Kopfschmerzen äußern, sind 

bei keinem der eingesetzten Arbeiter 

beobachtet worden. In Tschernobyl da-

gegen traten laut UNSCEAR 134 Fälle 

von Strahlenkrankheit bei Arbeitern 

auf, 28 endeten tödlich. 

Erste Abschätzung der gesundheitlichen 
Folgen der Katastrophe im Kernkraft
werk Fukushima durch die WHO

Eine weitere Expertengruppe 

befasste sich mit einer vorläu-

figen Abschätzung der aus 

der ermittelten Strahlenbelastung 

resultierenden Strahlenrisiken. Im 

Februar 2013 veröffentlichte die WHO 

einen auf den Empfehlungen dieser 

Expertengruppe basierenden Bericht 

[5]. Er stellt den ersten internationa-

len Versuch dar, die gesundheitlichen 

Folgen des Unfalls auf globaler Ebene 

abzuschätzen. Ziel ist es, Behörden 

und Entscheidungsträger aus dem 

Gesundheitswesen auf nationaler und 

internationaler Ebene bei der Auswahl 

geeigneter Maßnahmen und der Set-

zung von Prioritäten zu unterstützen. 

Bei der Risikoabschätzung für die 

Allgemeinbevölkerung wurden vier 

verschiedene Gruppen berücksichtigt, 

die sich hinsichtlich der ermittelten ef-

fektiven Strahlendosis (siehe Infokasten 

S. 35 oben) unterscheiden:

• Gruppe 1 – die zwei am stärksten be-

troffenen Ortschaften in der Präfektur

Fukushima (effektive Strahlendosis

zwischen 12 mSv und 25 mSv).

• Gruppe 2 – einzelne weniger stark

betroffene Ortschaften in der Präfek-

tur Fukushima (effektive Strahlendo-

sis zwischen 3 mSv und 5 mSv).

• Gruppe 3 – der Rest von Japan,

einschließlich der geringer betrof-

fenen Ortschaften in der Präfektur

Fukushima (effektive Strahlendosis

etwa 1 mSv).

• Gruppe 4 – Japans Nachbarländer

und der Rest der Welt (effektive

Strahlendosis unter 1 mSv).

Welche Risiken wurden untersucht?
Für die Beschreibung der möglichen 

gesundheitlichen Folgen wurde von 

der Expertengruppe das so genannte 

„lifetime attributable risk“ verwendet. 

Darunter versteht man in diesem 

Zusammenhang die Wahrschein-

lichkeit, dass eine Person bis zum 

Alter von 89 Jahren aufgrund der 

Strahlenbelastung durch das Unglück 

an Krebs erkrankt. Betrachtet wird 

dabei eine hinsichtlich Gewohnhei-

ten, Anfälligkeit für Krankheiten, 

Strahlenempfindlichkeit und anderen 

Faktoren „durchschnittliche Person 

der Bevölkerung“ und zwar in drei Al-

tersstufen: (1) Säuglinge, d. h. Kinder, 

die zur Zeit des Unfalls weniger als 1 

Jahr alt waren, (2) Kinder mit einem 

Alter von 10 Jahren und (3) Erwach-

sene mit einem Alter von 20 Jahren 

zum Zeitpunkt des Unfalls. Hinsicht-

lich bösartiger Erkrankungen wurden 

die Risiken für Leukämie und Krebs 

insgesamt sowie Brustkrebs bei Frauen 

und Schilddrüsenkrebs bestimmt. 

Diese Risiken wurden in Bezug gesetzt 

Odaka, 11. März 2013 
etwa zwanzig Kilome-
ter von Fukushima im 
Nordosten von Japan: 
In der Stadt am Rande 
der Evakuierungszone 
scheint die Zeit ste-
hengeblieben zu sein.

© JEAN-PATRICK DI SILVESTRO/CORBIS

34 35

http://www.who.int/iris/bitstream/10665/78218/1/9789241505130_eng.pdf


Effektive Strahlendosis:
Beim Konzept der „effektiven Strahlendo-
sis“ wird folgenden Aspekten der Wirkung 
ionisierender Strahlung auf das Gewebe des 
menschlichen Körpers Rechnung getragen: 

1  Verschiedene Arten von ionisierender 
Strahlung schädigen das Gewebe in unter-
schiedlichem Ausmaß.

2  Die verschiedenen Arten von Gewebe 
reagieren unterschiedlich empfindlich auf 
ionisierende Strahlung. 

   3  Werden radioaktive Substanzen in den 
Körper, z. B. durch Einatmen oder Verschlu-
cken, aufgenommen, so wirken diese sich 
solange auf das Gewebe aus, bis sie ausge-
schieden wurden oder durch radioaktiven 
Zerfall verschwunden sind.  

Das heißt, bei der effektiven Strahlendosis wird 
berücksichtigt, welche Art von Strahlung die 
Dosis verursacht hat und es werden Dosen für 
die einzelnen Organe entsprechend ihrer Emp-
findlichkeit bestimmt und diese aufsummiert.

zur Häufigkeit der „spontan“ – also 

ohne zusätzliche Strahlenbelastung – 

auftretenden Erkrankungen. Hierfür 

wurde auch das Risiko vergleichbarer 

Bevölkerungsgruppen abgeschätzt, 

im Laufe des Lebens ohne zusätzliche 

Strahlenbelastung an Krebs zu erkran-

ken. Derartige Risikoabschätzungen 

sind sehr komplex. Nicht alle hierfür 

notwendigen Informationen sind 

bekannt und mussten daher auf Basis 

von Annahmen abgeschätzt werden. 

In der Kürze der Zeit war es nicht 

möglich, sämtliche daraus resultieren-

den Unsicherheiten zu berücksichti-

gen. Daher kann zurzeit noch nicht 

abschließend beurteilt werden, ob alle 

abgeschätzten Risikoerhöhungen für 

stochastische Effekte tatsächlich zu 

beobachten sein werden.

Zusammenfassung der Hauptergebnisse 
und Schlussfolgerungen
Die wichtigsten Ergebnisse des WHO- 

Berichts zum Risiko für die Bevöl-

kerung lassen sich folgender maßen 

zusammenfassen: Die abgeschätzten 

Strahlendosen liegen in einem Bereich, 

bei dem für keine der betrachteten Be-

völkerungsgruppen deterministische 

Strahlenwirkungen (siehe Infokasten 

rechts), also zum Beispiel Blutarmut, 

zu erwarten sind. Schwerwiegender 

als die Strahlenschä den sind womög-

lich die seelische Belast ung und die 

sozialen Probleme. Depressionen, 

Suizide, Stigmatisierung und Suchter-

krankungen können die Folge sein. 

Die abgeschätzte Strahlenbelastung 

für ein Kind im Mutterleib lag in 

einer Höhe, bei der nach dem Stand 

des Wissens nicht mit einer Zunahme 

von Fehlgeburten oder angeborenen 

Fehlbildungen, einer Erhöhung der 

Säuglingssterblichkeit, Entwicklungs-

verzögerungen oder kognitiven 

Beeinträchtigungen zu rechnen 

ist. Für alle betrachteten Arten von 

bösartigen Erkrankungen (Krebs oder 

Leukämie) ist das der Strahlenexpositi-

on zurechenbare Lebenszeitrisiko am 

höchsten für Säuglinge, d. h. Kinder, 

die zum Zeitpunkt des Unfalls jünger 

als ein Jahr waren und die sich in den 

am stärksten betroffenen Ortschaften 

der Präfektur Fukushima (Gruppe 1) 

befanden. Unterteilt in vier Unter-

gruppen von Krebserkrankungen 

ergeben sich für Säuglinge folgende 

Risikoabschätzungen. Angegeben ist 

jeweils das Lebenszeitrisiko, d. h. die 

zusätzlich erwarteten Erkrankungen 

bis zum 89. Lebensjahr: 

1. Pro 10.000 männliche Säuglinge

sind 4 zusätzliche Leukämieerkran-

kungen zu erwarten, was einem 

Anstieg von 7 % im Vergleich zum 

Erkrankungsrisiko ohne Strahlenbelas-

tung entspricht. Für weibliche Säuglin-

ge ist das Leukämierisiko niedriger. 

2. Pro 10.000 weibliche Säuglinge

sind 110 zusätzliche solide Krebser-

krankungen insgesamt zu erwarten. 

Das sind 4 % mehr als spontan – ohne 

Strahlung – zu erwarten wären. Für 

männliche Säuglinge ist das Risiko für 

solide Krebserkrankungen niedriger.

3. Pro 10.000 weibliche Säuglinge ist

mit 52 strahlenbedingten Schilddrü-

senkrebserkrankungen zu rechnen. Da 

die Wahrscheinlichkeit, an Schilddrü-

senkrebs zu erkranken, ohne Strahlen-

belastung in der Allgemeinbevölke-

rung sehr gering ist, entspricht dies 

einem Anstieg von 68 % im Vergleich 

zum Hintergrundrisiko. 

4. Pro 10.000 weibliche Säuglinge

sind 36 strahlenbedingte Brustkrebser-

krankungen zu erwarten. Das sind 6 % 

mehr als spontan zu erwarten sind.

Für die weniger stark betroffenen 

Ortschaften der Präfektur Fukushi-

ma (Gruppe 2) betragen die Risiken 

höchstens ein Drittel der Risiken für 

die stärker belasteten Ortschaften 

(Gruppe 1). Für den größten Teil 

Japans (Gruppe 3) und die restliche 

Welt (Gruppe 4) werden in dem 

Bericht keine Risikoschätzer ange-

geben. Grund dafür ist, dass das 

strahlenbedingte zusätzliche Risiko 

für diese Gebiete als deutlich geringer 

eingeschätzt wird als die Schwan-

kungsbreite der Hintergrundkrebsra-

ten ohne Strahlenbelastung. Liegen 

mögliche zusätzliche Erkrankungen 

im Schwankungsbereich der spontan 

auftretenden Erkrankungen, so sind 

nach Auffassung der meisten Experten 

medizinische Maßnahmen in diesen 

Gebieten nicht erforderlich.

In den am stärksten betroffenen Ge-

bieten Japans ist das Lebenszeitrisiko 

für bestimmte bösartige Erkrankun-

gen in bestimmten Altersgruppen im 

Vergleich zum Spontanrisiko erhöht. 

Jedoch wird es hier schwierig sein, 

diesen abgeschätzten Anstieg des 

Erkrankungsrisikos, der auf die Strah-

lung zurückzuführen ist, auch tatsäch-

lich nachzuweisen. Zur Überwachung 

der Gesundheitsfolgen des Unfalls 

führt die Präfektur Fukushima eine 

Langzeit-Gesundheitsüberwachung 

der gesamten Bevölkerung durch. Die 

abgeschätzten Risiken liefern wertvol-

le Informationen für die Prioritätenset-

zung bei diesem Gesundheitsmonito-

ring. Im Rahmen dieses Programms 

wurden bereits 360.000 Kinder und 

Jugendliche mit Ultraschall auf 

Schilddrüsenerkrankungen untersucht. 

Zusätzliche Studien zur Risikoabschät-

zung durch UNSCEAR oder andere 

Institutionen können möglicherweise 

zu einer genaueren Beschreibung der 

Gesundheitsrisiken beitragen.

Üblicherweise werden die gesundheitlichen  
Wirkungen von Strahlung in „deterministische“  
und „stochastische“ Effekte eingeteilt. 

In die Kategorie „deterministische Effekte“ fallen 
Schädigungen des Gewebes, deren Schweregrad 
bei Überschreiten einer gewissen Mindestdosis 
mit dem Ausmaß der Strahlenbelastung zunimmt. 
Solche akuten Strahlenwirkungen sind zum Beispiel 
Übelkeit und Blutarmut. 

Krebserkrankungen und Schädigung des Erbmateri-
als gehören zur Kategorie „stochastische Effekte“. 
Hier steigt mit der Dosis die Wahrscheinlichkeit 
des Auftretens an, das heißt, dass zum Beispiel das 
Risiko, an Krebs zu erkranken, mit der Höhe der 
Strahlenbelastung zunimmt.

[5
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Das Standortauswahlgesetz – ein Neubeginn bei der Suche nach einem 
Endlagerstandort für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle in Deutschland

The Law Concerning the Selection 

of a Repository Site – Restarting the 

Search for a Repository Site for  

Heat-generating Radioactive Waste

In July 2013 the German Bundestag and 

the German Bundesrat adopted the Act 

Governing the Selection of Repository 

Site for High-Level Radio active Waste 

(StandAG). The StandAG marks a new 

starting point for an open-ended search 

for a repository site which emphasises 

the information and participation of 

civil society stakeholders. By the end of 

2015 a commission will have re-evalua-

ted the site selection process and drawn 

up proposals concerning safety criteria 

for the disposal of high-level radioac-

tive waste and geological site selection 

criteria and site exclusion criteria. The 

Federal Office for Radiation Protection 

will act as implementer and the newly 

established Federal Office for Nuclear 

Waste Management will act as regulator. 

According to the StandAG the German 

Bundestag will decide on the major steps 

of the site selection procedure by passing 

respective acts. 
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Fachliche Ansprechpartner/in:	
Matthias Beushausen (03018 333-1820)
Wilhelm Hund (03018 333-1800)
Nicole Schubarth-Engelschall 
(03018 333-1950) 

Das Standortauswahlverfahren

Um die Suche nach einem End-

lager für hochradioaktiven 

Abfall auf eine breite politisch 

und gesellschaftliche getragene Basis 

zu stellen, haben Bundestag und 

Bundesrat das Gesetz zur Suche und 

Auswahl eines Standortes für ein 

Endlager für Wärme entwickelnde 

radioaktive Abfälle und zur Änderung 

anderer Gesetze (Standortauswahlge-

setz – StandAG) verabschiedet. Es ist 

am 27. Juli 2013 in Kraft getreten. 

Mit Inkrafttreten des Standortauswahl-

gesetzes wurden die Erkundungsar-

beiten im Salzstock Gorleben beendet. 

Das Bergwerk ist solange offen zu 

halten, wie der Standort Gorleben 

nicht im Standortauswahlverfahren 

ausgeschlossen wird. 

Ziel des Standortauswahlverfahrens 

ist es, in einem wissenschaftsbasier-

ten und transparenten Verfahren 

einen Standort für ein geologisches 

Endlager für insbesondere hochradi-

oaktive Abfälle zu finden. Dieser soll 

die bestmögliche Sicherheit für einen 

Zeitraum von einer Million Jahren 

gewährleisten. Die Öffentlichkeit soll 

in allen Phasen des Verfahrens umfas-

send informiert und beteiligt werden, 

damit von Anfang an für alle Betrof-

fenen eine Transparenz und Nachvoll-

ziehbarkeit des Verfahrens und der 

im Verfahren getroffenen Entschei-

dungen gegeben ist. Die wesentlichen 

Entscheidungen werden abschließend 

durch Bundesgesetze festgelegt und 

damit entsprechend demokratisch 

legitimiert. Die Kosten für die Umset-

zung des Standortauswahlverfahrens 

werden auf die Abfallverursacher 

umgelegt (Verursacherprinzip).

Der vorgesehene Ablauf ist in der Gra-

fik auf der nachfolgenden Doppelseite 

schematisch dargestellt.

Erfahrungen des BfS aus 
bestehenden Endlagerprojekten für 
das Standortauswahlverfahren 
Das festgelegte Standortauswahl-

verfahren nach StandAG setzt seit 

Jahren vorgebrachte Forderungen des 

BfS um: die Erkundung alternativer 

Standorte sowie ein transparentes 

Verfahren, basierend auf vorher fest-

gelegten wissenschaftlichen Suchkri-

terien. Das im StandAG vorgegebene 

Ziel einer Standortentscheidung bis 

zum Jahr 2031 ist vor dem Hinter-

grund der Erfahrungen des BfS zu 

Endlagerprojekten in Deutschland 

nicht realistisch. Das StandAG führt 

neue, zeitaufwändige Elemente der 

Beteiligung ein, zu denen noch keine 

Erfahrungswerte vorliegen. Für die 

Erarbeitung gleichwertiger Kennt-

nisstände in Betracht kommender 

Standortregionen und Standorte für 

ein belastbares Vergleichsverfahren 

besteht großer Zeitbedarf. Zudem sind 

die Elemente der Beteiligung und 

deren Verknüpfung mit dem Such-

verfahren noch nicht präzisiert und 

damit zeitlich nicht kalkulierbar. Vor 

diesem Hintergrund ist der Zeitbedarf 

für das Gesamtverfahren bis zu einer 

Festlegung eines Standortes im Vorfeld 

schwer abzuschätzen. Hieraus ergibt 

sich ggf. auch ein Überprüfungsbedarf 

hinsichtlich der Genehmigungsdauern 

der bestehenden Zwischenlager.

Die Erfahrungen des BfS, insbesondere 

auch zu den jüngsten Entwicklungen 

im Zusammenhang mit der Schacht-

anlage Asse II, zeigen, dass für die 

Glaubwürdigkeit und das Vertrauen in 

ein neu entwickeltes Standortauswahl-

verfahren sowie für die Akzeptanz der 

dabei zu treffenden Entscheidungen 

eine umfassende Information der Öf-

fentlichkeit zwingende Grundvoraus-

setzung ist. Damit ist auch eine offene 

und transparente Beteiligung der 

betroffenen Bürger verbunden – von 

Beginn des Prozesses an. Hierzu ist 

eine offene und umfassende Informa-

tion und faire Partizipation auf Augen-

höhe erforderlich. Die Komplexität 

und fachliche Diversität der entsor-

gungsrelevanten Sachverhalte kann 

betroffene Bürger überfordern. Im 

Sinne einer besseren Transparenz und 

Vertrauensbasis sollten den Betroffe-

nen wissenschaftliche Sachverständige 

ihres Vertrauens zur Unterstützung 

gestellt werden. Die Rückflüsse aus 

der Bürgerbeteiligung müssen nach-

vollziehbar für das weitere Verfahren 

Berücksichtigung finden. Proaktive 

und offene Information sowie eine 

faire und nachvollziehbare Partizipati-

on können einen bedeutenden Beitrag 

für eine Vertrauensbasis für das Stand-

ortauswahlverfahren leisten. 

Akteure im Standortauswahlverfahren 
und ihre Aufgaben
Die Vorbereitung des Standortaus-

wahlverfahrens erfolgt durch eine 

beim Umweltausschuss des Deutschen 

Bundestages angesiedelte pluralistisch 

besetzte „Kommission Lagerung hoch 

radioaktiver Abfallstoffe“, beste-

hend aus 33 Mitgliedern. Bei den 

öffentlich stattfindenden Tagungen 

wird die Kommission u. a. der Frage 

nachgehen, ob anstelle einer unver-

züglichen Endlagerung hoch radioak-

tiver Abfälle in tiefen geologischen 

Formationen andere Möglichkeiten für 

eine geordnete Entsorgung wissen-

schaftlich untersucht werden sollen. 

Darüber hinaus wird die Kommission 

Entscheidungsgrundlagen für das Aus-

wahlverfahren, Kriterien für Korrek-

turmöglichkeiten (z. B. Rückholung), 

Anforderungen an die Organisation 

und die Durchführung des Aus-

wahlprozesses sowie die Beteiligung 

und Information der Öffentlichkeit 

erarbeiten.

Bis Endes des Jahres 2015 soll die Kom-

mission ihren Abschlussbericht mit 

Handlungsempfehlungen vorlegen. 

Wenn erforderlich, kann die Arbeit 

der Kommission um ein halbes Jahr 

verlängert werden.

Nach Abschluss der Arbeit der 

Kommission und der Evaluierung 

des Gesetzes wird ein pluralistisch 

zusammengesetztes, gesellschaftliches, 

nationales Begleitgremium eingerich-

tet. Ein weiterer wesentlicher Akteur 

neben dem Bundesamt für Strahlen-

schutz (BfS) als Vorhabenträger ist das 

neu zu errichtende Bundesamt für 

kerntechnische Entsorgung (BfE) als 

Verfahrensführer.
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Das BfE soll nach dem Standortaus-

wahlgesetz das Standortauswahlver-

fahren steuern und legt die Erkun  -

dungsprogramme sowie die standort-

bezogenen Prüfkriterien auf Basis der 

BfS-Vorschläge fest. Auf der Grundlage 

der Vorschläge und Bewertungen des 

BfS erarbeitet das BfE Vorschläge für 

die Standortentscheidungen, die nach 

Prüfung durch das BMUB dem deut-

schen Bundestag zur Entscheidung 

vorgelegt werden. Das BfE nimmt 

Aufgaben der Behördenbeteiligung 

und der Öffentlichkeitsbeteiligung 

wahr. Die entsprechenden Stellung-

nahmen werden vom BfE und vom 

BfS ausgewertet und im Rahmen der 

Öffentlichkeitsbeteiligung erörtert. 

Das Ergebnis der Auswertungen ist bei 

den weiteren Verfahrensschritten zu 

berücksichtigen. Beteiligung der Öffentlichkeit 
im Standortauswahlverfahren
Das StandAG fordert vom BfS als 

auch vom BfE eine aktive Öffentlich-

keitsarbeit und die Beteiligung bzw. 

Information der Öffentlichkeit in 

einem dialogorientierten Prozess von 

Beginn an für sämtliche Phasen des 

Standortauswahlverfahrens. Bereits 

in der Vorbereitungsphase hat die 

Kommission für eine umfassende 

Information und Beteiligung der Öf-

fentlichkeit Sorge zu tragen. Während 

des Standortauswahlverfahrens sind 

dies gleichermaßen Aufgaben des BfE 

als Verfahrensführer und des BfS als 

Vorhabenträger. 

Das StandAG regelt im Standortaus-

wahlverfahren, zu welchen Meilenstei-

nen die Öffentlichkeit zu beteiligen 

Rolle des BfS bei der Endlagersuche
In seiner Rolle als Vorhabenträger wird das BfS unter Anwendung  
der festgelegten Kriterien, Mindestanforderungen und weiterer 
Entscheidungsgrundlagen sowie unter Berücksichtigung sonstiger 
öffentlicher Belange die in Deutschland vorhandenen Wirtsgesteins-
vorkommen in Hinblick auf in Betracht kommende Standortregionen 
bewerten. 

Das BfS ist zudem dafür zuständig, standortbezogene Erkundungs-
programme und Prüfkriterien zu entwickeln. Es führt Erkundungen  
an festgelegten Standortregionen bzw. Standorten durch, bewertet  
die Erkundungsergebnisse und erstellt die jeweiligen vorläufigen  
Sicherheitsanalysen auf der Grundlage der Erkundungsergebnisse  
und der Endlagerkonzeptplanungen.

Zum Abschluss des Standortauswahlverfahrens macht das BfS auf 
Grundlage der geowissenschaftlichen Erkundungsergebnisse und  
der Sicherheitsbewertungen einen Vorschlag für eine Standort-
entscheidung. 

Das Standortauswahlverfahren lässt 
sich grundsätzlich in 10 Schritte unterteilen:

2 3 4 51

Vorbereitung 
des Standort-
auswahlverfahrens 
durch eine  

„Kommission  
Lagerung hoch-
radioaktiver  
Abfallstoffe“ 

Evaluierung des 
StandAG auf der 
Grundlage des 
Berichts der 
Kommission

Ermittlung in 
Betracht kommender 
Standortregionen 
und Auswahl für 
die übertägige 
Erkundung

Entscheidung 
über die übertägige 
Erkundung

Festlegung von 
standort bezogenen 
Erkundungs-
programmen und 
Prüfkriterien

Bericht der 
Kommission

6

Übertägige 
Erkundung und 
Vorschlag für die 
untertägige 
Erkundung

7

Auswahl und 
Entscheidung für 
die untertägige 
Erkundung

8

Vertiefte 
geologische 
Erkundung

9

Abschließender 
Standortvergleich 
und Standort-
vorschlag

10

Standort-
entscheidung und 
Abschluss des 
Standortauswahl-
verfahrens 

Nach der Standortentscheidung folgt das 
Genehmigungsverfahren für Errichtung, 
Betrieb und Stilllegung des Endlagers.38 39



ist und welche Beteiligungsformen 

mindestens anzuwenden sind. Dabei 

muss der Öffentlichkeit Gelegenheit 

zu Stellungnahmen gegeben werden, 

die wiederum von BfE und BfS ausge-

wertet werden und für die weiteren 

Arbeiten zu berücksichtigen sind.

Es sollen für die Beteiligten – über die 

gesetzlich geregelten Mindestanforde-

rungen hinaus – weitere Beteiligungs-

formen entwickelt und angeboten 

werden. Die Beteiligungsformen sind 

regelmäßig hinsichtlich ihrer Eignung 

und Angemessenheit zu überprüfen.

Endlagersuche in verschiedenen 
Wirtsgesteinen
Gemäß StandAG kommen als mögli-

che Wirtsgesteine für die geologische 

Endlagerung hochradioaktiver Abfälle 

grundsätzlich Kristallin (z. B. Granit), 

Salz und Ton in Betracht. Die von 

der Kommission zu erarbeitenden 

Kriterien und Anforderungen bilden 

die Grundlage für die Ermittlung mög-

licher Standortregionen und Standorte 

für die Erkundung. 

Die unterschiedlichen Wirtsgesteine 

erfordern aufgrund ihrer unterschied-

lichen Eigenschaften die Entwicklung 

wirtsgesteinsspezifischer Endlager-

konzepte sowie Sicherheitsnachweis-

strategien sowohl für die Betriebs- wie 

auch für die Nachbetriebsphase. Auch 

Vorkehrungen zur Rückholbarkeit 

oder Bergung von Abfällen erfordern 

unterschiedliche, auf das Wirtsgestein 

abgestimmte Planungen und Ausle-

gungen eines Endlagers. Ein Vergleich 

der verschiedenen potenziellen Wirts-

gesteine Salz, Ton und Kristallin ist 

nur im Vergleich konkreter Standorte 

und Endlagerkonzepte möglich. 

Des Weiteren sind auch bei gleichem 

Wirtsgesteinstyp die standortspezi-

fischen Gegebenheiten ausschlagge-

bend für die Eignung eines Standortes.

Gesteinsarten / -formationen
Granit | Salz | Ton
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Das Bundesamt für Strahlenschutz als Partner in europaweiten Netzwerken

The Federal Office for Radiation 

Protection as Partner in Europe- 

wide Networks

In all fields of radiation protection 

re search, e. g. effects from low-dose 

exposures, radioecology, emergency pre-

paredness incl. biological dosimetry, and 

education and training, international 

networks are absolutely necessary. This is 

due to not only scarce resources, but also 

to complex questions that can only be 

answered in the frame of international 

cooperation. Accordingly, the Federal 

Office for Radiation Protection (BfS) is 

involved in a number of these networks.

Ansprechpartner:	
Bernd Grosche (03018 333-2200) 

Forschungsprogramm des BfS  
für die Jahre 2013-2017

Grundlage der Forschungs-

aktivitäten des BfS ist das 

Forschungsprogramm Strah-

lenschutz 2013 bis 2017 des BfS [1]. 

Dieses beschreibt die Forschungsfra-

gen und Entwicklungsprojekte, die das 

BfS zur sachgerechten und effektiven 

Aufgabenwahrnehmung im Bereich 

des Strahlenschutzes vordringlich 

bearbeiten und untersuchen wird. Es 

basiert auf den Erkenntnissen aus dem 

Austausch und der Vernetzung mit na-

tionalen und internationalen wissen-

schaftlichen Forschungsplattformen, 

Arbeitsgruppen und Gremien. Die 

Themen des vorliegenden Forschungs-

programms des BfS wurden in die 

europäische Diskussion eingebracht, 

wie auch umgekehrt wichtige Impulse 

aufgenommen wurden.

Im Folgenden wird auf einige der 

europäischen Forschungsnetzwerke, 

an denen das BfS beteiligt ist, näher 

eingegangen.

Europaweite Forschungsnetzwerke
Viele Fragen im Strahlenschutz kön-

nen nur im Rahmen internationaler 

Netzwerke erfolgreich bearbeitet wer-

den. Dies gilt für die wichtigen Felder 

der Strahlenschutzforschung wie 

gesundheitliche Effekte nach Expositi-

on mit niedrigen Dosen ionisierender 

Strahlung, Radioökologie, Notfall-

schutz einschließlich biologischer 

Dosimetrie, aber auch für Probleme 

des praktischen Strahlenschutzes, z. B. 

in der Medizin, sowie für Ausbildung 

und Training. Die zu beantwortenden 

Fragen werden immer komplexer und 

können – auch wegen knapper wer-

dender finanzieller und personeller 

Ressourcen – zum Teil nur im Rahmen 

internationaler Kooperationen beant-

wortet werden. Entsprechend ist das 

BfS in viele internationale Netzwerke 

eingebunden. 

Das Forschungsrahmenprogramm 

der Europäischen Atomgemeinschaft 

(Euratom) trägt entscheidend dazu bei, 

zahlreiche Kooperationen im Rahmen 

konkreter und gezielter Projekte im 

Nuklearbereich zu initiieren und wei-

ter zu führen. 

Besonders hervorzuheben sind die eu-

ropäischen Exzellenznetze (Networks 

of Excellence, NoE), die die Schaffung 

von Grundlagen für eine dauerhaft 

angelegte Kooperation auf der Basis 

einer förmlichen Verpflichtung aller 

Projektpartner zur Integration ihrer 

Ressourcen in ein gemeinsames Pro-

jekt unterstützen.

Das Bundesamt für Strahlenschutz hat 

sich mit renommierten europäischen 

Partnern – nationalen Strahlenschutz-

behörden, Großforschungseinrichtun-

gen und Universitäten – zu Exzellenz-

netzwerken im Niedrigdosisbereich, 

im Bereich Radioökologie und im 

Bereich des Notfallschutzes zusam-

mengeschlossen: 

• DoReMi (Low Dose Research towards

Multidisciplinary Integration [2]). 

• STAR (Strategy for Allied Radioeco-

logy [3]). 

• NERIS-TP (Towards a self sustaining

European Technology Platform

on Preparedness for Nuclear and

Radiological Emergency Response

and Recovery [4]). 

Allen drei Projekten ist gemeinsam, 

dass sie zur Entwicklung einer besse-

ren Vernetzung der europäischen Ak-

tivitäten im Strahlenschutz beitragen 

sollen. 
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Wirkung niedriger Dosen – DoReMi
Bis heute bestehen Unsicherheiten 

in der Bewertung des Risikos nied-

riger Strahlendosen für Krebs und 

Nicht-Krebs-Erkrankungen. Um diese 

Erkenntnislücken zu schließen, be-

darf es fachübergreifender wissen-

schaftlicher Untersuchungen sowie 

einer nachhaltigen Verankerung der 

Forschung im niedrigen Dosisbereich 

in Europa. Dies umfasst sowohl die 

Identifizierung und Initiierung von 

wissenschaftlichen Forschungspro-

jekten als auch die Sicherstellung der 

notwendigen Infrastruktur und des 

Kompetenzerhaltes in nachfolgenden 

Generationen. Ziel von DoReMi ist 

entsprechend die Entwicklung von 

Forschungsstrategien, mit deren Hilfe 

grundsätzliche Fragen der Strahlen-

forschung effektiv untersucht werden 

können. Für den Strahlenschutz ist 

dies von grundlegender Bedeutung, 

da alle Bevölkerungsgruppen im pri-

vaten Umfeld und zum Teil zusätzlich 

im Beruf oder in der Medizin geringer 

Strahlung ausgesetzt sind. DoReMi 

startete Anfang 2010 mit 12 Kernor-

ganisationen, darunter dem BfS, und 

wuchs bis Anfang 2013 auf 32 Partner 

aus Europa und Japan an. Das Projekt 

hat eine Laufzeit von 6 Jahren. 

Im Rahmen von DoReMi wird von der 

EU auch eine Strategie zur gezielten 

Förderung der Aus- und Weiterbil-

dung entwickelt und unterstützt. In 

diesem Zusammenhang wird seit 2011 

am BfS jährlich ein 14-tägiger Trai-

ningskurs „InterRad – Interdisciplinary 

Radiation Research“ („interdisziplinäre 

Strahlenforschung“) – durchgeführt. 

Ziel des Kurses ist es, grundlegendes 

Wissen und Methoden der Strahlen-

physik, Strahlenbiologie und Strah-

lenepidemiologie zu vermitteln, um so 

das gegenseitige Verständnis zwischen 

den Disziplinen zu fördern und die 

Zusammenarbeit zu erleichtern.

Radioökologie – STAR und COMET
Im Juni 2009 vereinbarten das Bun-

desamt für Strahlenschutz und sieben 

weitere europäische Organisationen, 

bei der Forschung im Bereich Radio-

ökologie enger zusammenzuarbeiten 

und gründeten die European Radio-

ecology Alliance. Vorrangiges Ziel 

ist es, die Forschungs- und Entwick-

lungsprogramme auf nationaler und 

internationaler Ebene enger mitein-

ander zu verzahnen und aufeinander 

abzustimmen. Die praktische Umset-

zung dieses Leitgedankens begann im 

Rahmen des von der EU geförderten 

Exzellenznetzwerks STAR. Ziel des bis 

Juli 2015 laufenden Projekts ist die 

Vernetzung der europäischen Spitzen-

forschung im Bereich Radioökologie. 

Schwerpunkte sind die Erarbeitung 

einer langfristig angelegten For-

schungsstrategie auf europäischer 

Ebene, die gemeinsame Nutzung der 

Forschungsinfrastruktur, ein modernes 

Wissensmanagement mithilfe webba-

sierter Techniken sowie der Austausch 

wissenschaftlichen Personals. 

Die internationale Vernetzung der 

radioökologischen Forschung wird im 

EU-Projekt COMET seit Juni 2013 weiter 

vorangetrieben. Mit einem erweiterten 

Konsortium von 13 Partnern aus 10 

europäischen Ländern und Japan wird 

ein Fahrplan entwickelt, wie die in 

der Forschungsstrategie priorisierten 

Ziele effizient erreicht werden können. 

Insgesamt schaffen die beiden Projekte 

STAR und COMET die Grundlage, 

um die internationale Forschung im 

Bereich Radioökologie nachhaltig zu 

vernetzen und die European Radi-

oecology Alliance als internationale 

Forschungsplattform weiter auszubau-

en. Dies ist ein Meilenstein, um die 

radioökologische Forschung effizienter 

zu gestalten und dem drohenden Kom-

petenzverlust im Bereich Radioökolo-

gie wirksam zu begegnen.
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Patienten

Nationale 
Behörden

Gesetzliche 
Regelungen

Win-Win-Situation
– Gesetzliche Regelungen 
   sind nicht notwendig.
– Industrie ist Teil der 
   Prozesse.

Selbst-
verpflichtung

§Medizinische 
Fachgesellschaften

Medizinische 
Strahlenexposition

Industrie

Notfallschutz – NERIS-TP und PREPARE
NERIS-TP hat die Fortsetzung der 

guten Zusammenarbeit von europäi-

schen Behörden und Organisationen 

auf dem Gebiet des kerntechnischen 

Notfallschutzes zum Ziel, indem eine 

europäische Plattform zur Zusam-

menarbeit etabliert wird. Im Rahmen 

dieser Plattform wird ein enger Aus-

tausch von Organisationen, Behörden 

und Stakeholdern angestrebt, um alle 

für den kerntechnischen Notfallschutz 

relevanten Themen zu diskutieren. 

Außerdem sollen einige aktuelle 

Fragestellungen im kerntechnischen 

Notfallschutz geklärt werden, so zum 

Beispiel die Entwicklung von Compu-

termodellen zur Dosisabschätzung. 

Weiterhin sollen auch europäische 

Entscheidungshilfesysteme verbessert 

werden, indem diese mit Notfall-Infor-

mationssystemen wie dem europä-

ischen ECURIE-System (European 

Community Urgent Radiological Infor-

mation Exchange) gekoppelt werden, 

um im Ereignisfall möglichst schnell 

und zuverlässig zu ersten Abschätzun-

gen von betroffenen Gebieten und 

resultierenden Strahlenexpositionen 

der Bevölkerung zu kommen. Das 

Projekt begann 2011 und war geplant 

bis Anfang 2014.

Im EU-Forschungsvorhaben PREPA-

RE (Innovative integrated tools and 

platforms for radiological emergency 

preparedness and post-accident res-

ponse in Europe [5]) sollen ab Anfang 

2013 Lücken im kerntechnischen 

und radiologischen Notfallschutz in 

Europa geschlossen werden, die nach 

dem Unfall in Fukushima identifiziert 

wurden. In einem Teilprojekt soll un-

ter Federführung des BfS untersucht 

werden, ob die gegenwärtigen Not-

fallschutz-Konzepte in verschiedenen 

europäischen Ländern für eine lang 

andauernde, schwere Freisetzung ähn-

lich dem Unfall in Fukushima Daiichi 

ausreichend sind. Es sollen gemeinsa-

me Schlussfolgerungen gezogen und 

möglicher Verbesserungsbedarf län-

der übergreifend identifiziert werden.

Die Wissenschaftsplattformen MELODI, 
ALLIANCE, NERIS und EURADOS
Die oben genannten Exzellenznetz-

werke unterstützen die Formulie-

rung langfristiger interdisziplinärer 

Forschungsstrategien (SRA, Strategic 

Re search Agenda), die in den entspre-

chenden Forschungsplattformen ME-

LODI (Multidisciplinary European Low 

Dose Initiative [6]), ALLIANCE (Europe-

an Radioecology Alliance [7]), NERIS 

(European Platform on Preparedness 

for Nuclear and Radiological Emergen-

cy Response and Recovery [8]) und im 

Bereich der Dosimetrie in EURADOS 

(European Radiation Dosimetry Group 

[9]) weiterentwickelt und implemen-

tiert werden. Ziel dieser Plattformen 

ist es, über Ländergrenzen hinweg 

strategische Forschungsprogramme zu 

entwickeln, Forschungsprioritäten zu 

benennen und Ressourcen zu bündeln. 

In der Perspektive sollen diese Plattfor-

men unter einer Schirmorganisation 

zusammengefasst werden mit dem 

Ziel, ein europäisches Strahlenschutz-

forschungsprogramm mit gemeinsa-

mer Prioritätensetzung zu erarbeiten. 

An diesen Plattformentwicklungen 

nimmt das BfS an zentraler Stelle teil, 

bei MELODI und NERIS stellt das BfS 

jeweils den Vizepräsidenten.

Das Vorhaben OPERRA
Das neue Vorhaben OPERRA (Open 

Project for European Radiation Rese-

arch Area [10]) dient der Integration 

der verschiedenen Bereiche der Strah-

lenschutzforschung unter MELODI, 

ALLIANCE, NERIS und EURADOS. Ziel 

des Vorhabens ist es, im europäischen 

Rahmen eine Struktur zu schaffen, 

die langfristig das europäische For-

schungsprogramm im Strahlenschutz 

koordiniert. Die MELODI-Plattform 

übernimmt dabei neben den spe-

ziellen Zielstellungen im Bereich 

niedriger Dosen die Führungsaufgabe 

in der Koordination der europäischen 

Plattformen zur Strahlenschutzfor-

schung. Das BfS leitet in OPERRA das 

Arbeitspaket für eine gemeinsame 

Programmentwicklung und eine ge-

meinsame Forschungsförderung.

Besonders bei der Erforschung der 

Effekte und Risiken niedriger Dosen 

ionisierender Strahlung ist die Zusam-

menarbeit mit Fachleuten außerhalb 

der Strahlenforschung immer dringen-

der erforderlich. Dazu zählen unter 

anderem Immunologen, Stammzell-

forscher, Statistiker und Informatiker. 

OPERRA hat u. a. zum Ziel, eine 

solche Zusammenarbeit zu stärken. 
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Weitere Netzwerke 

RENEB – Aufbau eines europäischen 
Biodosimetrie-Netzwerkes

Nach einem großen Strah-

lenunfall ist eine möglichst 

schnelle Unterscheidung 

von unterschiedlich hoch bestrahlten 

Personen erforderlich. 

Eine Lektion, die aus vorausgegan-

genen Vorfällen gelernt wurde, ist 

die Notwendigkeit, die so genann-

ten „besorgten Gesunden“ („worried 

well“: Personen, die nicht exponiert 

wurden, aber besorgt sind und sogar 

Symptome wie Schwindel und Übel-

keit zeigen) so rasch wie möglich zu 

identifizieren, um die medizinische 

Versorgung für die Notfälle freizuhal-

ten. In diesem Zusammenhang hat 

sich die biologische Dosimetrie als 

äußerst hilfreiches Verfahren für eine 

Dosisabschätzung erwiesen. Die Me-

thode beruht auf der zahlenmäßigen 

Erfassung biologischer Strahlenmarker, 

z. B. von Fehlreparaturen in der Erbin-

formation von Blutlymphozyten, deren 

Höhe einen Rückschluss auf die erhal-

tene Strahlendosis ermöglicht (siehe 

auch Beitrag im Jahresbericht 2005). 

Da im Falle eines großen Strahlen-

ereignisses ein einzelnes Labor oder 

einige wenige Labore schnell an die 

Grenzen ihrer Möglichkeiten kommen, 

wird seit 2012 unter der Federführung 

des BfS ein europäisches Biodosi-

metrie-Netzwerk aufgebaut. In dem 

Projekt RENEB arbeiten 23 Organisa-

tionen aus 16 europäischen Ländern 

eng zusammen, um in Zukunft eine 

schnelle und zuverlässige Dosisab-

schätzung für große Personengruppen 

zu gewährleisten. Schwerpunkte des 

Projektes sind der Aufbau einer stan-

dardisierten Auswerteplattform sowie 

Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 

zur langfristigen Qualitätssicherung 

des Netzwerkes. 

Entsprechende Schulungsangebote 

werden auch für Nicht-Partner-Labore 

zugänglich sein. Hand in Hand mit 

dem Aufbau wird das Netzwerk in 

den nationalen und internationalen 

Notfallschutz mit radiologischem 

Hintergrund eingebunden, z. B. der 

Internationalen Atomenergie-Organi-

sation (IAEO [11]) und der Weltgesund-

heitsorganisation (WHO [12]). Im Jahr 

2013 war der Höhepunkt die erfolgrei-

che Durchführung eines großen Ring-

versuches, in dem die Zuverlässigkeit 

der Dosisermittlung, aber auch der 

reibungslose Ablauf der Probenversen-

dung und -zustellung geprobt wurde. 

HERCA – eine Vereinigung europäischer 
Strahlenschutzbehörden 

HERCA, die Abkürzung steht für 

Heads of the European Radiological 

Protection Competent Authorities [13], 

wurde im Jahr 2007 auf Initiative der 

französischen Nuclear Safety Autho-

rity (ASN) gegründet. HERCA ist eine 

freiwillige Vereinigung, in der die 

Vertreter der obersten Strahlenschutz-

behörden in Europa zusammenarbei-

ten, um gemeinsame Probleme im 

Strahlenschutz zu identifizieren und 

praktische Lösungsvorschläge zu erar-

beiten. Derzeit sind 49 Strahlenschutz-

behörden aus 31 Ländern Europas in 

HERCA vertreten.

Deutschland gehört zu den Grün-

dungsmitgliedern von HERCA und hat 

sich – über vom zuständigen BMUB 

benannte BfS-Mitarbeiter in verschie-

denen Arbeitsgruppen – unter ande-

rem im Bereich der medizinischen 

Anwendung ionisierender Strahlung 

intensiv eingebracht. U. a. auf Initiati-

ve des BMUB wurde mit den Herstel-

lern von Computertomographen (CT) 

eine Selbstverpflichtung der Hersteller 

erarbeitet, die zum Ziel hat, die durch 

die Computertomographie bedingte 

medizinische Strahlenexposition zu 

verringern. Ein Vorteil von Selbstver-

pflichtungen ist, dass – ohne Schaf-

fung von zusätzlichen rechtlichen 

Regelungen – wichtige Maßnahmen 

initiiert werden können, an denen die 

Industrie von Anfang an beteiligt ist  

(s. Abb. unten). 

Ein weiterer Schwerpunkt betraf die 

rechtfertigende Indikation von strah-

lendiagnostischen Verfahren und hier 

insbesondere die Erarbeitung einer 

HERCA-Empfehlung zur individuel-

len Früherkennung von Krankheiten 

mittels CT.

Zielsetzung all dieser Aktivitäten ist es, 

wichtige Konzepte und Prinzipien des 

medizinischen Strahlenschutzes auf 

EU-Ebene intensiv zu diskutieren und 

Erfahrungen auszutauschen.

Patienten

Nationale 
Behörden

Gesetzliche 
Regelungen

Win-Win-Situation
– Gesetzliche Regelungen 
   sind nicht notwendig.
– Industrie ist Teil der 
   Prozesse.

Selbst-
verpflichtung

§Medizinische 
Fachgesellschaften

Medizinische 
Strahlenexposition

Industrie

43 Weitere Arbeitsschwerpunkte des Bundesamtes für Strahlenschutz

http://www.iaea.org
http://www.who.int/en
http://www.herca.org


Aktuelle Fragen aus dem beruflichen Strahlenschutz

Occupational Radiation Protection 

Topics

Berufliche Strahlenexposition 
aus natürlichen Strahlenquellen

Occupational Radiation Exposure 

from Natural Radiation Sources

Pilots and flight attendants are exposed 

to cosmic radiation. With average an-

nual doses around 2 mSv they belong to 

the groups with the highest occupational 

radiation doses among all radiation ex-

posed workers in Germany. The BfS regis-

ters their individual monthly doses since 

2003. Their annual doses vary with the 

protective effect of the solar cycle that 

again changes periodically over more or 

less eleven years. Seasonal influences and 

business trends superimpose the time 

series of the individual doses. 

Apart from workplaces involving 

exposure to cosmic rays there are also 

workplaces where considerably high 

radiation doses from natural terrestrial 

radiation sources may occur. This applies 

in particular to underground work in 

show mines, caves or radon spas or in 

drinking water plants where workers 

are comparatively high-exposed to the 

radioactive noble gas radon.

Kollektivdosis 
strahlenschutz überwachter 
Personen 2012

 Fliegendes Personal 

1  %  nat. rad. Quellen, 
Forschung und Entwicklung

Medizin

Kerntechnik

Industrie

73 % 
13 %

3 %
10 % 

© MAXIM SHEMETOV/REUTERS/CORBIS
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Ansprechpartner:	
Gerhard Frasch (03018 333-2410)

Der Schutz vor beruflich  

  bedingter Strahlenexposition 

zielt hauptsächlich auf die 

zivilisatorisch bedingte Anwendung 

von Strahlenquellen, wie sie z. B. in 

der Medizin, der Kerntechnik und der 

Industrie vorkommt. Hierzu wurde in 

den BfS-Jahresberichten der vergange-

nen Jahre berichtet. Es gibt aber auch 

Arbeitsplätze, an denen die Beschäftig-

ten in erheblichem Maße einer Strah-

lenbelastung durch kosmische oder 

natürliche terrestrische Strahlung aus-

gesetzt sind. Zu diesen Berufsgruppen 

gehören in erster Linie Piloten und 

Flugbegleiter. Außerdem sind Beschäf-

tigte in Trinkwasserwerken oder unter 

Tage tätige Personen, z. B. in Schau-

bergwerken, Höhlen oder Radonheil-

bädern, zum Teil einer vergleichsweise 

hohen beruflichen Strahlenbelastung 

durch Radon ausgesetzt und werden 

deshalb strahlenschutzüberwacht.

Dosis des fliegenden Personals 
unter Berücksichtigung des aktuellen 
Sonnenzyklus 
Piloten und Flugbegleiter sind in erheb-

lichem Maße der kosmisch bedingten 

Höhenstrahlung ausgesetzt. Deshalb 

gehört das fliegende Personal mit 

mittleren Jahresdosen um die 2 mSv zu 

den Berufsgruppen, die am höchsten 

strahlenexponiert sind. Die ca. 39.000 

Piloten und Flugbegleiter tragen zwei 

Drittel zur gesamten Kollektivdosis 

aller beruflich strahlenexponierten Per-

sonen in Deutschland bei. Aus diesem 

Grund wird das fliegende Personal, das 

eine Jahresdosis von mehr als 1 mSv 

erhalten kann, in Deutschland als 

beruflich strahlenexponiertes Personal 

nach den Vorschriften der Strahlen-

schutzverordnung überwacht. Dies 

bedeutet, dass seine Strahlendosen an-

hand der geflogenen Routen berechnet, 

zu Monatsdosen aufsummiert und per-

sonenbezogen über das Luftfahrt-Bun-

desamt an das Strahlenschutzregister 

des Bundesamts für Strahlenschutz 

übermittelt werden.

Die extrasolare kosmische Strahlung 

besteht aus einem ständigen Strom von 

hochenergetischen atomaren Teilchen, 

die aus den Tiefen des Kosmos sowie 

von unserer Sonne kommen und in die 

Erdatmosphäre eindringen. Sie stoßen 

dort auf die Bestandteile der Lufthülle 

und durch Wechselwirkung entstehen 

neue atomare Teilchen mit sehr hohen 

Energien.

Wegen der abschirmenden Struktur 

des Erdmagnetfelds ist die kosmische 

Strahlung am Äquator relativ gering, 

am stärksten dringt sie im Bereich 

der Polregionen in die Atmosphäre 

ein. Ein zusätzlicher Schutz gegen die 

kosmische Strahlung kommt von der 

Aktivität unserer Sonne. Der so genann-

te „Sonnenwind“ ist ein von der Sonne 

ausgehender Strom aus geladenen 

Teilchen, von denen ein kleiner Teil 

auch in unsere Atmosphäre eindringt. 

Vor allem aber lenkten die elektroma-

gnetischen Felder des Sonnenwindes 

einen Teil der kosmischen Strahlung 

von unserem Sonnensystem ab. Diese 

Sonnenaktivität nimmt in einem Zyk-

lus von mehr oder weniger elf Jahren 

zu und dann wieder ab. 

In Zeiten hoher Sonnenaktivität kann 

man vermehrt Sonnenflecken beobach-

ten. Diese gehen in den so genannten 

Relativen Sonnenfleckenindex (RSI) ein, 

der ein Maß für die Sonnenaktivität 

ist: Je größer die Sonnenaktivität und 

damit der Wert des relativen Sonnen-

fleckenindex ist, desto geringer ist 

die kosmische Höhenstrahlung und 

umgekehrt. Das letzte Minimum der 

Sonnenaktivität war im Jahr 2009, das 

nächste Maximum wird für 2013/2014 

erwartet.

Der Sonnenzyklus hat einen erhebli-

chen Einfluss auf die Höhe der Strah-

lendosis, der man beim Fliegen ausge-

setzt ist. Dies gilt besonders bei Flügen 

über hohen nördlichen Breiten und 

Polrouten. Das fliegende Personal fliegt 

jedoch in der Regel einen Mix aus 

unterschiedlich dosisintensiven Routen. 

Durch diesen Mix aus Flugstrecken 

wird der Einfluss der Sonnenaktivität 

auf die durchschnittliche Dosis abge-

mildert. Dagegen gibt es konjunkturel-

le und flugbetriebsspezifische Einflüsse, 

die den Einfluss des Sonnenzyklus auf 

die Höhe der Jahresdosis überlagern. 

Insbesondere bestimmen innerhalb 

eines Jahres die saisonalen Anforde-

rungen des Tourismus den Flugbetrieb 

und beeinflussen damit erheblich auch 

die Höhe der mittleren Monatsdosis 

des Flugpersonals. Deutlich erkennt 

man innerhalb eines Jahres den Do-

sisanstieg durch Urlaubsflüge in den 

Sommermonaten, und je nach Lage 

der Konjunktur sieht man auch einen 

geringeren Anstieg im Winter, wenn 

in den Zeiten um Weihnachten bzw. 

den Jahreswechsel vermehrt Fernreisen 

unternommen werden.

In den nächsten Jahren wird durch 

die wieder nachlassende Höhen-

strahlung auch die mittlere Dosis des 

fliegenden Personals zurückgehen. 

Das Ausmaß des Rückgangs wird vom 

genauen Verlauf der Sonnenaktivität 

abhängen, die größeren Schwankun-

gen unterliegt. Wie sehr dadurch 

die Kollektivdosis sinken wird, hängt 

mittelbar aber auch vom Konjunktur-

verlauf ab, also von der Entwicklung 

des Flugbetriebs und insbesondere 

von der Anzahl der Beschäftigten.

Berufliche Strahlenexposition 
durch Radon
Je nach Region findet man in der 

Zusammensetzung des Gesteins 

unterschiedlich hohe Anteile des 

natürlichen, radioaktiven Isotops 

Uran-238. Damit einher geht das Edel-

Strahlenschutzregister (SSR) 

Das SSR im Bundesamt für Strahlenschutz ist eine zentrale Ein-
richtung des Bundes. Es dient dem Strahlenschutz von ca. 400.000 
Arbeitskräften in Deutschland, die von Berufs wegen ionisierender 
Strahlung ausgesetzt sind. Seine Aufgaben sind im Atomgesetz 
festgelegt. 

Das SSR überwacht die berufliche Strahlenexposition und die 
Einhaltung der Grenzwerte für die zulässige jährliche Strahlen-
exposition und die Berufslebensdosis sowie die Ausgabe von 
Strahlenpässen. 

Im SSR werden die von den behördlich bestimmten Messstellen 
festgestellten Körperdosiswerte aus äußerer und innerer beruflich 
bedingter Strahlenexposition sowie ggf. weitere Mitteilungen zur 
Dosiskontrolle personenbezogen zusammengeführt und ausgewer-
tet. Ebenfalls zentral zusammengeführt werden die Meldungen der 
regionalen Registrierbehörden über die Ausgabe von Strahlenpäs-
sen und damit zusammenhängende amtliche Vorgänge. 

Mit Blick auf die Optimierung des Strahlenschutzes analysiert das 
SSR die Entwicklung der Strahlenexposition in den verschiedenen 
beruflichen Bereichen wie z. B. der Medizin, Kerntechnik, Luftfahrt 
etc. nach wissenschaftlichen Kriterien. Das SSR trägt zur Weiter-
entwicklung des beruflichen Strahlenschutzes bei, indem es For-
schungsvorhaben vergibt, sich in den internationalen Strahlenschut-
zorganisationen und Gremien engagiert und mit den beruflichen 
Strahlenschutzeinrichtungen der EU-Länder gut vernetzt ist.
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gas Radon-222, das ein radioaktives 

Zerfallsprodukt von Uran-238 ist. In 

manchen Bergwerken, Schauhöhlen 

oder Radonheilbädern reichert sich 

das Zerfallsprodukt Radon in der 

Umgebungsluft an. Man findet Radon 

auch in unterschiedlichen Konzen-

trationen im Grundwasser gelöst. Auf-

grund der leichten Flüchtigkeit dieses 

Gases kann es auch in den Räumen 

von Trinkwasseraufbereitungsanlagen 

zu hohen Radonkonzentrationen in 

der Atemluft kommen. Die Inhalation 

von Radon und seiner kurzlebigen 

radioaktiven Zerfallsprodukte kann 

bei den dort Beschäftigten zu teilweise 

erheblichen Strahlenexpositionen 

führen. Wenn an solchen Arbeitsplät-

zen nicht sichergestellt werden kann, 

dass die jährliche Strahlendosis durch 

Radon unterhalb von 6 mSv/Jahr 

bleibt, müssen Beschäftigte an solchen 

Arbeitsplätzen strahlenschutzüber-

wacht werden.

Zwar ist die Gruppe der radonexpo-

nierten Beschäftigten mit etwas mehr 

als 200 Personen sehr klein, ihre 

effektiven Jahresdosen liegen jedoch 

deutlich höher als die Dosen aller an-

deren beruflich strahlenexponierten 

Berufsgruppen. So hatte die Hälfte der 

radonexponierten Arbeitskräfte in den 

Jahren 2005/2006 Jahresdosen von 

über ca. fünf Millisievert (mSv), die 

andere Hälfte lag darunter (Median). 

2012 lag der Medianwert nur noch bei 

2,3 mSv. Seit 2006 liegen die Jahresdo-

sen bei 75 % der Beschäftigten unter 

zehn Millisievert (75%-Quantil), mit 

ebenfalls fallender Tendenz. Trotz 

des generellen Dosisrückgangs bei 

der überwiegenden Mehrzahl der 

Beschäftigten kam es in den vergange-

nen Jahren immer wieder zu erheb-

lichen Grenzwertüberschreitungen. 

Detaillierte Auswertungen zeigen aber 

das Bemühen, die Strahlenbelastung 

unterhalb des zulässigen Grenzwertes 

zu halten.

Insbesondere in Wasserwerken kann 

durch technische Schutzmaßnahmen 

wie z. B. den Einbau von Belüftungs-

anlagen oder das Abdecken von Trink-

wasserbecken die Strahlenbelastung 

erheblich reduziert werden. Auch 

durch die Beschränkung der Aufent-

haltszeiten kann die Strahlenbelastung 

gesenkt werden. 

Die Strahlenschutzüberwachung 

erfolgt dosimetrisch mittels indivi-

duell getragener Radonexposimeter 

oder durch die Kontrolle der Radon-

konzentration in der Atemluft und 

der Aufenthaltszeiten. Zuständig sind 

behördlich bestimmte Messstellen, die 

die Radonexposition individuell ermit-

teln und die Ergebnisse zur Dosisbilan-

zierung und Grenzwertüberwachung 

an das Strahlenschutzregister des BfS 

melden. 
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Strahlenbelastung des Personals 
bei PET/CT-Anwendungen

Radiation Exposure of Staff in 

PET/CT Applications

In nuclear medicine the number of PET/

CT examinations has been rising rapidly 

in Germany. Often the personnel is not 

aware of the higher risk of radiation 

exposure to PET nuclides such as F-18 

compared to the most commonly used 

nuclide Tc-99m. The occupational exposu-

re of nuclear medical staff in four PET/CT 

departments was investigated by means 

of survey measurements, the results of 

which clarified that there is a permanent 

need to optimise protection standards to 

further reduce radiation exposure and to 

avoid exceeding of dose limits.

Ansprechpartner/in:			
Ilona Barth (03018 333-4511)
Arndt Rimpler (03018 333-4516) 

Ein in der Nuklearmedizin 

immer häufiger genutztes 

diagnostisches Verfahren ist die 

so genannte Positronen-Emissions-To-

mographie (PET) in Kombination mit 

der Computertomographie (CT). Dabei 

werden dem Patienten radioaktiv 

markierte Stoffe (Radiopharmaka) 

verabreicht, die sich aufgrund ihrer 

chemischen Eigenschaften im Körper 

unterschiedlich verteilen. Die verwen-

deten Radionuklide wie z. B. Fluor-18 

(F-18) oder Gallium-68 (Ga-68) sind 

Positronenstrahler, d. h. sie zerfallen 

unter Aussendung positiv geladener 

Teilchen, der so genannten Positronen, 

die mit Hilfe einer speziellen (PET-) 

Kamera sichtbar gemacht werden 

können. 

Die CT ist ein Verfahren der Röntgen-

diagnostik, bei dem mit Hilfe einer 

Vielzahl von Röntgenaufnahmen 

hochauflösende Schnittbilder verschie-

dener Körperregionen erzeugt werden. 

Die von PET und CT gelieferten Infor-

mationen ergänzen sich hervorragend. 

Mit speziellen PET/CT-Scannern lassen 

sich die von beiden Techniken erzeug-

ten Bilder überlagern und damit be-

stimmte medizinische Fragestellungen 

beantworten, z. B. bei der Diagnostik 

von Tumoren.

Die für PET verwendeten Positronen-

strahler können bei gleicher Aktivität 

beim medizinischen Personal eine 

deutlich höhere Ganzkörper-, Augen-  

und vor allem Hautexposition verursa-

chen als andere Radionuklide wie z. B. 

Technetium-99m, das in der nuklear-

medizinischen Diagnostik, z. B. von 

Schilddrüsen- oder Skeletterkrankungen, 

häufig verwendet wird. Die wachsende 

Zahl von PET/CT-Untersuchungen kann 

daher zu deutlich höheren Strahlenbe-

lastungen des Personals führen. 

Um sich einen Überblick über die 

Strahlenexposition der Beschäftigten 

zu verschaffen, hat das Bundesamt für 

Strahlenschutz (BfS) deshalb in 4 Kli-

niken bei PET/CT-Untersuchungen von 

mehr als 1.100 Patienten Erhebungs-

messungen durchgeführt. Deren Ziel 

war die Ermittlung typischer Werte 

der Augenlinsendosis, der lokalen 

Hautdosis an den Händen sowie der 

Ganzkörperexposition der Mitarbei-

ter/innen bei der Vorbereitung der 

Spritzen mit den Radiopharmaka, 

deren Applikation am Patienten sowie 

während des anschließenden PET/

CT-Scans. 

Von besonderem Interesse war dabei 

die Augenexposition, da auf Empfeh-

lung der Internationalen Strahlen-

schutzkommission (ICRP [1]) in den 

neuen EU-Grundnormen (EU-Richt-

linie zur Festlegung grundlegender 

Sicherheitsnormen für den Schutz 

vor den Gefahren einer Exposition 

gegenüber ionisierender Strahlung 

vom Dezember 2013) der Grenzwert 

für die Augenlinsendosis auf Grundla-

ge neuer Erkenntnisse zur Induktion 

von Linsentrübungen durch ionisieren-

de Strahlung von bisher 150 mSv auf 

20 mSv gesenkt wurde.

Die Messung der Ganzkörperdosis 

erfolgte mit selbstablesbaren elektro-

nischen Personendosimetern (EPD). 

Die Dosis an den Augenlinsen und den 

Händen wurde mit Thermolumines-

zenzdosimetern (TLD) ermittelt, die 

an der Stirn bzw. den Fingerspitzen 

befestigt waren. 

Die Untersuchungen haben gezeigt, 

dass die Strahlenexposition der Ärzte 

und medizinisch-technischen Rönt-

genassistenten/innen pro Patient bei 

PET/CT nicht zwingend höher ist als 

bei einer alleinigen PET-Untersuchung. 

Jedoch sind die Patientenzahlen in 

PET/CT-Zentren meist größer, was zu 

höheren Tagesdosen führt. Gemittelt 

über die verschiedenen Mitarbeiter-

gruppen bzw. Tätigkeiten bei einer 

PET/CT-Untersuchung betrug die 

durchschnittliche Ganzkörperdosis 

pro Mitarbeiter/in 3 µSv pro Patient 

und die lokale Hautdosis an den Hän-

den 764 µSv pro Patient. Die Dosis der 

Augenlinse wurde mit 3,7–5,4 µSv pro 

Patient abgeschätzt. Diese Ergebnisse 

belegen, dass Überschreitungen des 

Jahresgrenzwertes der Ganzkörper- 

und Augenlinsendosis (neu nach 

Richtlinie 2913/5959: 20 mSv/a) un-

wahrscheinlich sind, wenn angenom-

men wird, dass 1.000 Patienten pro 

Jahr von denselben Mitarbeitern un-

tersucht werden. Die lokale Hautdosis 

läge bei dieser Zahl von Untersuchun-

gen jedoch im Mittel mit 764 mSv/a 

über dem Grenzwert von 500 mSv/a. 

Daher ist der allgemeine Grundsatz 

im Strahlenschutz, durch Optimierung 

der organisatorischen und techni-

schen Strahlenschutzmaßnahmen die 

Strahlenexposition der Mitarbeiter zu 

reduzieren, in PET/CT-Zentren beson-

ders zu beachten. 

Intravenöse Injektion von 
F-18-Fluordesoxyglucose 
für eine PET/CT- 
Untersuchung mit einer 
abgeschirmten Spritze
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Qualitätssicherung – 
eine Kernaufgabe der Leitstellen

Quality Assurance – a Key Task 

of Guiding Laboratories

Quality assurance and plausibility checks 

of measurement results of environmental 

radioactivity are essential for the reliabi-

lity of data especially in case of nuclear 

emergency. Specialised laboratories 

assure the high quality of measurement 

data delivered from different institutions 

by performing interlaboratory and profi-

ciency tests. 

Ansprechpartnerinnen:  
Bianka Denstorf (03018 333-4110)
Jacqueline Bieringer (03018 333-6771) 

Der zunehmende radioaktive  

  Fallout infolge der atmosphä-

rischen Kernwaffenversuche 

in den 1950er und 1960er Jahren 

machte eine Überwachung der 

Belastung von Mensch und Umwelt 

durch Radioaktivität erforderlich. Die 

Verpflichtungen durch den Artikel 

35 des EURATOM-Vertrages von 1957 

(Überwachung der radioaktiven Stoffe 

in der Umwelt und Einhaltung der 

Grundnormen bezüglich der Strah-

lenbelastung des Menschen) und die 

großtechnische friedliche Nutzung der 

Kernenergie zogen eine Ausweitung 

der Überwachung und deren gesetzli-

che Regelung nach sich.

Die Aufgabenwahrnehmung im 

Rahmen der Überwachung der radi-

oaktiven Stoffe in der Umwelt ist in 

Deutschland im Strahlenschutzvorsor-

gegesetz (StrVG) geregelt. 

Dazu wurden Leitstellen eingerichtet, 

die jeweils für bestimmte Umweltbe-

reiche bzw. Umweltmedien verant-

wortlich und in Bundesoberbehörden, 

wie z. B. dem BfS, angesiedelt sind. 

Details zu den Leitstellen zur Über-

wachung der Umweltradioaktivität 

finden sich unter [1].

Ringversuche 
Zu den Leitstellentätigkeiten gehört 

es, Probennahme- und Analyseverfah-

ren zu entwickeln sowie regelmäßig 

– zumeist jährlich – Ringversuche

zur externen Qualitätskontrolle zu 

organisieren. Zur Durchführung eines 

Ringversuches werden von der verant-

wortlichen Leitstelle standardisierte 

Proben mit bekannter Zusammenset-

zung (Sollwerte) an die teilnehmenden 

Institutionen versandt. Die Proben 

werden von den Teilnehmern mit den 

von ihnen üblicherweise verwendeten 

Verfahren analysiert. Ein Vergleich 

der Ergebnisse liefert Informationen 

über die Genauigkeit und Qualität der 

jeweiligen Analyse- und Auswerteme-

thoden. In Fachgesprächen und Work-

shops werden die Ergebnisse mit den 

Teilnehmern anschließend diskutiert. 

Die von den Leitstellen entwickelten 

Analyseverfahren dienen der Gewähr-

leistung von einheitlichen Messungen 

und Bewertungen bei der Bestimmung 

radioaktiver Stoffe in der Umwelt und 

werden in einer Lose-Blatt-Sammlung 

vom BMUB unter [2] herausgegeben.

Die von den im BfS angesiedelten Leit-

stellen durchgeführten Ringversuche 

sind in der nachfolgenden Übersicht 

zusammengefasst.
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Weitere Institutionen mit Leitstellen  
zur Überwachung der Umweltradioaktivität

Deutscher Wetterdienst (DWD): Leitstelle für Luft und Niederschlag

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG): Leitstelle für 
Oberflächenwasser, Schwebstoff und Sediment in Binnengewässern

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH): Leitstelle 
für Meerwasser, Meerschwebstoff und -sediment

Max Rubner-Institut (MRI): Leitstelle für Boden, Bewuchs, 
Futtermittel und Nahrungsmittel pflanzlicher und tierischer Herkunft

Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI): Leitstelle für 
Fische und Fischerzeugnisse, Krustentiere, Schalentiere und 
Meereswasserpflanzen

Die Leitstelle für Trink- und Grundwasser, Abwasser, Klärschlamm, 
Reststoffe und Abfälle führt jährlich in Zusammenarbeit mit der PTB 
mehrere Ringversuche zur Bestimmung von künstlichen Beta- und 
Gammastrahlern bzw. Alphastrahlern in Wasser- und Abwasserproben 
durch. Die Auswahl der Radionuklide und die Höhe der eingesetzten 
Aktivitätskonzentrationen sind denen, die in der Umwelt vorkommen, 
angepasst. 

Leitstelle für Abwasser aus kerntechnischen Anlagen: Betreiber 
von kerntechnischen Anlagen sowie beauftragte Sachverständige, die 
im Auftrag Messungen an Abwasserproben durchführen, müssen sich 
zumindest einmal jährlich an einem Ringversuch beteiligen. Dabei 
erhalten alle Teilnehmer von der Leitstelle Modellwasserproben und 
reale Abwasserproben, die aus einer deutschen kerntechnischen 
Anlage entnommen wurden, zur quantitativen Bestimmung der darin 
enthaltenen radioaktiven Stoffe. 

Leitstelle für Fortluft aus kerntechnischen Anlagen: Die Richtli-
nie zur „Kontrolle der Eigenüberwachung radioaktiver Emissionen 
aus Kernkraftwerken“ sieht für den Bereich „Fortluft“ neben dem 
Routinemessprogramm auch die Durchführung von Ringversuchen zur 
Messung der Aktivität von Radionukliden auf Bilanzierungsmedien 
vor. Diese Ringversuche werden seit 1980 einmal jährlich von der Leit-
stelle „Fortluft“ in Zusammenarbeit mit der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt (PTB) organisiert 

48 49

http://www.bmu.de/strahlenschutz/ueberwachung_der_umweltradioaktivitaet/leitstellen/doc/39552.php
http://www.bmu.de/P384/


Die Leitstelle Inkorporationsüberwachung führt jährlich Ringversuche für In-vivo- und In-vitro-Inkorporationsmessstellen 
durch. Die für die Überwachung beruflich strahlenexponierter Personen behördlich bestimmten Messstellen sind gemäß 
Strahlenschutzverordnung § 41 zur Teilnahme verpflichtet. Bei In-vivo-Ringversuchen wird bei der jeweiligen Messstelle 
von einem Mitarbeiter der Leitstelle ein mit radioaktiven Quellen bestücktes Ziegelphantom aufgebaut, das einer mensch-
lichen Messperson hinsichtlich Größe, Form und strahlenphysikalischen Eigenschaften nachempfunden ist. Die Messstelle 
hat die Körperaktivität zu bestimmen. Ähnliche Messaufgaben sind für die menschliche Schilddrüse durchzuführen. Im 
Rahmen der In-vitro-Ringversuche werden von der Leitstelle radioaktiv dotierte Urinproben an die teilnehmenden Labore 
verschickt, die die Aktivitäten festzustellen haben. Hierfür sind i. d. R. radiochemische Analyseverfahren nötig.

Eine der Hauptaufgaben der Leitstelle für 
Gamma-Ortsdosisleistung besteht in der 
Prüfung von Daten des ODL-Messnetzes auf 
Plausibilität und der Daten-Weiterleitung 
in IMIS und in den europäischen Datenaus-
tauschverbund EURDEP. Die regelmäßige 
Teilnahme an internationalen Ringversuchen 
von ODL-Messystemen bei der PTB in Braun-
schweig sichert den hohen Qualitätsstandard 
bei den eigenen Sondenentwicklungen und 
neuen Messverfahren im Messnetz. Auf der 
Interkalibrationsmesstelle an der Messstati-
on Schauinsland des BfS werden Langzeit-
messungen verschiedener national oder in-
ternational eingesetzter ODL-Messysteme zur 
weiteren Qualitätssicherung durchgeführt. 
Die Ergebnisse dieser Messungen dienen 
auch zur Harmonisierung der gemessenen 
ODL in den unterschiedlichen europäischen 
Staaten im Rahmen von EURADOS.

Leitstelle für Bodenoberflächen (In-situ-Gammaspektrometrie): 
Die nuklidspezifische Messung von radioaktiven Stoffen auf der 
Bodenoberfläche erfolgt durch die In-situ-Gammaspektrometrie. 
Die In-situ-Messung ist eine Schnellmethode für die Deposition von 
Gammastrahlern auf dem Boden. Sie bezieht sich nicht auf eine 
Bodenprobe, sondern erfasst einen Einzugsbereich von mehreren 
hundert Quadratmetern. Vergleiche sind hier nur über Messübungen 
wie z. B. an Referenzflächen im freien Gelände möglich, an denen sich 
sowohl die Messfahrzeuge des Bundes als auch der Länder sowie die 
Messstationen des DWD beteiligen. Derartige Vergleichsmessungen 
finden i. d. R. jährlich statt.

An den, i. d. R. im Zwei- bis Dreijahresrhythmus stattfindenden 
Ringversuchen der Leitstelle Spurenanalyse nehmen die Deutschen 
Spurenmessstellen vom BfS, dem DWD und der PTB sowie ausländi-
sche Spurenmessstellen, z. B. aus Estland, Frankreich, Österreich 
und der Schweiz, teil. Die hierdurch sichergestellte Vergleichbarkeit 
von Messergebnissen ist gerade auch in diesem Bereich, in dem ge-
ringste Aktivitätskonzentrationen in der Luft nachgewiesen werden, 
unbedingt erforderlich, wenn Messwerte über Ländergrenzen hinweg 
ausgetauscht und korrekt bewertet werden müssen. 
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Die Leitstelle für Fragen der Radioaktivitätsüberwachung bei erhöhter natürlicher  
Radioaktivität ENORM wurde im Jahre 2002 als Nachfolge der Leitstelle Bergbau eingerichtet. 
Die Aufgaben beinhalten u. a. die Erarbeitung und Vorhaltung von Methoden zur Bestimmung 
natürlicher Radionuklide in Umweltmedien und industriellen Rückständen (ENORM) und die 
Ermittlung der Strahlenexposition durch diese Stoffe und durch Radon und Radonfolgeproduk-
te. Zur Erzielung eines einheitlichen Vorgehens und zur Qualitätssicherung werden folgende 
Vergleichsanalysen angeboten:  
 • Der jährliche Kalibriervergleich mobiler Ortsdosisleistungsmessgeräte zur Bestimmung
der Umgebungs-Äquivalenzdosisleistung H*(10) wird auf den drei Referenzmessflächen des 
Sanierungsgebietes Ronneburg in Zusammenarbeit mit der Wismut GmbH organisiert.
 • Die jährliche Vergleichsprüfung für passive Radonmessgeräte mit Kernspurdetektoren, Elektret-
detektoren oder Aktivkohle. 
 • In unregelmäßigen Abständen wird eine Vergleichsanalyse zur gammaspektrometrischen 
Bestimmung natürlicher Radionuklide in Feststoffproben (Boden, Pflanzenasche) angeboten. 

Die Leitstelle für Arzneimittel und deren Ausgangsstoffe sowie  
Bedarfsgegenstände ist für die Überwachung von Arzneimittelpflan-
zen bzw. Pflanzen, die als Ausgangsstoffe für Arzneimittel dienen, 
zuständig. Darüber hinaus werden bei konkretem Verdacht Bedarfs-
gegenstände auf radioaktive Stoffe hin untersucht. Als Bedarfsge-
genstände werden Produkte, die unmittelbar mit dem menschlichen 
Körper oder Lebensmitteln in Kontakt kommen, bezeichnet. 

Vergleichsanalysen 
und Ringversuche 
der Bfs-Leitstellen
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Sicherheit hochradioaktiver Strahlenquellen

Anteil der jeweiligen Nuklide in 
hochradio aktiven Strahlenquellen in Deutschland
(Stand: August 2013)

Safety of High-activity Sealed Sources 

Radioactive sources, in particular 

high-activity sealed sources (HASS), are in 

use for specific applications in industry 

and medicine. For many applications 

they are indispensable. However, their 

use requires measures to ensure a high 

level of safety and security. The Federal 

Office for Radiation Protection operates a 

registry for HASS, which enables the com-

plete tracking of these sources. In August 

2013 about 10,300 HASS were registered 

in Germany.

Ansprechpartner/in: 
Renate Czarwinski (03018 333-4510)
Ralph Dollan (03018 333-4512)
Uwe Häusler (03018 333-4518) 

Strahlenquellen, insbesondere 

hochradioaktive Strahlenquellen, 

werden für Anwendungen in der 

Industrie und Medizin eingesetzt und 

sind durch andere Verfahren häufig 

nicht ersetzbar (siehe Infokasten). 

Als hochradioaktive Strahlenquellen 

(HRQ) werden Quellen mit so hoher 

Aktivität bezeichnet, dass für Men-

schen, die Strahlung dieser Quellen 

ausgesetzt sind, Lebensgefahr beste-

hen kann. Die Aktivität, ab der eine 

Strahlenquelle als hochradioaktiv gilt, 

ist in der Strahlenschutzverordnung 

für jedes Radionuklid angegeben.

Neben der bisher durch umfangreiche 

gesetzliche Regelungen gewährleiste-

ten Sicherheit rücken Aspekte der Si-

cherung radioaktiver Strahlenquellen, 

insbesondere seit den Terroranschlä-

gen von New York und Washington 

im Jahr 2001, vermehrt in den Vor-

dergrund. Deutschland setzt sich inter-

national für Regelungen zur Kontrolle 

hochradioaktiver Strahlenquellen ein 

und hat entsprechende gesetzliche 

Regelungen auf der Basis europäischer 

Vorschriften geschaffen. Wesentlicher 

Bestandteil dieser Regelungen 

ist ein beim BfS installiertes System 

zur Nachverfolgung hochradioaktiver 

Strahlenquellen, das jeden Standort- 

und/oder Besitzerwechsel von HRQ 

erfasst. Dieses so genannte HRQ-Regis-

ter ermöglicht es festzustellen, wo mit 

einer HRQ umgegangen wird und wer 

für sie verantwortlich ist.

Laut HRQ-Register befanden sich 

im August 2013 ca. 10.300 HRQ in 

Deutschland. Die Anteile der einzel-

nen Radionuklide am Gesamtaufkom-

men von HRQ in Deutschland sind in 

der Abbildung oben dargestellt. Mit 

den beim Betrieb des HRQ-Registers 

gewonnenen Erfahrungen hat sich 

das BfS auch intensiv an der Erarbei-

tung der Richtlinie 2013/59 sowie 

an internationalen Empfehlungen 

zur Sicherheit und Sicherung von 

Strahlenquellen beteiligt. Ende 2012 

wurde die Broschüre „Wissenswertes 

über Hochradioaktive Strahlenquellen“ 

[1] veröffentlicht sowie ein Workshop 

zum Thema „Sicherung von Strahlen-

quellen im medizinischen Bereich“ 

unter Federführung des BfS durchge-

führt. Zum Jahresende 2013 hat das 

BfS seine Arbeiten zur fachlichen Un-

terstützung des BMUB bei der Umset-

zung der europäischen Grundnormen 

zum Strahlenschutz in gesetzliche 

Regelungen in Deutschland begonnen. 
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Ausgewählte Anwendungsgebiete  
hochradioaktiver Strahlenquellen

In der Medizin werden Strahlenquellen 
beispielsweise in der Transfusionsmedi-
zin zur Bestrahlung von Blutkonserven 
oder in der Krebstherapie zur direkten 
Bestrahlung von Tumoren (Brachythera-
pie) eingesetzt. In der Brachytherapie 
wird meist das Radionuklid Iridium-192 
verwendet, da es eine für diesen Anwen-
dungsbereich vorteilhafte Gamma- 
Strahlung aussendet und den Vorteil 
einer kurzen Halbwertszeit von nur 74 
Tagen hat. Im Falle eines Verlustes wird 
auch die Gefährdung durch die Quelle 
schnell abnehmen.

Ein weiterer großer Anwendungsbereich 
ist die zerstörungsfreie Werkstoff-
prüfung. Hier werden Gamma-Strah-
ler zur Prüfung von Material oder 
von Schweißnähten eingesetzt. Die 
Gamma-Strahlung durchdringt den 
Prüfgegenstand und ermöglicht wie 
beim medizinischen Röntgen Aufnahmen 
von dessen Innerem. Hier wird überwie-
gend Iridium-192 verwendet, aber auch 
Selen-75 und Cobalt-60. Die Quellen 
werden in diesem Anwendungsbereich 
meist mobil eingesetzt, was besondere 
Sicherheits- und Sicherungsmaßnahmen 
erforderlich macht.

Die Nuklide Cobalt-60 sowie Cäsium-137 
werden meist in Großbestrahlungs-
anlagen (z. B. zur Sterilisation von 
Medizinprodukten) oder in Geräten zur 
Blutbestrahlung (s. o.) verwendet.
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Leukämie im Kindesalter – Fortschreibung des Forschungsschwerpunktes 

Childhood Leukaemia –  

Update of the Research Focus

Based on a long-term strategic research 

agenda the Federal Office for Radiation 

Protection (BfS) has intensified research 

in the aetiology of childhood leukemia 

(see annual report 2012). Several pilot 

studies are nearly completed. As a first 

result a network of paediatric oncologists 

and epidemiologists from 18 countries 

around the world has been established 

and the feasibility of a national birth 

cohort including sampling and storage 

of cord blood has been proven. In an ani-

mal study possible effects of low-frequen-

cy magnetic fields on the development of 

juvenile animals and the maturation of 

the hematopoietic and immune system 

were assessed.

Ansprechpartnerinnen:	
Anne Dehos (03018 333-2143)
Sabine Hornhardt (03018 333-2212)
Gunde Ziegelberger (03018 333-2142) 

Die ungeklärten Beobachtungen  

  zu einem schwach erhöh-

ten Risiko, an Leukämie zu 

erkranken, betreffen sowohl Kinder, 

die in der Nähe von Kernkraftwer-

ken aufwachsen als auch Kinder, die 

schwachen häuslichen Magnetfeld-

expositionen ausgesetzt sind. Da 

diese Befunde bisher nicht mit dem 

wissenschaftlichen Kenntnisstand 

zu Wirkungen von niedrigen Dosen 

ionisierender bzw. nichtionisierender 

Strahlung in Einklang zu bringen 

sind, hat das BfS nach Empfehlung der 

SSK im Auftrag des Bundesumwelt-

ministeriums in den letzten Jahren 

die Ursachenforschung zu Leukämien 

im Kindesalter intensiviert (s. Jahres-

bericht 2012). Auf Basis einer 2010 er-

arbeiteten Forschungsagenda wurden 

2011/2012 fünf Pilotprojekte initiiert, 

deren Ergebnisse Ende 2013 größten-

teils vorlagen. 

Im Rahmen der „Pilotstudie zum 

Vergleich der Inzidenz von Leukämi-

en im Kindesalter in verschiedenen 

Staaten“ wurde an der Internationalen 

Agentur für Krebsforschung (Interna-

tional Agency for Research on Cancer) 

in Lyon/Frankreich ein internatio-

nales Netzwerk von pädiatrischen 

Onkologen und Epidemiologen aus 

18 Ländern und allen Kontinenten 

etabliert [1]. Auf dem Kick-off-Meeting 

im Februar 2013 wurden Ideen für 

eine zukünftige Zusammenarbeit ent-

wickelt, die im weiteren Verlauf neue 

Möglichkeiten zur Ursachenforschung 

und zur Therapie dieser komplexen 

Erkrankungen bieten sollen. 

In Rahmen einer Machbarkeitsstudie 

zum Aufbau einer Geburtskohorte 

konnten 51 Mutter-Kind-Paare rekru-

tiert werden. Die Mütter wurden vor 

der Geburt befragt und es wurde bei 

der Geburt Nabelschnurblut gewon-

nen, aufbereitet und aufbewahrt. Die 

wesentlichen technischen, logistischen, 

rechtlichen, ethischen und finanzi-

ellen Anforderungen an den Aufbau 

einer Geburtskohorte mit Sammlung 

und Aufbewahrung von Nabelschnur-

blut konnten geklärt werden und es 

wurden Empfehlungen für eine natio-

nale Geburtskohorte erarbeitet. Diese 

sollte eng an andere internationale 

Geburtskohorten angebunden werden. 

In einem weiteren Pilotprojekt wird 

ein hochempfindliches, aber trotzdem 

robustes Testverfahren für Vorstufen 

von Leukämiezellen (präleukämische 

Zellen) mit typischen Chromosomen-

veränderungen bei gesunden Proban-

den erarbeitet. Untersucht werden 

wiederkehrende Translokationen 

(Verlagerungen von Chromosomen-

abschnitten zwischen verschiedenen 

Chromosomen). Mit dem Verfahren 

sollen die zunächst unauffälligen und 

möglicherweise natürlich, d. h. in der 

gesunden Bevölkerung schon zum 

Zeitpunkt der Geburt, vorkommenden 

Veränderungen nachgewiesen werden. 

Mit diesem Verfahren kann dann in  

einer bevölkerungsbasierten Studie 

z.B. in Nabelschnurblut (Geburtskohor-

te s. o.) die Häufigkeit dieser Translo-

kationen ermittelt werden.

Um die Veränderungen in leukämi-

schen Zellen verstehen zu können, ist 

es wichtig, die genetische Basis der 

Krankheit zu verstehen. Durch ein 

„deep sequencing“, d. h. die umfassen-

de Untersuchung (Sequenzierung) des 

Erbguts, können die genetischen Ver-

änderungen weitgehend erfasst und 

die Folgen daraus abgeleitet werden. 

Dazu wird ein Pilotprojekt mit aus-

gewählten Proben von 10 Patienten 

mit akuter lymphatischer Leukämie 

(ALL) im Kindesalter durchgeführt. 

Die Analysen sind abgeschlossen, die 

Auswertung des sehr umfangreichen 

Datenmaterials dauert noch an. 

Deep sequencing  
Umfassende Untersuchung (Sequenzierung) des 
Erbguts auf verschiedenen Ebenen (Genom, Epigenom 
einschließlich microRNom und Transkriptom) mittels 
modernster („next generation“) Technologie. Dabei 
wird die Abfolge der einzelnen „Buchstaben“ des 
Erbmaterials entschlüsselt.

Genom 
Gesamtes Erbmaterial einer Zelle, das in der DNA 
enthalten ist.

Epigenom  
Gesamtheit der vererbbaren Veränderungen des 
Genoms, die nicht auf einer Veränderung der Abfolge 
der „Buchstaben“ beruht.

MikroRNom  
Gesamtheit der MikroRNAs, d.h. der kleinen RNAs, die 
bei der Steuerung der Aktivität der Gene eine wichtige 
Rolle spielen.

Transkriptom  
Gesamtheit der in einer Zelle in RNA umgeschriebenen 
Gene, also aller in der Zelle vorhandenen RNA-
Moleküle.

DNA  
Desoxyribonukleinsäure, Träger der Erbinformation

RNA  
Ribonukleinsäure, wirkt in verschiedenen Formen mit 
bei der Umsetzung der Erbinformation in Proteine und 
bei der Steuerung der Genaktivität.
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Tiermodelle können wichtige 

Ergebnisse zu den Entstehungsme-

chanismen der Leukämie bei Kindern 

beitragen. Eine Übersicht über vorhan-

dene Tiermodelle mit dem Haupt-

augenmerk auf Mausmodelle und ALL 

im Kindesalter wurde vorgelegt und 

mögliche Weiterentwicklungen sowie 

bisher fehlende Aspekte und Möglich-

keiten aufgezeigt.

Alle Pilotprojekte wurden bei einem 

Fachgespräch mit internationalen 

Experten, das vom 2. bis 4. Dezember 

2013 im BfS in Neuherberg stattfand, 

vorgestellt und diskutiert. Darauf 

aufbauend wird das Forschungspro-

gramm aktualisiert.

Im Jahr 2013 wurde außerdem ein 

UFOPLAN-Forschungsvorhaben 

abgeschlossen, bei dem Tiere eines be-

stimmten Mäusestamms (so genannte 

CD1-Mäuse) bereits vor der Geburt un-

terschiedlich starken niederfrequenten 

Magnetfeldern (10 Mikrotesla,  

1 Millitesla und 10 Millitesla) ausgesetzt 

waren. Nach der Geburt wurde die 

Magnetfeldexposition bis zum Alter 

von 18 Monaten fortgesetzt. Untersucht 

wurde unter anderem der Einfluss 

der Magnetfelder auf das blutbilden-

de System und das Immunsystem. 

Am Ende des Expositionszeitraums 

wurden umfangreiche feingewebliche 

(histologische) Untersuchungen zur 

Tumorbildung an wichtigen Organen 

wie Thymus, Milz, Lymphknoten und 

Knochenmark vorgenommen. 

Bei der Untersuchung der Tiere am 

Ende der 18-monatigen Exposition 

zeigten sich keine statistisch signi-

fikanten Unterschiede in der Häu-

figkeit der Tumoren zwischen den 

exponierten Tieren und den Kontroll-

tieren (schein exponierte Tiere). Bei 

den 90 Tage alten Tieren wurde bei 

der mittleren und hohen Dosis eine 

verminderte Anzahl einer bestimmten 

Untergruppe der Lymphozyten (CD8+ 

zytotoxische T-Zellen) gefunden. Der 
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Effekt war nicht sehr ausgeprägt, aber 

statistisch signifikant. Nach 28 Tagen 

oder nach 18 Monaten trat er nicht 

auf. Bei der Untersuchung der Blut-

zellen nach 18-monatiger Exposition 

wurden erhöhte Lymphozytenwerte 

im Blut aller drei magnetfeldexponier-

ten Gruppen gefunden. Gleichzeitig 

nahm die Anzahl der segmentkerni-

gen Granulozyten (eine weitere Unter-

gruppe der weißen Blutzellen) ab. Ob 

diese Veränderungen Auswirkungen 

auf die Funktion des Immunsystems 

haben, wird in Folgestudien zu klären 

sein. Der Abschlussbericht des Projekts 

kann unter [2] im Volltext abgerufen 

werden. 

Rasterelektronen
mikroskopische  
Aufnahme von 
B-Lymphozyten eines 
Leukämie-Patienten
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Fortführung der freiwilligen Selbstverpflichtung der Mobilfunknetzbetreiber 

The Continuation of the  

Voluntary Commitment of the  

Mobile Network Operators

In December 2001 the mobile network 

operators signed a voluntary commit-

ment vis-à-vis the Federal Government. 

The aim of this commitment was the 

improvement of safety, consumer pro-

tection, environmental care and health 

protection, information and confiden-

ce-building measures with the upgrading 

of mobile telecommunication networks. 

Within this commitment a considerable 

research programme was conducted. The 

results are listed at [1]. This commitment 

was renewed in 2012 with an additional 

research programme that started in 2013. 

Content of this programme is the better 

management of the knowledge gained 

from research and improvement of risk 

communication.

Ansprechpartnerin: 
Cornelia Egblomassé-Roidl 
(03018 333-2151)
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Im Dezember 2001 gaben die Mo-

bilfunknetzbetreiber gegenüber der 

Bundesregierung eine freiwillige 

Selbstverpflichtung ab, die im Jahr 2008 

fortgeschrieben wurde. Inhalt dieser 

Selbstverpflichtung waren Maßnahmen 

zur Verbesserung von Sicherheit und 

Verbraucher-, Umwelt- und Gesundheits-

schutz sowie Information und vertrau-

ensbildende Maßnahmen beim Ausbau 

der Mobilfunknetze. Ein wichtiger 

Teil dieser Selbstverpflichtung war die 

Zusage, das vom Bundesumweltminis-

terium initiierte Deutsche Mobilfunk 

Forschungsprogramm (DMF [1]) anteilig 

mit 8,5 Millionen Euro zu unterstützen. 

Eine Fortführung der freiwilligen 

Selbstverpflichtung im Jahr 2012 hatte 

zum Ziel, das Wissensmanagement und 

die Risikokommunikation im Bereich 

Mobilfunk weiter zu verbessern. 

Dazu wurde ein neues Forschungspaket 

geschnürt mit derzeit vier Forschungs-

vorhaben. Grund für die Verlängerung 

der freiwilligen Selbstverpflichtung 

war der Wunsch nach einer besseren 

Vermittlung der Ergebnisse des DMF 

und somit dem Abbau von Unwissenheit 

zum Thema Mobilfunk in der Bevölke-

rung. Diese Forschungsvorhaben werden, 

genauso wie das DMF, ohne direkten 

Einfluss der Mobilfunknetzbetreiber 

auf Inhalte, Forschungsnehmer und die 

Fachbegleitung (durch das BfS) durchge-

führt. Die Verantwortung liegt weiterhin 

in den Händen des Bundesumweltminis-

teriums (BMUB). Die Ergebnisse dieser 

Forschungsvorhaben fließen direkt in 

die gezielte Ansprache von Bevölke-

rungsgruppen ein und stellen somit eine 

Maßnahme zur Risikokommunikation 

und zum verbesserten Gesundheits- und 

Verbraucherschutz dar. Das Programm 

zur Fortführung der freiwilligen Selbst-

verpflichtung der Mobilfunknetzbetrei-

ber umfasst folgende Projekte:

Untersuchung der Möglichkeiten des  
besseren Wissenstransfers / Wissens-
managements – im Hinblick auf das DMF –  
über Generationen bzw. über Themen-
zyklen / Aufmerksamkeitszyklen hinweg
In diesem Forschungsvorhaben wird 

ein Konzept für die Überführung der 

Ergebnisse des DMF in ein Wissens-

managementsystem (siehe Infokasten) 

erstellt. Ziel ist die Erstellung einer 

Datenbank, die für BfS-interne Nutzer, 

die im Bereich elektromagnetische 

Felder arbeiten, mittels eines schnellen 

und nutzerfreundlichen Zugriffs auf 

alle Ergebnisse und Erkenntnisse eine 

erhebliche Erleichterung bei der the-

menspezifischen Arbeit darstellen soll. 

Die Grafik unten verdeutlicht, welches 

Wissen ohne Wissensmanagement 

nicht zugänglich ist (Wissenssenken).

Umfrage zur differenzierten Nutzung und 
Wahrnehmung des Mobilfunks
Zwischen den Jahren 2003 und 2006 

und zusätzlich im Jahr 2009 beauf-

tragte das BfS im Rahmen des DMF 

repräsentative Bevölkerungsumfra-

gen, um Fragen zum Stellenwert des 

Mobilfunks und zur Mobilfunknutzung 

beantworten zu lassen. Die Umfrage in 

2013 greift einen Großteil der Fragen 

der vergangenen Umfragen auf, setzt 

jedoch einen Schwerpunkt auf das 

Handy-Nutzungsverhalten durch 

Kinder und Jugendliche (s. Grafik S. 56), 

um Hinweise auf spezifische Expositi-

onsszenarien zu erhalten. 

Erstellung einer praxisorientierten  
Handreichung zur Beurteilung von  
Studienergebnissen für Mitarbeiter  
von Kommunalverwaltungen
Die Beurteilung von Gesundheitsri-

siken durch den Mobilfunk anhand 

von Studien, die in der Presse veröf-

fentlicht sind, fällt nicht leicht. Der im 
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Forschungsv orhaben erstellte Leitfaden 

soll es insbesondere Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern einer Kommunalver-

waltung aber auch anderen Interes-

sierten ermöglichen, derartige Studien 

richtig einzuschätzen. Der Leitfaden 

geht auf die wichtigsten Qualitätsmerk-

male von Studien ein. Zudem sind in 

einem Glossar die wichtigsten Begriffe 

aus derartigen Studien zusammenge-

stellt. Der Leitfaden wurde im Rahmen 

des Forschungsvorhabens auf seine 

Praxistauglichkeit hin überprüft. An-

hand der Ergebnisse wird der Leitfaden 

verbessert und fertiggestellt.

Evaluierung des EMF-Portals und  
Ableitung von Erkenntnissen 
und Empfehlungen für dessen weitere  
Gestaltung
Das Informationsportal zum Thema 

elektromagnetische Felder (EMF-Portal), 

das vom Forschungszentrum für Elek-

tro-Magnetische Umweltverträglich-

keit (FEMU) am Universitätsklinikum 

Aachen betrieben wird, stellt einen 

wichtigen Baustein der Risikokommu-

nikation des BMUB dar. Um für die 

interessierten Benutzer die Qualität die-

ses Portals sicherzustellen, wird dieses 

im Rahmen eines Forschungsvorha-

bens evaluiert. Ergebnisse sind ab dem 

Sommer 2015 zu erwarten.

Wissensmanagement  
Methode zum verbesserten Wissens- und Informationsfluss. 
Dient dem Erhalt von Wissen. Ist eine Verknüpfung von orga-
nisationsbezogenem (organisationalem) Wissen mit Methoden, 
technischen Werkzeugen und personenbezogenem (persona-
lem) Wissen.

Risikokommunikation  
Interaktiver (wechselseitiger) Prozess des Austausches von 
Informationen und Meinungen zu Risiken zwischen wissen-
schaftlichen Experten, Risikomanagern (Behörden) und der 
Öffentlichkeit (Betroffene, Interessengruppen etc.).
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Neue Ergebnisse der deutschen Uranbergarbeiterstudie

New Results from the German 

Uranium Miners Study

During the last 12 months, the analysis 

of the German uranium miners’ cohort 

(Wismut cohort) has focused on lung 

cancer mortality in relation to radon 

in the low exposure range, on mortality 

from non-malignant respiratory diseases 

in relation to radon and silica, mortality 

from cardiovascular diseases in relation 

to external gamma radiation and risk 

of death from primary liver cancer and 

radiation dose. A statistically significant 

exposure-response relationship was only 

found for radon-related lung cancer risk 

and silica-related risk of death from 

silicosis. The BfS joined a European 

cooperation named CURE (Concerted 

action for Uranium Research in Europe) 

to analyse the risks due to occupational 

uranium exposures. 

Ansprechpartnerin:	
Michaela Kreuzer (03018 333-2250) 

Die ehemalige DDR war zeit-  

  weise der drittgrößte Uran-

exporteur weltweit. In den 

Jahren 1946 bis 1990 waren bei der 

SAG/ SDAG Wismut insgesamt rund 

eine halbe Million Menschen beschäf-

tigt. Die Bergleute und Uranerzaufbe-

reiter waren bei ihrer Arbeit externer 

Gammastrahlung, Uranerzstaub und 

Radon – einem radioaktiven Edelgas 

und Zerfallsprodukt des Urans – sowie 

auch nichtradioaktiven Schadstoffen 

wie Quarzfeinstaub und Arsen ausge-

setzt. Um das aus diesen Expositionen 

resultierende Gesundheitsrisiko zu 

bestimmen, wurde Mitte der neun-

ziger Jahre die deutsche Uranberg-

arbeiter-Studie (Wismut-Kohorte) 

vom BfS gestartet. Mit etwa 59.000 

Bergarbeitern ist sie eine der größ-

ten epidemiologischen Studien bei 

Uranbergarbeitern weltweit. Insbeson-

dere die Inhalation von Radon und 

dessen Zerfallsprodukten führte zu 

einer hohen Lungendosis, die sich in 

einem stark gehäuften Auftreten von 

Lungenkrebs in der Kohorte wider-

spiegelt. Besonderes Interesse gilt dem 

Lungenkrebsrisiko vergleichsweise 

niedrig exponierter Bergarbeiter, da 

ähnliche Radonbelastungen auch im 

häuslichen Umfeld auftreten. Da-

her wurde, um die Aussagekraft für 

den Bereich niedriger Expositionen 

zu erhöhen, die deutsche Studie 

gemeinsam mit einer französischen 

und tschechischen Studie in einer 

europäischen Kooperation namens 

Alpharisk ausgewertet. Die erhaltenen 

Risikoschätzer im Bereich niedriger 

Expositionen waren konsistent mit Er-

gebnissen einer großen europäischen 

Studie zu Lungenkrebs durch Radon 

in Wohnungen. Weiterhin zeigte sich, 

dass das Lungenkrebsrisiko mit der 

Zeit nach Exposition, dem erreichten 

Alter und steigender Expositionsrate 

abnimmt.

In einer weiteren Studie wurde das Ri-

siko, aufgrund von Radon- oder Quarz-

feinstaubexposition an chronisch 

obstruktiven Lungenerkrankungen 

(COPD – Sammelbegriff für eine Grup-

pe von Krankheiten der Lunge, die 

durch Husten, vermehrten Auswurf 

und Atemnot bei Belastung gekenn-

zeichnet ist) zu sterben, untersucht.  

In einer großen amerikanischen 

Studie zur Radonbelastung in Woh-

nungen wurde eine Erhöhung des 

COPD-Sterberisikos beobachtet. Dies 

konnte jedoch in der Wismut-Ko-

horte nicht bestätigt werden. Auch 

in Abhängigkeit von Quarzfeinstaub 

wurde keine Risikoerhöhung für 

COPD beobachtet. Insgesamt wurden 

in der Kohorte 975 Silikosetodesfälle 

beobachtet. Hier wurde ein deutlicher 

Zusammenhang mit der Quarz-

feinstaubbelastung gefunden.
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Auch Erkrankungen, bei denen andere 

Organe als die Lunge betroffen sind, 

wurden untersucht. So verstarben 

bis Ende 2008 in der Kohorte 9.039 

Personen an Herz-Kreislauf-Erkran-

kungen. Bei einer mittleren Dosis von 

nur 47 mSv durch externe Gam-

mastrahlung wurde weder für alle 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen noch 

die Untergruppe der ischämischen 

Erkrankungen, d. h. durch verminder-

te Durchblutung oder Durchblutungs-

ausfall ausgelöste Erkrankungen, ein 

erhöhtes Sterberisiko gefunden. Nur 

für Schlaganfälle wurde ein Anwach-

sen der Rate mit der Dosis beobachtet. 

Allerdings kann nicht ausgeschlossen 

werden, dass dieses Ergebnis zufälliger 

Natur ist. 

Eine weitere publizierte Untersuchung 

beschäftigte sich mit dem Risiko, an 

primärem Leberkrebs zu versterben. 

Obwohl primärer Leberkrebs in 

Deutschland an 8. Stelle der Krebs-

todesursachen steht und weltweit 

noch wesentlich häufiger ist, ist nur 

wenig darüber bekannt, ob er durch 

Strahlung verursacht werden kann. Le-

berkrebs wurde in der Vergangenheit 

sehr oft fehldiagnostiziert, d. h. in vie-

len Studien war er nicht histopatholo-

gisch gesichert. Da zu Zeiten der DDR 

ein großer Teil der Todesursachen 

durch Autopsie bestätigt wurde, sind 

die Angaben in der Wismut-Kohorte 

relativ zuverlässig, so dass eine epide-

miologische Auswertung möglich war. 

Bis Ende 2003 wurden in der Kohorte 

159 Leberkrebstodesfälle beobachtet. 

Ein Risikoanstieg wurde sowohl mit 

der alpha-Strahlungsdosis als auch mit 

der gesamten effektiven Dosis (s. In-

fokasten S. 35) beobachtet. Allerdings 

kann nicht ausgeschlossen werden, 

dass dieser Effekt zufälliger Natur ist, 

zumal die mittleren Leberdosen in der 

Kohorte sehr niedrig sind. 

Seit 2013 ist das BfS mit der Wismut- 

Kohorte 2013 an einer von der Euro-

päischen Kommission geförderten 

Forschungskooperation namens CURE 

(Concerted Action for Uranium Rese-

arch in Europe) beteiligt. Deren Ziel 

ist es, die gesundheitlichen Risiken 

der beruflichen Uranexposition zu 

untersuchen. 

Zurzeit werden weitere Auswertun-

gen, u. a. zu Tumoren des Hals-Na-

sen-Rachenraumes und Leukämien, 

durchgeführt. Um das Leukämieri-

siko abzuschätzen, wurden 2012 in 

Kooperation mit der Bundesanstalt 

für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

auch die medizinischen Strahlendosen, 

u. a. aufgrund von Röntgenreihenun-

tersuchungen, für insgesamt 640 an 

Leukämie verstorbene und Vergleichs-

personen erhoben. Die medizinisch 

bedingten Strahlendosen haben in 

der Kohorte eine ähnliche Größenord-

nung wie die beruflichen Strahlendo-

sen durch externe Gammastrahlung. 

Des Weiteren läuft die Datenerhebung 

im Rahmen des so genannten vierten 

Follow-Up, in dem der Beobachtungs-

zeitraum der Kohorte um weitere fünf 

Jahre von Ende 2008 auf Ende 2013 

erweitert wurde. 
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Entsorgung radioaktiver Abfälle

Radioactive Waste Management

Stand der Endlagerprojekte 

Zwischenlagerung von Kernbrennstoffen 

Transporte von radioaktiven Stoffen  
und Kernbrennstoffen
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Stand der Projekte

Current Status of Projects

Das Endlager Konrad 

Konrad Repository 

The construction of the Konrad reposito-

ry has been continued since 2008. It is 

planned to dispose of up to 303,000 m3 

of solid and solidified radioactive waste 

with negligible heat generation at a 

depth of about 800 m. In addition to 

the start of construction at the surface, 

currently the focus is on the preparation 

of the necessary underground infrastruc-

ture. Both shafts of the mine are cur-

rently being reconstructed and prepared 

for the installation of high-performance 

shaft transporting systems. The chambers 

for later storage of radioactive waste 

and the roadways from the shaft to the 

storage areas are under construction.

Fachlicher Ansprechpartner: 
Gerald Laumert (03018 333-1834) 

In dem ehemaligen Eisenerzberg-

werk Konrad in Salzgitter wird ein 

Endlager für radioaktive Abfälle 

mit vernachlässigbarer Wärmeent-

wicklung errichtet. Das Endlager 

Konrad soll etwa 40 Jahre betrieben 

werden. Der Planfeststellungsbeschluss 

(Genehmigung) begrenzt das Einlage-

rungsvolumen auf maximal 303.000 

Kubikmeter.

Im Jahr 2013 lag der Schwerpunkt 

neben dem Beginn der übertägigen 

Bauarbeiten auf der bergtechnischen 

Herstellung der erforderlichen unter-

tägigen Infrastruktur. Beide Schächte 

des Bergwerks werden saniert und 

für den Einbau von leistungsfähigen 

Schachtförderanlagen vorbereitet. Die 

Einlagerungskammern zur späteren 

Aufnahme der radioaktiven Abfälle 

und die Verbindungsstrecken vom 

Schacht zu den Einlagerungsberei-

chen werden hergestellt. Die hierfür 

erforderlichen Großfahrzeuge wurden 

in Einzelteilen nach unter Tage 

transportiert und dort für den Einsatz 

montiert.

1984 hat die Bundesregierung die 

deutsche Gesellschaft zum Bau und 

Betrieb von Endlagern für Abfallstof-

fe mbH (DBE) mit der Planung und 

Errichtung von Endlagern beauftragt. 

Während dem BfS die Aufgabe des 

Betreibers und Bauherrn obliegt, führt 

die DBE als Erfüllungsgehilfe nach 

§ 9a Abs. 3 AtG die Planung und bau-

liche Errichtung des Endlagers Konrad 

als öffentliches Bauvorhaben durch.

Errichtung und Zeitplanung 
Gemäß Kooperationsvertrag ist es Auf-

gabe der DBE, die Ablauf-, Zeit- und 

Kostenplanung für die Errichtung des 

Endlagers Konrad aufzustellen. 

Nachdem die DBE 2010 mitgeteilt 

hatte, dass eine Fertigstellung des 

Endlagers Konrad bis 2014 nicht zu 

erwarten sei, hat das BfS die DBE im 

April 2010 mit einer Planung beauf-

tragt, die alle für die Errichtung des 

Endlagers relevanten Prozesse (auch 

Mitwirkungshandlungen Dritter) sowie 

eine realistische Risikobewertung 

beinhalten sollte. Bei der Erstellung 

dieser Planung zeigte sich, dass die 

aus den 1980er und 1990er Jahren 

übernommenen Annahmen unzutref-

fend waren und unrealistische Erwar-

tungen erzeugt hatten. Die von der 

DBE aktualisierten Zeitpläne gingen 

nun von einem Fertigstellungsdatum 

im Jahr 2019 aus. Anfang 2013 teilte 

die DBE dem BfS mit, dass sie einen 

erheblichen Mehraufwand für die 

Sanierung von zumindest einem der 

beiden Schächte festgestellt hat.

Als neuen abgeschätzten Termin für 

die Fertigstellung Konrads hat die DBE 

das Jahr 2022 angegeben. Der von der 

DBE genannte Termin ist allerdings 

nicht belastbar und mit erheblichen 

Unsicherheiten behaftet, die nicht nä-

her quantifizierbar sind. Daher kann 

derzeit kein neuer Fertigstellungster-

min angegeben werden.

Sanierung der Schächte
Der Schacht Konrad 1 dient zukünftig 

zur Versorgung des Endlagers mit 

Frischluft und zum Transport von 

Material und Personal. Die beiden 

dort vorhandenen Seilfahrtanlagen 

aus den 1960er Jahren müssen durch 

neue leistungsfähige Förderanlagen 

ersetzt werden. Hierzu wurde bereits 

die südliche Förderanlage mit den höl-

zernen Führungseinrichtungen für die 

Förderkörbe komplett entfernt. Hinge-

gen wird die nördliche Seilfahrtanlage 

als Hauptzugang zum Bergwerk noch 

weiter betrieben. Im südlichen Teil des 

Schachtes werden neue, stählerne Füh-

rungseinrichtungen für die zukünftige 

Förderanlage eingebaut. 

Während der Herstellung von 

Bohrlöchern hat sich gezeigt, dass 

die vorhandenen Fugen des Schacht-

mauerwerks einer zusätzlichen 
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Nachverfüllung bedürfen. Die DBE 

hat im Februar 2013 mitgeteilt, dass 

es dadurch zu Verzögerungen bei der 

Umrüstung komme. Das BfS hat in 

seiner Bauherrenfunktion zusätzlich 

einen Sachverständigen mit der Über-

prüfung der vorliegenden statischen 

Berechnungen zum Schachtmauer-

werk und der Erarbeitung möglicher 

Alternativen zum statischen Nachweis 

des Lastabtrags beauftragt. 

Durch diese aufwändigen Arbeits-

schritte, die darüber hinaus unter be-

sonderen Sicherheitsvorkehrungen im 

1.230 m tiefen Schacht von Hand er-

folgen müssen, hat sich eine Verzöge-

rung im Bauablauf ergeben. Für den 

nördlichen Teil des Schachtes werden 

die Planungen hierzu derzeit noch 

modifiziert, um den vorgefundenen 

Gegebenheiten gerecht zu werden.

Der Schacht Konrad 2 ist bereits von  

den alten Fördereinrichtungen ein-

schließlich Fördergerüst befreit und 

mit einer temporären Seilfahrtanlage 

ausgerüstet, die den berggesetzlich 

vorgeschriebenen zweiten Ausgang aus  

dem Bergwerk gewährleistet. Später 

werden die Abfallgebinde durch 

diesen Schacht nach unter Tage zur 

850-m-Sohle transportiert. 

Einlagerungstransportstrecke
Im Bereich der 850-m-Sohle müssen 

später die Abfallgebinde von dem 

Förderkorb auf einen Transportwagen 

umgeladen werden, der die Gebinde in 

die Einlagerungsbereiche fährt. Hierzu 

muss das Füllort, der Übergangsbe-

reich vom Schacht ins Grubengebäude, 

bergmännisch erweitert werden. Die 

Verbindungen zu den Einlagerungsfel-

dern, insbesondere die etwa 100 m  

lange so genannte Einlagerungstrans-

portstrecke, werden zurzeit bergmän-

nisch vorbereitet bzw. bereits herge-

stellt. Um bei den in der betreffenden 

Tiefe anzutreffenden Gebirgsdrücken 

und unter den vorherrschenden geo-

logischen Gegebenheiten einen mög-

lichst wartungsfreien Grubenraum für 

eine Betriebszeit von rund 40 Jahren 

zu erstellen, kommt hier eine aufwän-

dige Ausbautechnik zum Einsatz.  

Diese Grubenräume werden nach einer 

speziellen Tunnelbauweise mit einem 

zweischaligen bewehrten Anker-Spritz-

beton-Verbundausbau unter ständiger 

Gebirgsüberwachung erstellt. 

Einlagerungskammern
Die Abfallgebinde sollen in Einlage-

rungskammern (bis zu 900 m lange 

Strecken mit ca. 40 m2 Querschnitts-

fläche) endgelagert werden. Hierzu 

werden derzeit für das erste Einlage-

rungsfeld die Zufahrtsstrecken zu den 

Einlagerungskammern, zusätzliche 

Entladekammern und die Abwetter-

sammelstrecke, die später die Abwetter 

(Abluft) von den Einlagerungsberei-

chen direkt zum Schacht 2 führen 

soll, hergestellt. Die Einlagerungsfel-

der befinden sich in der besonders 

standfesten Eisenerzlagerstätte. Ein 

aufwändiger Ausbau wie für die für 

den langfristigen Betrieb vorgesehenen 

Infrastrukturstrecken ist hier nicht 

erforderlich. Von den insgesamt sechs 

Einlagerungskammern des ersten 

Einlagerungsfeldes, das über 60.000 m3 

Abfallgebinde aufnehmen können 

wird, sind drei Kammern bereits fertig 

aufgefahren. 

Großfahrzeuge
Der Bestand an Fahrzeugen wurde im 

zurückliegenden Zeitraum erweitert 

und ergänzt. Aktuell sind nahezu 100 

dieselbetriebene Fahrzeuge unter Tage 

verfügbar. Für die Errichtung und für 

Vorläufiger Spritz
betonausbau 
im Abzweig zur 
Einlagerungs
transportstrecke
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den Betrieb des Endlagers ist allerdings 

noch eine Reihe von zusätzlichen 

so genannten Gleislosfahrzeugen 

erforderlich. Ein Teil dieser Fahrzeuge 

ist bereits beschafft und nach unter 

Tage gebracht worden. Aufgrund der 

besonderen Situation, dass durch die 

Umrüstung der Schächte zurzeit nur 

kleinere Transporteinheiten verwendet 

werden können (der Förderkorb ist 

nur 1 m breit), müssen diese Fahrzeu-

ge zerlegt angeliefert und unter Tage 

montiert und gegebenenfalls wieder 

zusammengeschweißt werden. Auf 

diese Weise sind Großfahrzeuge wie 

Fahrlader, Ankerbohrwagen, Mulden-

kipper und Schleuderversatzfahrzeuge 

unter Tage montiert worden. 

Öffentlichkeitsarbeit zum 
Endlager Konrad
Public Relations Activities

Ansprechpartner:  
Arthur Junkert (03018 333-1283)

Seit 2008 betreibt das BfS in der 

Innenstadt von Salzgitter-Leben-

stedt eine Infostelle zum Endla-

ger Konrad. Seither besuchten mehr 

als 23.500 Bürgerinnen und Bürger 

die Infostelle, im zurückliegenden Jahr 

rund 3.500 Interessierte. Der überwie-

gende Teil von ihnen (2.770) hat auch 

an einer Befahrung des Bergwerks 

teilgenommen und sich vor Ort den 

Baufortschritt auf Konrad angesehen. 

Neben den Besucherinnen und Besu-

chern aus Deutschland informierten 

sich auch internationale Gruppen, 

unter anderem Vertreter des österrei-

chischen Umweltbundesamtes, Teil-

nehmer eines IAEA-Workshops, eine 

Gruppe aus Russland mit Vertretern 

der DUMA und die schweizerische 

Nationale Genossenschaft für die Lage-

rung radio aktiver Abfälle (Nagra).

Die Ausstellungsmaterialien in 

der Infostelle Konrad wurden 2013 

umfassend aktualisiert und ergänzt. 

So wurde z. B. die Darstellung der 

Geologie überarbeitet und durch 

einen Kurzfilm komplettiert. Die Dar-

stellungen „Entstehung und Lagerun

radioaktiver Abfälle“ sowie „Gruben-

gebäude und Einlagerungskammern

sind nun in einer interaktiven Form 

erfügbar. Neu aufgenommen wurde

die Themen „Überwachung der 

mweltradioaktivität“ und „Zusätz-

liches Programm zur Überwachung 

Konrads“.

g 

“ 
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Fertiggestellte 
Einlagerungskammer

Im Februar 2013 besuchte 
der damalige Bundes
umweltminister Altmaier 
das BfS und ließ sich in 
der Infostelle Konrad das 
Modell des zukünftigen 
Endlagers erläutern.
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Endlager für radioaktive Abfälle 
Morsleben

Morsleben Repository for 

Radioactive Waste

The Morsleben repository is to be 

decommissioned. To safely isolate the 

radioactive waste from the biosphere, 

it is planned to take comprehensive 

construction measures to seal and secure 

the underground cavities. Following labo-

ratory studies on the material characte-

ristics of the planned sealing structures, 

application of the construction material 

in practice and on a large scale is cur-

rently put to the test. 

Following recommendations of the 

Nuclear Waste Management Commission 

and new insights originating from the 

above-mentioned tests of the sealing 

structures, the plan for decommissioning 

needs to be revised. This will delay the 

licensing process for decommissioning for 

an unknown period of time. 

Fachlicher Ansprechpartner:  
Harald Kronemann (03018 333-1830)

Planfeststellungsverfahren zur  
Stilllegung des ERAM

Das Endlager für radioaktive 

  Abfälle Morsleben (ERAM) 

befindet sich in der Phase 

der Stilllegung. Ziel ist der sichere 

Abschluss der radioaktiven Abfälle von 

der Biosphäre. Dazu sind umfangrei-

che Baumaßnahmen zur Sicherung 

und zum Verschluss der unterirdischen 

Hohlräume vorgesehen. Diese müssen 

in einem atomrechtlichen Planfeststel-

lungsverfahren genehmigt werden. 

Die Fachgespräche mit der Genehmi-

gungsbehörde, dem Ministerium für 

Landwirtschaft und Umwelt (MLU) 

des Landes Sachsen-Anhalt, wurden in 

2013 fortgeführt. Zu den Gesprächs-

schwerpunkten zählten auch die 

geplanten Abdichtbauwerke zum Ver-

schluss der unterirdischen Hohlräume.

Abdichtbauwerke
Die langzeitstabile Abdichtung der 

Schächte des Endlagers Morsleben soll 

durch je drei Dichtelemente erfolgen. 

Die beiden unteren Dichtelemente 

werden aus Schotter und Bitumen 

bzw. Asphalt hergestellt. Das oberste 

Dichtelement besteht aus Ton bzw. 

Bentonit (Grafik auf Seite 65).

In der Bergbaupraxis werden Tondich-

tungen zum Verschluss von Schächten 

seit Jahren erfolgreich realisiert. Die 

beiden unteren Dichtelemente sind 

dagegen Neuentwicklungen. Um die 

in den Planungen angesetzten Materi-

aleigenschaften und die Funktionalität 

der beiden unteren Dichtelemente zu 

belegen, sind verschiedene Versuche 

initiiert bzw. durchgeführt worden. 

In einem übertägigen Großversuch hat 

das BfS das Eingießen des Bitumens in 

eine Schotterlage erprobt. Durch eine 

messtechnische Überwachung wurden 

die einzelnen Eingießversuche ana-

lysiert und bewertet, sodass wichtige 

Erfahrungen für die spätere Umset-

zung in der Stilllegung gewonnen 

werden konnten. In einem Handha-

bungsversuch unter Tage im Jahr 2014 

soll die Machbarkeit des Einbringens 

von Bitumen in eine Schottersäule 

unter bergtechnischen Bedingungen 

nachgewiesen werden. 

Zu den geplanten horizontalen Ab-

dichtungen unter Tage hat das BfS be-

Übertägiger Großversuch  
– 4. Eingießversuch für 
neu zu entwickelnde 
Abdichtungen
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reits zwei Großversuche durchgeführt. 

Die Planungen zu ihrer Errichtung 

werden derzeit überarbeitet, um neu 

gewonnene Erkenntnisse zu den vor-

gesehenen Baustoffen und Konstrukti-

onsweisen einzuarbeiten.

Stellungnahme der Entsorgungs-
kommission des Bundes (ESK)
Nach dem Erörterungstermin im Ok-

tober 2011 hat das Bundesumweltmi-

nisterium die Entsorgungskommission 

des Bundes (ESK) gebeten zu prüfen, 

ob die vom BfS in 2009 erstellte 

Langzeitsicherheitsbetrachtung me-

thodisch dem Stand von Wissenschaft 

und Technik entspricht. Am 31.01.2013 

hat die ESK ihre Stellungnahme 

„Langzeitsicherheitsnachweis für das 

Endlager für radioaktive Abfälle Mors-

leben (ERAM)“ vorgelegt. Grundlage 

waren auch Unterlagen aus den Jah-

ren 2010 bis 2013, die zum Zeitpunkt 

der Erstellung der Langzeitsicher-

heitsbetrachtung durch das BfS noch 

nicht zur Verfügung standen.In ihrer 

Stellungnahme kommt die ESK zu dem 

Ergebnis, dass die vom BfS vorgelegte 

Langzeitsicherheitsbetrachtung an den 

seit 2009 weiterentwickelten Stand von 

Wissenschaft und Technik angepasst 

werden sollte. Das Bundesumweltmi-

nisterium hat die Empfehlungen der 

ESK uneingeschränkt übernommen 

und das BfS angewiesen, diese umzu-

setzen. Der Bearbeitungszeitraum für 

die Umsetzung der ESK-Empfehlungen 

beträgt nach ersten Abschätzungen 

mindestens 5 Jahre.

Anpassung der Stilllegungsplanung
Der Plan Stilllegung ist unter Berück-

sichtigung der ESK-Empfehlungen und

aktueller Planungen zu den Abdich-

tungen anzupassen. Auch sind neue 

und revidierte Verfahrensunterlagen 

durch die Genehmigungsbehörde 

zu prüfen, was zu einer weiteren 

Verschiebung des Planfeststellungsbe-

schlusses führen kann.

Prinzipskizze der 
Schachtverschlusssysteme

Öffentlichkeitsarbeit zum  
Endlager Morsleben
Public Relations Activities

Ansprechpartner:  
Manuel Wilmanns (039050 97525)

In unmittelbarer Nähe des Endla-

gers für radioaktive Abfälle Mors-

leben befindet sich eine Informati-

onsstelle des BfS. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der INFO Morsleben 

informieren über den Fortgang der 

betrieblichen Arbeiten und die Pla-

nungen zur sicheren Stilllegung des 

 Endlagers. 

Im Jahr 2013 besuchten ca. 2.000 

Bürgerinnen und Bürger die Infostelle. 

Etwa 840 von Ihnen machten sich 

im Rahmen einer Grubenfahrt von 

den Gegebenheiten unter Tage ein 

Bild. Eine Broschüre zur betrieblichen 

Sicherheit und zum Strahlenschutz 

sowie ein neuer Film zur Befahrung 

des Bergwerks ergänzen das beste-

hende Informationsangebot der INFO 

Morsleben seit Ende des Jahres.

Die Infostelle wurde im Jahr 2013 

umgebaut, um Platz für eine geplante 

historische Ausstellung zur Geschichte 

des Bergwerkes als Ergänzung zu den 

bestehenden Informationsangebo-

ten zu schaffen. Diese soll u. a. auch 

auf die Nutzung des Bergwerks als 

KZ-Außenstelle im Nationalsozialismus 

eingehen.
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Die Schachtanlage Asse II

Asse II Mine

With the transfer of operatorship of the 

Asse II mine on 1st January 2009 to the 

Federal Office for Radiation Protection 

(BfS), BfS is assigned to adapt the pit to 

atomic law, to stabilise the mine, to real-

ise emergency preparedness and, finally, 

to ensure a safe decommissioning. In 

April 2013 an amendment to the Atomic 

Energy Act was implemented that requires 

the retrieval of the radioactive waste befo-

re decommissioning the mine. In 2013 the 

operatorship was focused in the further 

backfilling of mined cavities (especially 

inner shafts in the pit and cavities on the 

775-m and 750-m level), implementation 

of further precautionary measures, the 

drilling of the second bore hole in an 

emplacement chamber for fact-finding 

purposes and starting a bore hole 500 m 

to the east of the mine to investigate a 

site for a new shaft. Since summer 2013 

the brine intrusion on the 658-m level has 

been labile. The development of brine in-

trusion cannot be predicted. Nevertheless 

the mission by law requires the imme-

diate and parallel push of the retrieval 

measures (interim storage for waste, new 

shaft, technology for waste recovery).

Fachliche Ansprechpartner:  
Matthias Ranft (03018 333-1900)
Dirk Laske (03018 333-1968)

Dem Bundesamt für Strahlen- 

  schutz (BfS) wurde von der 

Bundesregierung zum 1. Januar 

2009 die berg- und atomrechtliche 

Verantwortung für den Betrieb der 

Schachtanlage Asse II bei Remlingen 

im Landkreis Wolfenbüttel übertragen. 

Das BfS hat die Aufgabe, die Schachtan-

lage nach kerntechnischem Regelwerk 

umzurüsten, die Gebrauchstauglichkeit 

des Grubengebäudes aufrecht zu erhal-

ten, die Notfallbereitschaft herzustellen 

und die Anlage sicher nach Atomrecht 

stillzulegen. Beim Betrieb der Schacht-

anlage Asse II bestehen zwei große 

Herausforderungen: Zum einen dringt 

steinsalzgesättigtes Grundwasser (sog. 

Zutrittswasser) in das Bergwerk ein, 

dessen Menge sich jederzeit erhöhen 

kann. Zum anderen gibt es Probleme 

mit der Gebrauchstauglichkeit des über 

100 Jahre alten Bergwerkes.

Oberstes Ziel bei der Stilllegung der 

Schachtanlage Asse II ist die lang-

fristige Sicherheit von Mensch und 

Umwelt. Dies ist nach einem fachlichen 

Vergleich verschiedener Optionen und 

nach dem derzeitigen Kenntnisstand 

durch die Rückholung der Abfälle zu 

erreichen, sofern diese radiologisch 

verantwortbar und bergsicherheitlich 

machbar ist. Mit Inkrafttreten der 

Lex Asse besteht seit April 2013 der 

gesetzliche Auftrag zur Rückholung. 

Damit die Rückholung durchgeführt 

werden kann, muss das Bergwerk 

stabilisiert und die Notfallbereitschaft 

hergestellt werden. Um Unsicherheiten 

über den Zustand der Einlagerungs-

kammern und Abfallbehälter sowie das 

Vorhandensein möglicher explosiver 

Gase bewerten zu können, findet eine 

Probephase (Faktenerhebung) an zwei 

Einlagerungskammern statt. Parallel 

zur Probephase muss im Rahmen der 

Rückholungsplanung die notwendige 

Bergetechnik entwickelt, Infrastruktur 

über und unter Tage eingerichtet sowie 

ein Bergungsschacht und ein Zwi-

schenlager errichtet werden. Klar ist: 

Die sichere Stilllegung der Schachtanla-

ge Asse II ist ein Generationenprojekt.

Entwicklung Lösungszutritte  
(Zutrittswässer)
Seit 1988 werden Zutrittswässer (stein-

salzgesättigtes Grundwasser aus dem 

Deckgebirge) festgestellt und doku-

mentiert. Diese dringen zwischen ca. 

500 und 575 Metern Tiefe in das berg-

baubedingt aufgelockerte Salzgestein 

an der Südflanke der Asse-Salzstruktur 

ein. Die Zutrittswässer werden im 

Bergwerk hauptsächlich auf der 

658-m-Sohle gefasst. Hier werden ober-

halb der Einlagerungskammern rund 

11 Kubikmeter pro Tag aufgefangen. 

Grafische Darstellungen: 750-Meter-Sohle mit markiertem Bereich des ehemaligen Sumpfs vor Kammer 12 Der ehemalige Sumpf (links hinten) vor Kammer 12: 			 Die kontaminierte Flüssigkeit wurde abgepumpt und in speziellen Behältern verwahrt.
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Seit Sommer 2013 sind zunehmende 

Schwankungen bei den gefassten 

Zutrittsmengen festzustellen. Das Mel-

dekriterium für die durchschnittliche 

Zutrittsmenge an der Hauptauffangstel-

le von 11,1 Kubikmeter pro Tag wurde 

2013 mehrfach über- und teilweise auch 

unterschritten. Im September 2013 wur-

den an der Südflanke kurzzeitig mehr 

als 13 Kubikmeter pro Tag gefasst. Zu-

sätzliche Tropfstellen wurden seit Juni 

und Juli 2013 auf 574 m, 553 m und 

der 511-m-Sohle festgestellt. Die derzeit 

hier aufgefangenen Mengen sind nicht 

besorgniserregend, da sie problemlos 

aufzufangen und im Betrieb zu hand-

haben sind. Die weitere Entwicklung ist 

nicht prognostizierbar. Eine statistische 

Auswertung auf Basis verlässlicher Da-

ten seit dem 01.01.2009 (Betriebsüber-

nahme durch das BfS) ergab, dass der 

Lösungszutritt derzeit eine langfristig 

steigende Tendenz aufweist.

Die unkontaminierten Zutrittswässer 

aus der Hauptauffangstelle auf der 

658-m-Sohle werden alle 1,5 Monate an 

das stilllgelegte Bergwerk Maria-Glück 

bei Celle abgegeben (insgeamt ca. 

3.800 m3/Jahr). Die Asse-GmbH hat den 

Vertrag bis zum Jahr 2016 verlängert. 

Danach müssen alternative Entsor-

gungswege gefunden werden. Das BfS 

strebt zur langfristigen Entsorgungssi-

cherung eine ökologisch unbedenkliche 

Einleitung in ein geeignetes Gewässer 

(z. B. Küstengewässer der Nordsee) an.

Stabilisierungs- und  
Notfallvorsorgemaßnahmen
Das Atomrecht schreibt eine Not-

fallplanung vor, die über die berg-

rechtlich notwendige Notfall- und 

Alarmorganisation hinausgeht. Die 

Notfallvorsorge der Schachtanlage 

Asse II zielt auf eine Verringerung der 

Eintrittswahrscheinlichkeit einer Erhö-

hung der Mengen an Zutrittswässern 

aus dem Deckgebirge ab. Gleichzeitig 

muss eine Minimierung der radiologi-

schen Konsequenzen durch ein Absau-

fen nach starker, unkontrollierbarer 

Erhöhung der Zutrittswassermengen 

erreicht werden.

2013 wurden die Vorsorgemaßnah-

men zur Erhöhung der untertägigen 

Speicherkapazität für Salzlösungen 

abgeschlossen. Es stehen jetzt vier 

große Speicherstrecken auf der 

800-m-Sohle und ein Notfallspeicher 

mit einigen hundert Kubikmetern 

Fassungsvermögen in Faltcontainern 

nahe der Hauptauffangstelle auf 

der 658-m-Sohle zur Verfügung. Das 

Fassungsbecken an der Hauptauf-

fangstelle für die Zutrittswässer wurde 

erneuert. Zu weiteren Vorsorgemaß-

nahmen zählt die Stabilisierung des 

Grubengebäudes, die eine Verlangsa-

mung der Gebirgsbewegungen und 

damit der Schädigungen bewirkt. 

Darüber hinaus müssen Abdichtungen 

in den Zuwegungen zu den Einlage-

rungskammern und den senkrechten 

Der gesamte Bereich wurde mit einer Mauer abgetrennt und verfüllt.Der ehemalige Sumpf (links hinten) vor Kammer 12: Die kontaminierte Flüssigkeit wurde abgepumpt und in speziellen Behältern verwahrt.

Verbindungen zwischen den Sohlen 

erstellt werden, um im Falle eines 

Absaufens die Durchströmung der 

Einlagerungskammern und damit den 

Transport von Schadstoffen zu verhin-

dern. Im Jahr 2013 lag der Schwer-

punkt der Arbeiten der Notfallvorsor-

ge auf Stabilisierungsmaßnahmen im 

unteren Abschnitt des Tagesschachtes 

2, in den Blindschächten 1 und 2a, in 

Resthohlräumen der Abbaue auf der 

775-m-Sohle und in Streckenabschnit-

ten auf der 750-m-Sohle u. a. auch vor 

den Einlagerungskammern 12/750 

und 10/750. Vor Einlagerungskammer 

12 befand sich ein Sumpf (Vertiefung) 

mit kontaminierter Salzlösung. Bevor 

der Bereich vor Einlagerungskammer 

12 stabilisiert werden konnte, musste 

die kontaminierte Lösung abgepumpt 

werden. Die Lösung kann nach der 

Lex Asse bei der Betonherstellung 

zur Verfüllung nicht mehr benötigter 

Hohlräume verwendet werden.

Mit der Verfüllung einer Erkundungs-

strecke nach Süden auf der 750-m-Soh-

le wurde 2013 die letzte noch offene 

und damit besonders zuflussgefähr-

dete Verbindung zwischen dem Ne-

bengebirge und dem Grubengebäude 

geschlossen.

Die Vorsorgemaßnahmen auf der 

750-m-Sohle sind eine wichtige Voraus-

setzung zur Herstellung der Rückho-

lungsinfrastruktur unter Tage (Rück-

holungsstrecken, Pufferlagerräume, 

67 AUSGEWÄHLTE EINZELTHEMEN  |  Entsorgung radioaktiver Abfälle



Schleusen etc.). Die zunehmend nicht 

mehr nutzbaren, über 90 Jahre alten 

Strecken werden stabilisiert. Dadurch 

wird die fortschreitende Gebirgsschä-

digung verlangsamt. Dies ermöglicht 

die Erstellung neuer Hohlräume. 

Die Sanierung der Wendelstrecke im 

Bereich der 637-m-Sohle, die aufgrund 

der Schädigung mehr als ein Jahr 

gesperrt werden musste, wurde im 

März 2013 abgeschlossen. Zur Wie-

derherstellung der Arbeitssicherheit 

wurden Verfüllungen im Abbau 6a auf 

der 532-m-Sohle im Füllortbereich des 

Schachtes 2 auf der 750-m-Sohle und 

an dem Standort der Baustoffanlage 

auf der 750-m-Sohle durchgeführt.

Stand der vorbereitenden  
Maßnahmen zur Rückholung
Probephase: 2013 wurde im Rah-

men der Probephase eine zweite 

Bohrung westlich am Verschluss der 

Einlagerungskammer 7/750 vorbei 

in die Kammer gestoßen. Diese hat 

bei 23,20 m ein Gebinde mit Beton-

abschirmung angetroffen. Explosi-

ve Gasmischungen wurden in der 

Kammer 7 nicht festgestellt. Auf 

Grundlage der Radarmessungen in 

der ersten Bohrung, die im Salzgestein 

über der Kammer endete, werden 

weitere Bohrungen vorbereitet, mit 

denen der Zustand des Gebirges über 

der Kammer untersucht werden soll. 

So werden Fakten für die Planung der 

Rückholung gesammelt.

Rückholungsplanung: Das BfS hat 

ein Konzept möglicher Zugangsvari-

anten zu den Einlagerungskammern 

erarbeiten lassen. Dieses beinhaltet die 

Untersuchung der notwendigen und 

möglichen Zugänge zu den einzelnen 

Kammern auf der 725-m-Sohle und der 

750-m-Sohle und die Anschlussmöglich-

keiten zum geplanten Bergungsschacht.

Bergungsschacht: Um die Abfälle aus 

der Schachtanlage Asse II zu bergen, ist 

ein neuer Schacht erforderlich. Anfang 

Juni 2013 startete 500 m östlich des 

bestehenden Hauptschachts 2 die Erkun-

dungsbohrung für einen neuen Schacht 

(Remlingen 15). Um die Anbindungsmög-

lichkeiten an das bestehende Grubenge-

bäude und das Salzgestein im Umfeld 

des neuen Schachtes zu erkunden, sind 

noch untertägige Bohrungen von der 

574-m-Sohle und der 700-m-Sohle aus 

geplant. Die Auswertung der Befunde 

wird erste Prognosen über die Eignung 

des Schachtstandortes erlauben [1].

Bergetechnik: Aktuell wird Berge-

technik (Geräte zum Lösen und zum 

Transport der Abfälle) erprobt, um mög-

lichen Entwicklungsbedarf festzustellen. 

Parallel wird ein Konzept erarbeitet, das 

einen offenen Schildvortrieb (ähnlich 

dem Bauverfahren im Tunnelbau) vor-

sieht. Die Abfälle würden nach diesem 

Konzept vor dem Umverpacken unter 

Tage überwiegend in zerkleinerter 

Form geborgen.

Erkundungsbohrung 
für den geplanten 
neuen Bergungsschacht 
Schacht 5

© Thomas Meyer/OSTKREUZ © Thomas Meyer/OSTKREUZ
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Zwischenlager: Um die geborgenen 

Abfälle neu zu verpacken und bis zur 

Endlagerung sicher zu verwahren, 

werden ein Pufferlager, eine Konditi-

onierungsanlage und ein Zwischen-

lager benötigt. Die Standortauswahl 

für das Zwischenlager erfolgt auf der 

Grundlage eines kriterienbasierten 

Auswahlverfahrens. Das BfS hat seit 

2012 den Kriterienbericht mit der 

Asse-2-Begleitgruppe als Interessenver-

tretung der Region intensiv diskutiert. 

Das BfS wendet die Kriterien zunächst 

zur Prüfung eines standortnahen Zwi-

schenlagers an, um Transporte und 

den Umgang mit den radioaktiven 

Abfällen zu minimieren. Erst nach der 

Standortfestlegung ist eine konkrete 

Zwischenlagerplanung möglich [2].

Rahmenterminplan: Auf Basis 

der Vorschläge und weiteren Be-

schleunigungsmöglichkeiten, die 

eine BfS-Arbeitsgruppe mit externen 

Firmen entwickelt hat, wurde der Rah-

menterminplan (RTP) vom Mai 2012 

überarbeitet, der eine Beschleunigung 

von drei Jahren für den Rückholungs-

beginn ausweist (Stand Mai 2013). Ein 

wesentliches Beschleunigungspotenzi-

al besteht im parallelen Vorantreiben 

aller Teilprojekte. Zudem wird mit 

dem Öffnen einzelner Kammern im 

Rahmen der Probephase nicht auf die 

Fertigstellung aller Notfallvorsorge-

maßnahmen gewartet.

Schachtanlage Asse II -  
Überwachung der  
Umweltradioaktivität 

Asse II Mine - Environmental  

Radioactivity Monitoring 

The BfS is actively participating in the 

monitoring of environmental media as 

well as effluents from the Asse II Mine.  

In doing so, it fulfils supervisory obliga-

tions. In addition to the measures regu-

lated by law an extended monitoring 

program is carried out in the vicinity of 

die Asse Mine.

Ansprechpartner:   
Daniel Esch (03018 333-1933) 

Die Ableitungen radioaktiver  

  Stoffe mit der Fortluft aus der 

Schachtanlage Asse II und ihre 

Konzentration in der Umgebung wer-

den durch das BfS als Genehmigungs-

inhaber gemäß einem umfangreichen, 

deutlich über die gesetzlichen Vorga-

ben hinausgehenden Messprogramm 

überwacht. 

Schutz der Bevölkerung und Umwelt 
Zum Schutz der Bevölkerung und der 

Umwelt regelt die Strahlenschutzver-

ordnung (StrlSchV), dass die Ableitung 

radioaktiver Stoffe aus der Schachtan-

lage Asse II in die Umgebung zu über-
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wachen ist. Wie dabei vorzugehen ist, 

legt die Richtlinie zur Emissions- und 

Immissionsüberwachung kerntech-

nischer Anlagen (REI [3]) fest. Dabei 

darf die Summe der Strahlenexpositi-

onen aus der Direktstrahlung und der 

Strahlenexposition aus Ableitungen 

für Einzelpersonen der Bevölkerung 

nicht höher als 1 Millisievert im Kalen-

derjahr sein.

Messprogramme zur Emissions-  
und Immissionsüberwachung
Die aus der Schachtanlage Asse II mit 

der Grubenluft in die Umgebung ab-

geleiteten radioaktiven Stoffe werden 

daher gemäß den gesetzlichen Vorga-

ben messtechnisch überwacht und es 

wird außerdem ein Umgebungsüber-

wachungsprogramm durchgeführt. 

Als vertrauensbildende Maßnahmen 

erfolgen ergänzende Untersuchun-

gen (Futtermittel, Grundwasser) und 

zusätzliche ODL-Messungen in der Um-

gebung der Schachtanlage Asse II, die 

über die gesetzlichen und fachlichen 

Erfordernisse hinausgehen.

Veröffentlichung der Messwerte  
und Ergebnisse
Alle Ergebnisse zeigen, dass die Gren-

zwerte der Strahlenschutzverordnung 

sicher eingehalten werden. Auf der 

Internetseite des BfS zur Schachtanla-

ge Asse II www.asse.bund.de kann sich 

jede Bürgerin und jeder Bürger über 

die durchgeführten Messungen und 

die Ergebnisse informieren. 

Immissionsmessstelle 
auf dem Gelände der 
Schachtanlage Asse II

Am 25.04.2013 trat das GESETZ ZUR BESCHLEUNIGUNG DER RÜCKHOLUNG 
RADIOAKTIVER ABFÄLLE UND DER STILLLEGUNG DER SCHACHTANLAGE ASSE II, 
die sog. Lex Asse, in Kraft. Der § 57b Atomgesetz (AtG) wurde neu gefasst. 
Demnach sollen vor der unverzüglichen Stilllegung der Schachtanlage Asse II die 
radioaktiven Abfälle zurückgeholt werden. Der gesetzliche Auftrag zur Rückholung 
ersetzt die abschließende Bewertung, ob die Rückholung gem. §4 Strahlenschutz-

verordnung (StrlSchV) gerechtfertigt ist. Dies lässt die parallele Durchführung aller für die 
Rückholung notwendigen Maßnahmen zu, ohne auf die Ergebnisse der Probephase (Faktener-
hebung) zu warten. 

Unter bestimmten Voraussetzungen können vorbereitende Tätigkeiten bereits während des 
Genehmigungsverfahrens vor der eigentlichen Zulassung durchgeführt werden. Die Lex Asse 
erlaubt, für verschiedene Genehmigungsverfahren eine gemeinsame Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzu führen. Wenn es möglich und sachdienlich ist, können so mehrere der jeweils 
mindestens zwei Jahre andauernden Verfahren zusammengefasst werden.

Radioaktiv kontaminierte Salzlösungen und Salzgrus, deren Aktivität das Zehnfache der Frei-
grenzen der StrlSchV nicht überschreitet, können gem. Lex Asse unter Tage bearbeitet, verar-
beitet, gelagert oder verwendet werden. Solange diese Voraussetzungen erfüllt sind, ist eine 
Entsorgung kontaminierter Salzlösungen in die Landessammelstelle nicht mehr notwendig.

Gem. Lex Asse besteht die grundsätzliche Möglichkeit, den Störfallplanungswert für Rückho-
lungs- und Stilllegungsmaßnahmen abweichend von den gesetzlichen Vorgaben (50 mSv) für 
den Einzelfall durch die Genehmigung festzulegen. Hierbei sind gem. StrlSchV alle techni-
schen Möglichkeiten zur Reduzierung von Strahlenbelastungen zu ergreifen.
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Öffentlichkeitsarbeit zur 
Schachtanlage Asse II
Public Relations Activities

Ansprechpartner: 
Ingo Bautz (05336 89631)

Seit der Übernahme der Betreiber-

verantwortung im Jahr 2009 hat 

das BfS ein breites Spektrum an 

Informationsangeboten zur Stilllegung 

der Schachtanlage Asse II etabliert. 

Direkt neben der Schachtanlage in 

Remlingen bietet die Informations-

stelle INFO ASSE eine Ausstellung mit 

Informationen zu den Rahmenbedin-

gungen, den aktuellen Arbeiten unter 

Tage sowie zum Stand der Rückho-

lungsplanung. Besucher können sich 

hier informieren, diskutieren und an 

Besucherbefahrungen teilnehmen. 

Über 18.700 Bürgerinnen und Bürger 

haben das Angebot der INFO ASSE 

seit 2009 genutzt, im Jahr 2013 taten 

dies mehr als 4.500 Besucher. In der 

Region stehen die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter des BfS regelmäßig 

als Ansprechpartner bei öffentlichen 

Veranstaltungen und Einsätzen des 

BfS-Infomobils zur Verfügung. Die 

Informationsschrift „Asse Einblicke“ 

wird in regelmäßigen Abständen 

an die Haushalte rund um die Asse 

verteilt. Auf der Homepage [4] finden 

sich aktuelle Meldungen, Hinter-

grundinformationen sowie Unterlagen 

zum Stilllegungsprozess. Die aktive 

Öffentlichkeitsarbeit des BfS will durch 

Transparenz und Sachinformationen 

die Grundlage für eine Beteiligung 

der Bevölkerung schaffen. Die im Jahr 

2013 in Kraft getretene „Lex Asse“ hat 

das Recht der Öffentlichkeit auf Infor-

mation ausgeweitet. Auf der Asse-In-

ternetplattform werden wesentliche 

Unterlagen und Dokumente veröffent-

licht [5]. Die Stilllegung der Schacht-

anlage Asse II stellt alle Beteiligten 

vor große Herausforderungen. Um das 

gemeinsame Ziel einer sicheren Still-

legung der Schachtanlage Asse II im 

Dialog mit allen beteiligten Akteuren 

zu erreichen, wird die Öffentlichkeits-

arbeit des BfS beständig weiterent-

wickelt und um neue Formen der 

Information und des Dialogs ergänzt. 

Infostelle 
Asse
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Zwischenlagerung von Kernbrennstoffen 

Interim Storage of Spent Fuel  

Elements 

In Germany the Federal Office for Radi-

ation Protection (BfS) is the competent 

authority for licensing the interim stora-

ge of spent fuel elements. The spent fuel 

elements from the operation of power 

and research reactors are kept in three 

central and twelve decentralised interim 

storage facilities and in the AVR cask 

interim storage facility in Jülich. Another 

interim storage facility is applied for at 

the site of Obrigheim. In 2013 the BfS 

dealt with amendments to licences for 

interim storage facilities.

Fachlicher Ansprechpartner: 
Werner Noack (03018 333-1760) 

Kernbrennstoffe, insbesondere 

bestrahlte Brennelemente aus 

dem Betrieb von Leistungs- 

und Forschungsreaktoren, werden in 

den zentralen Zwischenlagern Trans-

portbehälterlager Ahaus (TBL Ahaus), 

Transportbehälterlager Gorleben (TBL 

Gorleben), Zwischenlager Nord (ZLN) 

in der Nähe von Greifswald sowie in 

dezentralen Zwischenlagern an den 

Standorten von Kernkraftwerken und 

dem AVR-Behälterlager Jülich aufbe-

wahrt. Einen Überblick über die in Be-

trieb befindlichen zentralen Zwischen-

lager und Standort-Zwischenlager gibt 

die Tabelle auf Seite 72. Das BfS ist die 

zuständige Genehmigungsbehörde für 

die Aufbewahrung der Kernbrennstof-

fe gemäß § 6 Atomgesetz (AtG).

Das BfS hat im Jahr 2013 die Prüfun-

gen der Genehmigungsvoraussetzun-

gen für die Anträge zur Aufbewah-

rung bestrahlter Brennelemente am 

Standort Obrigheim und zur weiteren 

Aufbewahrung der abgebrannten 

AVR-Kugel-Brennelemente im Behälter-

lager Jülich sowie zu den Änderungs-

anträgen für zentrale Zwischenlager 

und Standort-Zwischenlager fortge-

setzt. Für das Standort-Zwischenlager 

Neckarwestheim wurde im Dezember 

2013 die Änderungsgenehmigung 

zum Einsatz einer modifizierten Bau-

art des Transport- und Lagerbehälters 

CASTOR® V/19 erteilt. 

Würgassen

Unterweser/Esenshamm

Stade

Rheinsberg

Philippsburg

Obrigheim 

Neckarwestheim

Mühlheim-Kärlich

Emsland und Lingen

Krümmel

Karlsruhe

Kahl/Karlstein

Jülich

Isar 

Hamm-Uentrop

Gundremmingen

Grohnde

Greifswald/Rubenow (Lubmin)

Grafenrheinfeld

Gorleben

Brokdorf

Biblis

Brunsbüttel

Ahaus

FRANKREICH

GROSSBRITANNIEN                        

La Hague

Sellafield

KKW in Betrieb

KKW in Stilllegung
bzw. endgültig abgeschaltet

Zwischenlager für
Wärme entwickelnde Abfälle
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Nach einer Änderung des Atomge-

setzes im Zusammenhang mit dem 

Standortauswahlgesetz vom Juli 2013 

soll die noch für das TBL Gorleben 

beantragte Aufbewahrung von 

HAW-Glaskokillen und von verfestig-

ten mittelradioaktiven Abfällen aus 

der Wiederaufarbeitung bestrahlter 

Brennelemente im Ausland zukünf-

tig auf standortnahe Zwischenlager 

verteilt werden.

Gerichtsurteil zum Zwischenlager 
Brunsbüttel
Das BfS hat im Rahmen der Genehmi-

gungsverfahren nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 

AtG insbesondere auch zu prüfen, 

ob der erforderliche Schutz gegen 

Störmaßnahmen oder sonstige Einwir-

kungen Dritter (SEWD) gewährleistet 

ist. Seit den Terroranschlägen vom 

11.09.2001 stellt der Luftverkehr trotz 

der bekannt hohen Sicherheitsstan-

dards aus Sicht islamistischer Täter 

ein exponiertes Anschlagsziel dar. 

Auch wenn in den letzten Jahren und 

aktuell keine Erkenntnisse vorliegen, 

die auf eine konkrete Gefährdung orts-

fester kerntechnischer Einrichtungen 

hindeuten, hat das BfS im Rahmen 

der Prüfungen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 4 

AtG neben der Betrachtung von Terror- 

und Sabotageakten die Auswirkungen 

des gezielten Absturzes eines Groß-

raumflugzeuges auf ein Zwischenlager 

untersucht. Im Ergebnis seiner Prüfun-

gen hat das BfS festgestellt, dass bei 

allen zu betrachtenden Szenarien die 

Eingreifrichtwerte für den Katastro-

phenschutz von 100 Millisievert (mSv) 

effektive Dosis für eine Evakuierung 

nicht erreicht würden.

Im Juni 2013 hat das OVG Schleswig 

der Klage gegen die Genehmigung für 

das Standort-Zwischenlager Brunsbüt-

tel stattgegeben. Die Genehmigung 

von November 2003 sei als rechts-

widrig aufzuheben, da die Vorausset-

zungen des § 6 Abs. 2 Nr. 4 AtG nicht 

erfüllt seien. Die Beklagte habe im 

Genehmigungsverfahren sowohl das 

erforderliche Maß des Schutzes gegen 

terroristische Einwirkungen in Gestalt 

eines gezielten (gelenkten) Absturzes 

eines Verkehrsflugzeuges als auch die 

Risiken des Szenarios eines terroristi-

schen Angriffs auf das Standort-Zwi-

schenlager mit panzerbrechenden Waf-

fen fehlerhaft ermittelt und bewertet. 

Die Revision wurde vom OVG Schleswig 

nicht zugelassen. Hiergegen hat die 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten 

durch das Bundesamt für Strahlen-

schutz, als Beklagte Nichtzulassungsbe-

schwerde eingelegt. Das BfS hat bei der 

Genehmigung des Zwischenlagers das 

geltende Regelwerk angewandt. Bei 

der Prüfung des Flugzeugabsturzes ist 

es gegen den Widerstand des Betrei-

bers sogar darüber hinaus gegangen. 

Bis zur Rechtskraft des Urteils besteht 

die Genehmigung für das Standort-Zwi-

schenlager Brunsbüttel fort.

Ein weiteres Gerichtsverfahren ist beim 

OVG Lüneburg bzgl. der Genehmigung 

für das Standort-Zwischenlager Unter-

weser anhängig. 
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Transporte von radioaktiven Stoffen und Kernbrennstoffen

Zentrale Zwischenlager (ZL) / 
Standort-Zwischenlager (SZL)

Erteilung der 
1. Genehmigung

nach § 6 AtG

Masse SM
[Mg]

Stellplätze
gesamt

(Ende 2013 belegt)

Baubeginn oder 
Baugenehmigung

Inbetrieb-
nahme

TBL Ahaus (ZL) 10.04.1987 3960 420 (56)
329 Behälter

Juli 1984 Juni 1992

TBL Gorleben (ZL) 05.09.1983 3800 420 (113) Baugen. April 1982 April 1995

TBL im ZLN Rubenow (ZL) 05.11.1999 585 80 (74) Baugen. Juli 1994 Ende 1999

AVR-Behälterlager Jülich (SZL) 17.06.1993 0,225 158 (152) Baugen. Feb.1985 August 1993

SZL Biblis 22.09.2003 1400 135 (51) 01.03.2004 18.05.2006

SZL Brokdorf 28.11.2003 1000 100 (21) 05.04.2004 05.03.2007

SZL Brunsbüttel 28.11.2003 450 80 (9) 07.10.2003 05.02.2006

SZL Grafenrheinfeld 12.02.2003 800 88 (21) 22.09.2003 27.02.2006

SZL Grohnde 20.12.2002 1000 100 (22) 10.11.2003 27.04.2006

SZL Gundremmingen 19.12.2003 1850 192 (41) 23.08.2004 25.08.2006

SZL Isar 22.09.2003 1500 152 (31) 14.06.2004 12.03.2007

SZL Krümmel 19.12.2003 775 80 (19) 23.04.2004 14.11.2006

SZL Lingen 06.11.2002 1250 125 (32) 18.10.2000 10.12.2002

SZL Neckarwestheim 22.09.2003 1600 151 (41) 17.11.2003 06.12.2006

SZL Philippsburg 19.12.2003 1600 152 (36) 17.05.2004 19.03.2007

SZL Unterweser 22.09.2003 800 80 (8) 19.01.2004 18.06.2007

SZL Obrigheim beantragt 100 15 — —

Transport of Radioactive Material 

and Nuclear Fuel

In Germany the Federal Office for Radi-

ation Protection (BfS) is the competent 

authority for licensing shipment and 

package design in the field of safe

transport of radioactive material. In this 

function BfS takes also actively part in 

the further development of internati-

onal regulations for the safe transport 

of radioactive material at the Interna-

tional Atomic Energy Agency and other 

international organisations. Overall the 

BfS issued 113 licences for the shipment 

of nuclear fuels and large sources and 

24 package design approval certificates 

in 2013.

Fachlicher Ansprechpartner: 
Frank Nitsche (03018 333-1770) 

Zuständigkeiten

Auf dem Gebiet des Transports  

  von radioaktiven Stoffen und  

     Kernbrennstoffen ist das BfS 

die zuständige Behörde zur Erteilung 

von Beförderungsgenehmigungen 

für alle Verkehrsträger gemäß § 4 

Atomgesetz (AtG) für Kernbrennstoffe 

und § 16 Strahlenschutzverordnung 

(StrlSchV) für Großquellen. Außerdem 

ist das BfS gemäß Gefahrgutbeförde-

rungsgesetz und den darauf beruhen-

den Verordnungen zuständig für die 

Erteilung von verkehrsrechtlichen 

Beförderungsgenehmigungen sowie 

für die Zulassung und Anerkennung 

von Transportbehältern. Auf gefahr-

gutrechtlichem Gebiet berät das BfS 

als Mitglied des Ausschusses Gefahr-

gutbeförderung (AGGB) das Bundes-

ministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur (BMVI) hinsichtlich der 

Belange der Klasse 7 (Radioaktive 

Stoffe). In diesem Rahmen wird durch 

das BfS auch der Vorsitz und die Ge-

schäftsführung für die Arbeitsgruppe 

„Klasse 7“ wahrgenommen, durch die 

alle Fragen der sicheren Beförderung 

von radioaktiven Stoffen behandelt 

werden.

Messung der 
Ortsdosisleistung an 
der Oberfläche des 
Transportfahrzeugs 
während eines 
CASTOR-Transportes

© ALEX DOMANSKI/Reuters/Corbis

73 AUSGEWÄHLTE EINZELTHEMEN  |  Entsorgung radioaktiver Abfälle



Erstzulassung des Transport- 
und Lagerbehälters TN 24 E
Mit der erstmaligen Erteilung der 

verkehrsrechtlichen Zulassung für 

den Behälter TN 24 E am 24. Juli 2013 

wurde ein sehr umfangreiches und 

komplexes Zulassungsverfahren erfolg-

reich abgeschlossen. Dieser Behälter 

soll als Transport- und Lagerbehälter 

für bestrahlte Druckwasserreak-

tor-Brennelemente als weiterer Behäl-

tertyp neben den CASTOR®-Behältern 

in den deutschen Zwischenlagern 

eingesetzt werden. Als ein wesentli-

cher Teil des Zulassungsverfahrens 

wurde die Eignung von Berechnungs-

verfahren für die Bestimmung der 

Radionuklidzusammensetzung der 

bestrahlten Brennelemente durch 

Vergleiche mit experimentellen Ergeb-

nissen überprüft. Neu und hinsichtlich 

der Überprüfung anspruchsvoll an 

diesem Verfahren war der erwei-

terte Anwendungsbereich bzgl. der 

Berücksichtigung von Spaltprodukten 

für den Nachweis der Kritikalitätssi-

cherheit zusätzlich zu den Uran- und 

Plutoniumisotopen. Außerdem wurde 

auch die Berechnung der Zusammen-

setzung und Strahlungsintensität der 

Brennelemente für höhere Brennele-

mentabbrände in die Überprüfung 

einbezogen.

Internationale Aktivitäten 
und aktuelle Rechtsprechung
Auf internationalem Gebiet wurde 

die Mitarbeit des BfS bei der Weiter-

entwicklung der Sicherheitsstandards 

zum Transport radioaktiver Stoffe bei 

der Internationalen Atomenergie-Or-

ganisation (IAEO) und der Europäi-

schen Union (EU) fortgesetzt.

Zu den 2012 herausgegebenen 

IAEO-Empfehlungen zum sicheren 

Transport radioaktiver Stoffe (Specific 

Safety Requirements No. SSR-6) sowie 

dem erläuternden Material dazu  

(TS-G-1.1) wurden nach Aufforderung 

der IAEO von der Arbeitsgruppe „Klas-

se 7“ des Gefahrgutverkehrsbeirats des 

BMVI unter Leitung des BfS Kommen-

tare erarbeitet und über das BMVI an 

die IAEO übersandt. 

Zur Vorbereitung der rechtsverbind-

lichen Umsetzung der IAEO-Empfeh-

lungen von 2012 in das internationale 

und nationale Regelwerk (ab 1. Januar 

2015 in Deutschland in den gefahr-

gutrechtlichen Vorschriften für alle 

Verkehrsträger) wurde im März 2013 

eine Informationsveranstaltung für 

die zuständigen Bundes- und Lan-

desbehörden durchgeführt. Das BfS 

informierte dabei über den Inhalt der 

neuen Regelungen, hierbei insbe-

sondere über die Neustrukturierung 

der Vorschriften für spaltbare Stoffe 

und über die neuen behördlichen 

Genehmigungsverfahren für „spalt-

bar freigestellte Stoffe“ sowie für die 

Freistellung bestimmter radioaktiver 

Stoffe in Form von „Instrumenten und 

Fabrikaten“ aus dem Geltungsbereich 

der gefahrgutrechtlichen Vorschriften. 

Weiterhin beteiligte sich das BfS an 

der Ausarbeitung eines Leitfadens der 

IAEO über den Nachweis der Sicher-

heit von Transport- und Lagerbehäl-

tern für bestrahlte Brennelemente. 

Einen weiteren Schwerpunkt der 

internationalen Arbeit stellte die Teil-

nahme des BfS am 17. Internationalen 

Symposium zur Verpackung und zum 

Transport radioaktiver Stoffe (PATRAM 

2013, 18. - 23. August) dar. PATRAM 

ist weltweit das größte Symposium auf 

diesem Fachgebiet und findet alle drei 

Jahre unter Teilnahme von Vertre-

tern von Behörden, Industrie sowie 

Forschungs- und Entwicklungsinstituti-

onen statt. Die BfS-Vertreter stellten in 

ihren Vorträgen neueste Erkenntnisse 

und Erfahrungen zur Regelwerksfort-

entwicklung und -umsetzung vor, wo-

bei insbesondere die Vorstellung des 

BfS-Konzepts zur Gewährleistung der 

Abtransportierbarkeit von Transport- 

und Lagerbehältern während und 

nach der Zwischenlagerzeit auf große 

Resonanz stieß.

Hinsichtlich der Rechtssprechung 

ist hervorzuheben, dass am 14. März 

2013 das Bundesverwaltungsgericht 

( BVerwG) auf die Klagen zweier 

Anwohner gegen die erteilte Geneh-

migung für einen Transport von 

hochradioaktiven verglasten Abfällen 

(Glaskokillen) zum Transportbehäl-

terlager Gorleben, der im November 

2003 durchgeführt wurde, entschie-

den hat. Demnach können Dritte 

unter bestimmten Voraussetzungen 

die Einhaltung der Genehmigungsvo-

raussetzungen gemäß § 4 AtG gericht-

lich überprüfen lassen. Damit wurde 

ein bisher umstrittenes juristisches 

Problem zur grundsätzlichen Frage 

des Drittschutzes bei atomrechtlichen 

Transporten abschließend geklärt.

Statistische Angaben
Im Jahre 2013 wurden insgesamt 

111 Beförderungsgenehmigungen 

(Einzel-, Mehrfach- und allgemeine 

Genehmigungen) für Kernbrennstoffe 

und Großquellen erteilt. Es wurden 

10 Transporte von Großquellen und 

423 Transporte von Kernbrennstof-

fen durchgeführt. Entsprechend 

den gefahrgutrechtlichen Anforde-

rungen wurden durch das BfS 17 

Versandstückmusterzulassungen und 

7 Anerkennungen ausländischer Zu-

lassungen für Transportbehälter sowie 

2 verkehrsrechtliche Beförderungsge-

nehmigungen erteilt. 

Eine Aufgliederung der statistisch er-

fassten Transporte von Kernbrennstof-

fen ist in der nachfolgenden Darstel-

lung wiedergegeben. Informationen 

über die vom BfS erteilten Beförde-

rungsgenehmigungen nach § 4 AtG 

für Kernbrennstoffe sowie nach § 16 

StrlSchV für Großquellen und die erho-

benen statistischen Angaben über die 

durchgeführten Kernbrennstofftrans-

porte können den Internetseiten des 

BfS (www.bfs.de) entnommen werden. 

Dort finden sich auch Informationen 

zu den Zulassungsverfahren für Trans-

portbehälter einschließlich erteilter 

Zulassungen und Anerkennungen, die 

im Jahr 2013 umfassend überarbeitet 

und aktualisiert wurden.
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Sicherheitsziele für kerntechnische Anlagen

Safety Goals for Nuclear  

Installations 

A technical document has been elabora-

ted in the frame of the IAEA activities to 

provide guidance to form a systematic 

and consistent structure of safety goals 

taking into account national experiences. 

This structure is a hierarchical frame-

work in which the high-level safety goals 

are related to more detailed technical sa-

fety goals. Safety goals are developed for 

the operational states and accident con-

ditions, in particular for different types 

of nuclear facilities and activities. The 

approach discussed may both contribute 

to a more systematic development of a 

safety goals framework, e. g. as a useful 

tool for newcomer countries, and provide 

a possibility to verify, restructure and 

improve an already existing framework.

Ansprechpartner:			
Heinz Peter Berg (03018 333-1501) 

Im Rahmen der Arbeiten der Inter-

nationalen Atomenergiebehörde 

(IAEA) zur Erhöhung der Sicherheit 

kerntechnischer Anlagen ist in den 

letzten drei Jahren bei der IAEA ein 

technisches Dokument zu Sicherheits-

zielen für kerntechnische Anlagen er-

arbeitet worden, das als Hilfestellung 

für eine systematische Entwicklung 

oder Überprüfung von Sicherheitszie-

len dienen soll. In dieses Dokument 

sind nationale Erfahrungen aus 

verschiedenen Ländern eingeflossen. 

Auch das BfS hat bei der Erstellung 

des Dokuments intensiv mitgewirkt, 

insbesondere beim Kapitel Anwen-

dung der Struktur der Sicherheitsziele, 

und die Erfahrungen in Deutschland 

eingebracht. 

In diesem Dokument ist eine hierar-

chische Struktur von Sicherheitszielen 

in vier Ebenen und die Vorgehenswei-

se zum Nachweis für deren Einhaltung 

entwickelt worden. Dabei werden die 

allgemein gehaltenen Sicherheitsziele 

auf den oberen Ebenen (z. B. Schutz 

von Mensch und Umwelt vor der 

schädlichen Wirkung ionisierender 

Strahlen) mit sehr konkreten Sicher-

heitszielen auf den unteren Ebenen 

(z. B. radiologische Grenzwerte für die 

Bevölkerung, Anzahl von redundanten 

Sicherheitssystemen) korreliert. Diese 

Hierarchie (Abb. unten) soll für alle 

Arten kerntechnischer Anlagen und 

alle Betriebszustände sowie Unfallbe-

dingungen anwendbar sein. 

Die technische Detaillierung der 

Sicherheitsziele, insbesondere auf 

der untersten Ebene, hängt dann 

vom jeweiligen Anlagentyp ab (z. B. 
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Kernkraftwerk, Forschungsreaktor, 

Zwischenlager). Die Festlegung einer 

maximalen Kernschadenshäufigkeit ist 

z. B. für ein Zwischenlager oder eine

Konditionierungsanlage nicht sinnvoll.

Ein zentraler Punkt bei der Erarbeitung 

des Dokuments war die Diskussion von 

Sicherheitszielen für einen Standort, 

z. B. mit mehreren Kernkraftwerken,

aus denen dann ein Sicherheitsziel für 

eine einzelne Anlage abgeleitet wird. 

Der Unfall in Fukushima im März 2011 

hat das Interesse an dieser Thematik 

schlagartig erhöht.

Der vorgeschlagene Ansatz ist auch 

für Standorte mit sehr verschiedenen 

kerntechnischen Anlagen anwendbar, 

für die ein vergleichbares und akzep-

tiertes Sicherheitsniveau erforderlich 

ist. So existiert z. B. in Kanada ein 

Standort mit 21 verschiedenen kern-

technischen Anlagen.

Das Dokument soll einerseits Ländern 

helfen, die zukünftig die Kerntechnik 

nutzen wollen, andererseits aber auch 

Ländern mit kerntechnischen Anlagen 

als Basis dienen, um die Vollständig-

keit ihrer Sicherheitsziele zu überprü-

fen. Da die Festlegung von Sicher-

heitszielen und zu deren Erfüllung 

abzuleitende Sicherheitsvorkehrungen 

in den einzelnen Ländern sehr unter-

schiedlich sind, wird das Dokument 

auch nationale Beispiele enthalten. 

Dass sich dieser erarbeitete Ansatz 

auch auf die deutsche Regelungssitu-

ation mit sehr vielen Festlegungen in 

Gesetzen, Verordnungen und kern-

technischen Regeln anwenden lässt, 

zeigt beispielhaft die Tabelle oben.
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Ebene der Sicherheitsziele

Beispielhafte 
Anwendung des 
Ansatzes der IAEA 
auf das deutsche 
Regelwerk

Beispiele für Formulierungen 

von Sicherheitszielen

Quelle der 

Sicherheits-

ziele

Primäres 
Ziel Leben, Gesundheit und Sachgüter sind vor den Ge-

fahren der Kernenergie und der schädlichen Wirkung 

ionisierender Strahlen zu schützen.

Atomgesetz

Adäquater 
Schutz

Für Einzelpersonen der Bevölkerung beträgt der Grenz

wert d
er effektiven Dosis durch Strahlenexpositionen 

ein Millisievert im
 Kalenderjahr.

Freisetzungen radioaktiver Stoffe in die Umgebung 

der Anlage, die räumlich umfangreiche und zeitlic
h 

lang andauernde Maßnahmen des anlagenexternen 

Notfallschutzes erfordern (große Freisetzung), sind 

auszuschließen oder die radiologischen Auswirkungen 

soweit zu begrenzen, dass Maßnahmen des anlagen

externen Notfallschutzes nur in räumlich und zeitlic
h 

begrenztem Umfang erforderlich werden.

Strahlenschutzverordnung 

Sicherheitsanforderungen 

an Kernkraftwerke

Generelle 
Sicherheitsvorkehrungen

Eine hohe Sicherheitskultur ist aufrecht zu erhalten 

und kontinuierlich zu verbessern.

Ein gestaffeltes Sicherheitskonzept ist zu realisieren 

und aufrechtzuerhalten.

Eingreifric
htwert von 100 mSv als Summe aus 

effektiver Dosis durch äußere Exposition in sieben 

Tagen und effektiver Folgedosis durch die in diesem 

Zeitraum inhalierten Radionuklide für die Evakuie-

rung der Bevölkerung.

Sicherheitsanforderungen 

an Kernkraftwerke

Radiologische Grundlagen für 

Entscheidungen über Maßnahmen zum 

Schutz der Bevölkerung bei unfallbedingten 

Freisetzungen von Radionukliden

Spezifische 
Sicherheitsvorkehrungen

Hüllrohrtemperatur muss kleiner sein als 1.200 °C

Durch Änderungen an Maßnahmen, Einrichtungen 

oder der Betrie
bsweise der Anlage darf sich die 

mittle
re Kernschadenshäufigkeit und die mittle

re 

Häufigkeit fü
r große und frühe Freisetzungen für 

den Leistungs- und Nichtleistungsbetrie
b gegen-

über dem ungeänderten Zustand der Anlage nicht 

verschlechtern.

Sicherheitsanforderungen 

an Kernkraftwerke
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Stilllegung kerntechnischer Anlagen im internationalen Kontext

Decommissioning of Nuclear  

Facilities in the International  

Context

International organisations like the In-

ternational Atomic Energy Agency (IAEA) 

in Vienna or the Nuclear Energy Agency 

(NEA) in Paris have set up programmes, 

which are relevant for decommissio-

ning. By participating in the mentioned 

programmes and activities BfS is able 

to introduce German decommissioning 

experience into the works of the organi-

sations. 

Ansprechpartner/in:		
Bernd Rehs (03018 333-1547)
Kerstin Kühn (03018 333-1061) 

Internationale Institutionen wie  

die Internationale Atomenergie- 

behörde (International Atomic 

Energy Agency, IAEA) in Wien sowie 

die Atomenergie-Agentur (Nuclear 

Energy Agency, NEA) der Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung (OECD) in Paris 

haben stilllegungsrelevante Pro-

gramme zum Informationsaustausch 

aufgesetzt. Darüber hinaus gibt es auf 

europäischer Ebene bei der geplanten 

Genehmigung der Stilllegung Infor-

mationspflichten an die Europäische 

Kommission. Bei den nachfolgend 

genannten internationalen Aktivitäten 

waren im Jahr 2013 Mitarbeiter des 

Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS) 

beteiligt, wodurch deutsche Stillle-

gungserfahrungen in die Arbeiten 

eingeflossen sind.

Die IAEA unterhält eine Reihe von 

stilllegungsspezifischen Program-

men. Hierzu zählt das „International 

Decommissioning Network (IDN)“, ein 

internationales Informationsnetzwerk, 

welches als Forum für Betreiber und 

Behördenvertreter zum Austausch von 

praktischen Erfahrungen im Bereich 

der Stilllegung gegründet wurde. Das 

„International Project on Decommissi-

oning Risk Management (DRiMa-Pro-

jekt)“ befasst sich mit dem Risikoma-

nagement in Bezug auf die Stilllegung. 

Es ist Ziel des Projektes, auf Basis 

praktischer Erfahrungen in den Teil-

nehmerländern Empfehlungen für die 

Anwendung von Risikomanagement 

während der Planung und Durchfüh-

rung der Stilllegung zu erarbeiten. 

Seit dem Jahr 2011 werden die 

stilllegungsrelevanten Sicherheitsan-

forderungen der IAEA mit dem Titel 

„Decommissioning of Facilities using 

Radioactive Material“ aus dem Jahr 

2006 aktualisiert. Die Mitgliedsstaaten 

der IAEA hatten die Gelegenheit, den 

Entwurf der Sicherheitsanforderungen 

bis Anfang des Jahres 2013 zu kom-

mentieren. Die zukünftigen Sicher-

heitsanforderungen sollen als Teil 6 

der Allgemeinen Sicherheitsanforde-

rungen (General Safety Requirements 

Part 6, GSR-6) voraussichtlich gegen 

Ende des Jahres 2014 veröffentlicht 

werden. 

Das bei der IAEA geschlossene „Ge-

meinsame Übereinkommen über die 

Sicherheit der Behandlung abgebrann-

ter Brennelemente und über die  

Sicherheit der Behandlung radioakti-

ver Abfälle (Joint Convention on the 

Safety of Spent Fuel Management and 

on the Safety of Radioactive Waste  

Management)“ erstreckt sich auch auf 

die Stilllegung. Das BfS hat sich im 

Jahr 2013 an der Aktualisierung u. a. 

der stilllegungsrelevanten Passagen 

des deutschen Berichtes für die im 

Jahr 2015 stattfindende Überprüfungs-

tagung beteiligt.

Die Nuclear Energy Agency (NEA) ist 

eine Institution innerhalb der Organi-

sation für wirtschaftliche Zusammen-

arbeit und Entwicklung (OECD) mit 

Sitz in Paris. Die meisten Arbeiten zur 

Stilllegung sind bei der Working Party 

on Decommissioning and Dismantling 

(WPDD) angesiedelt. In der WPDD 

treffen sich Stilllegungsexperten 

aus verschiedenen Ländern unter 

Beteiligung von Vertretern anderer 
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internationaler Institutionen wie z. B. 

der IAEA. In Anbetracht zunehmender 

Stilllegungsaktivitäten weltweit ist im 

Jahr 2013 das Thema Vorbereitung 

der Stilllegung während des Betriebs 

und nach endgültiger Abschaltung 

der Kernkraftwerke in den Fokus des 

Interesses der WPDD gerückt. Für eine 

im Jahr 2013 initiierte Arbeitsgruppe 

zum Thema Standortsanierung (Nuc-

lear Site Restoration) sind Beiträge des 

BfS geplant. 

Nach Artikel 37 des Euratom-Vertra-

ges ist jeder Mitgliedsstaat verpflich-

tet, der Europäischen Kommission 

allgemeine Angaben über Pläne 

zur Ableitung radioaktiver Stoffe zu 

übermitteln. Dies umfasst in der Regel 

auch die Stilllegung und den Abbau 

von Kernreaktoren. Das BfS unterstützt 

das Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-

heit (BMUB) bei der Prüfung von 

deutschen Berichtsentwürfen mit 

den allgemeinen Angaben gemäß 

den Empfehlungen der Europäischen 

Kommission. 

Die Teilnahme von Vertretern des 

BfS an stilllegungsrelevanten inter-

nationalen Aktivitäten dient der 

gegenseitigen Information und dem 

wissenschaftlichen Austausch über 

Methoden und Erkenntnisse sowie 

der Ermittlung und Weiterentwick-

lung des Standes von Wissenschaft 

und Technik auf dem Gebiet der 

Stilllegung kerntechnischer Anlagen. 

Weitergehende Informationen zum in-

ternationalen Informationsaustausch 

zur Stilllegung sind auf der BfS-Inter-

netseite [1] zu finden.
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Meldepflichtige Ereignisse in kerntechnischen Einrichtungen 2013

Reportable Events  

in Nuclear Facilities 2013 

On behalf of the Federal Ministry for 

the Environment, Nature Conservation, 

Building and Nuclear Safety (BMUB), the 

Federal Office for Radiation Protection 

(BfS) is responsible for the registrati-

on, documentation and evaluation of 

reportable events in nuclear facilities. 

The BfS performs an initial assessment 

of the reported events and informs the 

involved nuclear authorities, the expert 

organisations, the manufacturers and 

the operators of nuclear power plants 

as well as the general public in monthly, 

quarterly and annual reports. These 

reports contain all reportable events in 

nuclear power plants, research reactors 

and other nuclear facilities. Below an 

overview of the reportable events of the 

last year based on the German reporting 

criteria is given.

Ansprechpartner:	
Matthias Reiner (03018 333-1570) 

Nationales und internationales 
Meldeverfahren

Im Auftrag des BMUB werden durch 

das BfS die Informationen über alle 

meldepflichtigen Ereignisse zentral 

erfasst und dokumentiert. Das BfS 

führt eine Erstbewertung der gemel-

deten Ereignisse einschließlich deren 

Einstufung durch, berichtet darüber 

dem BMUB (Monatsberichte) und in-

formiert in vierteljährlichen Berichten 

alle atomrechtlichen Landesbehörden, 

Hersteller und Betreiber der Kernkraft-

werke sowie auf der Internetseite des 

BfS in monatlichen und jährlichen 

Berichten die Öffentlichkeit über die 

meldepflichtigen Ereignisse in Kern-

kraftwerken, Forschungsreaktoren und 

sonstigen kerntechnischen Anlagen. 

Störfälle und andere wesentliche Er-

eignisse in kerntechnischen Anlagen 

müssen von den Betreibern an die 

jeweils zuständigen Landesaufsichts-

behörden gemeldet werden. Ergän-

zend zu dem behördlichen deutschen 

Meldeverfahren erfolgt die Einstufung 

der meldepflichtigen Ereignisse für 

Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit nach 

der internationalen Bewertungsskala 

INES – International Nuclear Event 

Scale. Ausführliche Erläuterungen 

zum Meldeverfahren finden sich auf 

der Homepage des BfS [1].
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Meldepflichtige Ereignisse 2013
Im Jahr 2013 wurden aus den deut-

schen Kernkraftwerken 78 melde-

pflichtige Ereignisse gemeldet. Von 

den 78 Ereignissen, die sich 2013 

ereigneten, wurden 77 Ereignisse in 

die Meldekategorie N (Normalmel-

dung) und ein Ereignis in die Melde-

kategorie E (Eilmeldung) eingestuft. 

Bei diesem Ereignis im Kernkraftwerk 

Neckarwestheim Block 2 wurde 

während der Revision am 06.10.2013 

festgestellt, dass eine sicherheitstech-

nische Armatur in einer Einspeiselei-

tung des nuklearen Nachkühlsystems 

nicht zur Verfügung stand. 

Da auch das zweite Teilsystem, über 

das die Notnachkühlung bei sehr 

seltenen Ereignissen wie z. B. einem 

Flugzeugabsturz erfolgt, einen Tag 

zuvor zu Wartungszwecken außer 

Betrieb genommen worden war, hätte 

die Notnachkühlung für den Zeit-

raum von ca. 40 Stunden nicht zur 

Verfügung gestanden. Dieses Ereignis 

wurde im Monatsbericht Oktober 2013 

des BfS beschrieben. Alle Ereignisse 

wurden der INES-Stufe 0 (keine oder 

sehr geringe sicherheitstechnische 

Bedeutung) zugeordnet. Zu allen 

gemeldeten Ereignissen finden sich 

kurze Ereignisbeschreibungen in den 

Monatsberichten des Berichtsjahres 

2013 auf der BfS-Homepage [2].

Das Diagramm auf Seite 80 zeigt eine 

Übersicht über die in den Jahren 2003 

bis 2013 aus den deutschen Kernkraft-

werken gemeldeten meldepflichtigen 

Ereignisse, aufgeschlüsselt entspre-

chend ihrer sicherheitstechnischen 

Bedeutung nach den einzelnen 

INES-Stufen. 

Aus den deutschen Forschungsreakto-

ren mit mehr als 50 kW thermischer 

Dauerleistung wurden im Jahr 2013 

3 meldepflichtige Ereignisse erfasst 

(2012: 1); die Ereignisse wurden in die 

Meldekategorie N und in die INES-Stu-

fe 0 eingestuft. Aus den Anlagen zur 

Kernbrennstoffver- und -entsorgung 

wurden im Jahr 2013 insgesamt 14 

Ereignisse gemeldet (2012: 14). Alle 14 

Ereignisse wurden in die Meldekatego-

rie N eingestuft und der INES-Stufe 0 

zugeordnet. 
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Since regulatory procedures must be tied 

as closely as possible to the current state 

of the art of science and technology, the 

Federal Ministry for the Environment, 

Nature Conservation, Building and 

Nuclear Safety has established in its 

responsibility a comprehensive environ-

mental research programme. One part 

of this programme which is mainly im-

plemented and managed by BfS supports 

the goal to provide a profound basis for 

governmental decision making processes 

in order to enhance nuclear safety and 

radiation protection in Germany. Thus, 

a major task of BfS is to evaluate the 

results of the research programme with 

respect to a further implementation in 

ordinances, guidelines and other types of 

governmental or operational rules.  
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Ansprechpartner:
Udo Volland (03018 333-1510) 

Zur Durchführung seiner gesetz-

lichen Aufgaben auf den Gebie-

ten der Reaktorsicherheit, der 

nuklearen Ver- und Entsorgung und 

des Strahlenschutzes hat das Bundes-

ministerium für Umwelt, Naturschutz, 

Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) 

technisch-wissenschaftliche Fragen 

von grundsätzlicher Bedeutung für 

die Sicherheit kerntechnischer Einrich-

tungen und den Schutz des Menschen 

vor den Gefahren ionisierender und 

nichtionisierender Strahlung zu klä-

ren. Für anstehende Entscheidungen 

sind wissenschaftlich-technische und 

rechtliche Grundlagen zu schaf-

fen und komplexe Sachverhalte zu 

bewerten, welche die Einbeziehung 

externen Sachverstands erfordern. 

Dazu stehen dem BMUB Haushaltsmit-

tel im Rahmen der aufgabengebunde-

nen Ressortforschung zur Verfügung, 

um Untersuchungen, Gutachten und 

Studien zur Klärung von Einzelfragen 

an Universitäten, Forschungsinstitute, 

Sachverständigenorganisationen oder 

Unternehmen der freien Wirtschaft zu 

vergeben. 

Die zur Lösung aktuell anstehender 

Probleme und Fragestellungen durch-

zuführenden Untersuchungen, Gut-

achten und Studien unterliegen einem 

jährlichen Planungsprozess mit Priori-

tätensetzung und sind Bestandteil des 

jährlichen Umweltforschungsplanes 

(UFOPLAN), der alle geplanten Ressort-

forschungsvorhaben des BMUB mit 

umweltpolitischer Bedeutung umfasst. 

Die Liste der prioritär durchzuführen-

den Vorhaben des Umweltforschungs-

planes wird zu Beginn eines jeden 

Jahres auf der Homepage des BMUB 

veröffentlicht. Das BfS unterstützt das 

BMUB fachlich und wissenschaftlich 

auf den Gebieten des Strahlenschutzes 

und der kerntechnischen Sicherheit. 

Hierunter fällt auch die Mitwirkung 

bei der Planung und Ausführung des 

UFOPLANs. 

Das BfS ist – neben der verwaltungs-

mäßigen Ausführung des UFOPLANs –  

insbesondere für die Initiierung, 

fachliche Begleitung und Auswertung 

einzelner Untersuchungsvorhaben 

verantwortlich. Dabei kommt der Um-

setzung der Ergebnisse dieser Untersu-

chungsvorhaben in behördliches Han-

deln eine besondere Bedeutung zu. 

Die Ergebnisse der Ressortforschung 

finden Eingang bei der Novellierung 

von Gesetzen und Verordnungen, 

Erstellung von Richtlinien, Regeln und 

Leitfäden sowie bei der Erteilung von 

Genehmigungen und bei Zulassungs-

verfahren für Anwendungen mit ra-

dioaktiven Stoffen oder ionisierender 

Strahlung im medizinischen Bereich.

Für die kerntechnische Sicherheit 

haben sich aus der Aufarbeitung der 

Reaktorkatastrophe von Fukushima, 

Japan, und der daraufhin durch-

geführten Sicherheitsbewertungen 

und europaweiten Stresstests der in 

Deutschland noch in Betrieb befind-

lichen Kernkraftwerke zahlreiche 

Fragestellungen ergeben, die einer 

eingehenden Analyse bedürfen. In 

den Mittelpunkt der Betrachtungen 

sind sicherheitstechnische Untersu-

chungen zur Robustheit der Anlagen 

bei schweren Störfällen und gegen 

übergreifende Einwirkungen von 

innen (EVI) und außen (EVA) sowie 

Untersuchungen zur Vorsorge bei 

Ereignissen mit lang andauernden 

Notstromszenarien gerückt. Weitere 

Fragestellungen ergeben sich aus dem 

laufenden Betrieb und der Nachbe-

triebsphase der Kernkraftwerke. So 

müssen von der Auslegung abwei-

chende Werkstoffbefunde und die 

zugehörigen Schädigungsmechanis-

men untersucht und einer Bewertung 

zugeführt werden. Sicherheitstech-

nische Untersuchungen der Nachbe-

triebsphase haben die Integrität des 

Lagerbeckens und die Sicherstellung 

der Kühlung der entladenen Brennele-

mente unter Störfallbedingungen zum 

Gegenstand. 

Hinsichtlich der Störfallvorsorge 

bedürfen die von den Betreibern 

eingeführten Methoden und Maßnah-

men des Sicherheitsmanagements 

und die Rolle der Sicherheitskultur 

einer grundsätzlichen Überprüfung. 

Methoden und Bewertungskriterien 

zur externen Überprüfung der Wirk-

samkeit von Managementsystemen 

sowie zur Erfassung und Beurteilung 

der Sicherheitskultur sind daher zu 

entwickeln.  

Im Bereich der Entsorgung radioakti-

ver Abfälle sind sicherheitstechnische 

Fragestellungen zum Langzeitverhal-

ten von Behältern und Behälterin-

ventaren im Zusammenhang mit der 

längerfristigen Zwischenlagerung be-

strahlter Brennelemente und verglas-

ter hochradioaktiver Abfälle zu klären. 

Schwerpunkt auf dem Gebiet der End-

lagerung radioaktiver Abfälle bilden 

methodische Weiterentwicklungen 

der Instrumentarien für die Langzeit-

sicherheitsanalyse der Endlagerung 

Wärme entwickelnder radioaktiver 
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Abfälle in tiefen geologischen Formati-

onen. Insbesondere durch den mit der 

Verabschiedung des Standortauswahl-

gesetzes angestoßenen Prozess, der 

offenen Suche nach einem bestmög-

lichen Endlagerstandort für Wärme 

entwickelnde radioaktive Abfälle, sind 

diese Instrumentarien für die in Frage 

kommenden, unterschiedlichen Wirts-

gesteinsformationen bereitzustellen 

und zu vervollkommnen. 

Aktuelle Themen des Strahlenschutzes 

betreffen die biologischen Wirkungs-

mechanismen der ionisierenden 

Strahlung im Niedrig-Dosisbereich 

und eine verbesserte Quantifizierung 

des strahlenbedingten Krebsrisikos der 

allgemeinen Bevölkerung. Zu klärende 

Fragen bestehen auch bezüglich eines 

möglichen kausalen Zusammenhangs 

zwischen ionisierender Strahlung und 

Nichtkrebserkrankungen wie z. B. 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Auf dem 

Sektor des beruflichen Strahlenschut-

zes stehen die Expositionsermittlung 

und Expositionsabschätzung des flie-

genden Personals und die Erhebung 

und Überwachung der Strahlenexpo-

sition der Augenlinse, die letztlich zur 

Augenlinsentrübung führen kann, 

bei strahlenexponierten Berufsgrup-

pen aus dem medizinischen Arbeitsbe-

reich im Fokus der Betrachtungen. Für 

den Bereich des medizinischen Strah-

lenschutzes sind zwei Themenschwer-

punkte zu verzeichnen: Zum einen ist 

unter strahlenhygienischen Gesicht-

punkten die über einen Zeitraum von 

zehn Jahren angelegte Evaluation zur 

Nutzen-Risiko-Bewertung des deut-

schen Mammographie-Screening-Pro-

gramms hinsichtlich der langfristigen 

Wirkung auf die Brustkrebsmortalität 

von besonderer Bedeutung. Zum 

anderen verursacht der zunehmende 

Einsatz der Computer-Tomografie 

(CT) in der medizinischen Diagnostik 

inzwischen den Großteil der zivilisato-

rischen Strahlenexposition der Bevöl-

kerung. Deshalb kommt der Erfassung 

und Bewertung der Strahlenexposition 

der Patientinnen und Patienten sowie 

der Rechtfertigung und Optimierung 

der Untersuchungsverfahren strah-

lenhygienisch ein hoher Stellenwert 

zu. Andere wichtige Themenfelder 

betreffen die Freigabe von Reststoffen 

aus der Stilllegung kerntechnischer 

Einrichtungen, die Begrenzung der 

natürlichen Strahlenexposition durch 

Radon und Radonfolgeprodukte sowie 

die gesundheitlichen Auswirkungen 

der nichtionisierenden elektromag-

netischen Strahlung in den verschie-

denen Frequenzbereichen. Hierzu 

zählen u. a. die Expositionen durch 

starke magnetische Felder bei der 

medizinischen Diagnostik mit der 

Magnetresonanztomographie (MRT), 

bei niedrigen Frequenzen durch den 

Stromnetzausbau, bei hohen Fre-

quenzen durch verschiedene Kom-

munikationstechnologien als auch 

die Anwendung von UV-Strahlung im 

Wellnessbereich.  

Im Jahr 2013 wurden vom BfS 

insgesamt 167 Untersuchungsvorha-

ben administrativ betreut. Hiervon 

lag für 106 Vorhaben die fachliche 

Begleitung und Projektsteuerung bei 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

des BfS. An Ausgaben entfielen für die 

Durchführung der Ressortforschung 

im Jahr 2013 von den vom BMUB 

bereitgestellten Haushaltsmitteln 5,5 

Mio. € auf den Bereich Strahlenschutz 

und 19,8 Mio. € auf den Bereich der 

kerntechnischen Sicherheit (Reaktor-

sicherheit einschließlich Entsorgung). 

Für die vom BfS fachlich begleiteten 

Ressortforschungsvorhaben werden 

die Ergebnisse in Form der Ab-

schlussberichte in der BfS-Schriften-

reihe „Ressortforschungsberichte zur 

kerntechnischen Sicherheit und zum 

Strahlenschutz“ veröffentlicht und zur 

Information der fachlich interessierten 

Öffentlichkeit als pdf-Dateien zum 

Download auf der Internetseite des 

BfS bereitgestellt.

Nachstehend werden Zielsetzung, 

Vorgehensweise und Gegenstand des 

UFOPLANs exemplarisch anhand ein-

zelner abgeschlossener Vorhaben aus 

den verschiedenen Arbeitsfeldern des 

BfS verdeutlicht.

Jede Mammographie- 
Aufnahme wird im 
Programm zur Brust-
krebs-Früherkennung 
von mindestens zwei 
besonders geschulten 
Fachärztinnen oder 
-ärzten beurteilt.
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Führen niederfrequente Magnetfelder zu neurodegenerativen Erkrankungen?

Do Low Frequency Magnetic Fields 

Cause Neurodegenerative Diseases?

Epidemiological studies suggest that 

occupational exposure to low frequency 

magnetic fields might represent a risk 

factor for the development of neurode-

generative diseases. To verify this, the 

BfS funded an experimental study at 

the Institute for Pathobiochemistry of 

the University Medical Center of the 

Johannes Gutenberg University in Mainz. 

Transgenic mice representing animal mo-

dels of Alzheimer‘s disease and amyotro-

phic lateral sclerosis were continuously 

life long exposed to magnetic fields of  

1 Millitesla. Based on tissue analysis and 

behavioural tests, a negative influence 

of magnetic fields on the course and 

pathology of both diseases in mice could 

not be confirmed.

Ansprechpartnerin:		
Blanka Pophof (03018 333-2146) 

In der Umgebung von elektri-

schen Geräten, Stromkabeln und 

Hochspannungsleitungen treten 

niederfrequente elektrische und ma-

gnetische Felder auf. Einige Beobach-

tungsstudien an Menschen (epide-

miologische Studien) deuten darauf 

hin, dass eine lang andauernde, vor 

allem beruflich bedingte Exposition 

mit niederfrequenten Magnetfeldern, 

wie z. B. in Elektrizitätswerken, ein 

erhöhtes Risiko darstellen könnte, neu-

rodegenerative Erkrankungen wie die 

Alzheimer-Demenz oder die Amyotro-

phe Lateralsklerose (ALS, eine dege-

nerative Erkrankung des motorischen 

Nervensystems) zu entwickeln. Diese 

bisher unheilbaren Erkrankungen tre-

ten altersabhängig auf. Ein geringer 

Anteil ist erblich bedingt. Neben einer 

genetischen Veranlagung gelten Um-

welteinflüsse als eine der möglichen 

Ursachen für ihr Auftreten. 

Alzheimer-Patienten entwickeln einen 

fortschreitenden Gedächtnisverlust 

und damit einhergehend schwerwie-

gende Veränderungen der Persönlich-

keit. Diese werden durch das Abster-

ben bestimmter Nervenzellen im 

Gehirn verursacht. Ein Kennzeichen 

der Alzheimer Demenz sind Ablage-

rungen des Amyloid-ß-Peptids, das aus 

dem Amyloid-ß-Vorläuferprotein (APP) 

entsteht. Mutationen im APP-Gen sind 

für wenige genetisch bedingte Fälle 

der Erkrankung verantwortlich.

Bei der ALS sind Nervenzellen beson-

ders im Rückenmark betroffen, die Be-

wegungen steuern. Deren Absterben 

führt zu Muskelschwund und damit 

zu Lähmungen. Ein Teil der familiären 

Fälle wird durch Mutationen im Gen 

der Cu/Zn-Superoxiddismutase (SOD1), 

einem Enzym der oxidativen Abwehr, 

verursacht.

In einer vom BfS geförderten Studie 

am Institut für Pathobiochemie der 

Johannes Gutenberg Universität in 

Mainz wurde untersucht, ob niederfre-

quente Magnetfelder unter kontrollier-

ten Laborbedingungen einen Einfluss 

auf den Verlauf neurodegenerativer 

Erkrankungen ausüben. In den dort 

durchgeführten Experimenten, die 

2013 zum Abschluss kamen, wur-

den Mausmodelle für die Alzheimer 

Demenz und die ALS eingesetzt, die 

defekte menschliche Gene für APP 

beziehungsweise SOD1 in sich tragen. 

Die Tiere des APP-Mausmodells 

entwickeln fortschreitend Proteinab-

lagerungen im Gehirn und zeigen 

Beeinträchtigungen im Lernverhalten, 

das sich, ähnlich der menschlichen 

Krankheit, altersabhängig verschlech-

tert. Mäuse, die mutierte Formen der 

SOD1 bilden, entwickeln eine ALS-ähn-

liche Krankheit, die viele Kennzeichen 

der menschlichen Erkrankung zeigt 

und zu einem krankheitsbedingten 

vorzeitigen Ableben der Tiere führt.

Die Tiere wurden entweder dauerhaft 

in einem niederfrequenten Magnet-

feld (1 Millitesla) exponiert, das mit 

Spulen erzeugt wurde, durch die elek-

trischer Strom floss, oder in bauglei-

chen Modulen scheinexponiert.

Verhaltensbiologische Untersu-

chungen von gealterten Tieren des 

Alzheimer-Modells zeigten zunächst 

keine negative Beeinflussung der 

Lernfähigkeit in Abhängigkeit von den 

Magnetfeldern. Bei der nachfolgenden 

biochemischen und immunhistolo-

gischen Analyse des Gehirns konnte 

bei exponierten Tieren keine größere 

Menge an Proteinablagerungen 

beobachtet werden als in scheinexpo-

nierten Tieren.

Bei der Analyse der Mausmodelle 

der ALS wurde keine Veränderung 

in Bezug auf die Lebenserwartung 

in Abhängigkeit von der Exposition 

beobachtet. Die biochemischen und 

immunhistochemischen Untersuchun-

gen (Immunhistochemie: Färbemetho-

de für Gewebeproben mit Hilfe von 

Antikörpern) des Rückenmarkgewebes Schematische Darstellung 
einer aktiven Nervenzelle
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zeigten keine expositionsbedingte 

Veränderung der Aktivität der SOD1. 

Ferner wurden keine Veränderungen 

der Menge an Proteinaggregaten, die 

ein wichtiges Merkmal der ALS darstel-

len, bei der Entzündungsreaktion im 

Nervensystem, bei wichtigen intrazellu-

lären Signalwegen und dem oxidativen 

Status des Gewebes beobachtet. Ledig-

lich der Gehalt einiger Hitzeschockpro-

teine war verändert. Gleichzeitig trat 

bei erkrankten Tieren eine geringfügi-

ge, expositionsbedingte Erhöhung der 

Körpertemperatur auf. 

In dieser vor allem mit Blick auf 

die Anzahl der untersuchten Tiere 

und die analysierten Parameter sehr 

umfangreichen experimentellen 

Studie wurden erstmals Mausmodelle 

für neurodegenerative Erkrankungen 

einer lebenslangen Exposition mit 

niederfrequenten Magnetfeldern 

ausgesetzt. Zusammenfassend haben 

die Untersuchungen gezeigt, dass 

niederfrequente Magnetfelder in 

diesen Modellen keinen entscheiden-

den Einfluss auf krankheitsrelevante 

molekulare Prozesse ausüben und auf 

diesen experimentellen Ergebnissen 

gründend kein ursächlicher Zusam-

menhang zwischen niederfrequenten 

Magnetfeldern und dem Verlauf von 

neurodegenerativen Erkrankungen 

feststellbar war. Infolge der hohen 

Tierzahl hat die Studie eine sehr hohe 

statistische Aussagekraft. Eine Ein-

schränkung besteht darin, dass Ergeb-

nisse von Tierversuchen nicht direkt 

auf den Menschen übertragbar sind.

Schädigt Terahertz-Strahlung 
die Erbsubstanz?

Does Terahertz Radiation Damage 

the Genetic Material?

Terahertz radiation belongs to the 

non-ionising part of the electromagnetic 

spectrum and covers the frequency range 

from 0.1 to 20 THz between microwaves 

and infrared. Up to now, only a limited 

number of studies have investigated 

effects of THz-radiation on human cells. 

In this study, two different skin cell types 

have been exposed to Terahertz radiation 

of 106 GHz, 380 GHz and 2.5 THz. The 

induction of DNA strand breaks and 

micronuclei has been analysed with the 

COMET assay and the micronucleus test. 

As a result, no DNA strand breaks were 

observed as a consequence of THz-expo-

sure and the THz fields did not cause 

chromosomal damage in the form of 

micronucleus induction. 

Ansprechpartnerin: 		
Monika Asmuß (03018 333-2147) 

Die Frage, ob Terahertz-Strah-

lung die Erbsubstanz schädigt, 

wurde in einem Forschungs-

projekt an menschlichen Hautzellen 

untersucht. Es wurden keine schädi-

genden Wirkungen beobachtet.

Terahertz (THz)-Strahlung umfasst den 

Frequenzbereich von ca. 100 Giga-

hertz bis ca. 20 Terahertz und liegt 

innerhalb des elektromagnetischen 

Spektrums zwischen Mikrowellen und 

Infrarot. Sie kann Papier, Kleidung, 

Mauerwerk, Kunststoff und Kera-

mik durchdringen, was prinzipiell 

vielfältige Anwendungsmöglichkeiten 

eröffnet, zum Beispiel in der Quali-

tätsprüfung oder in der Medizin- und 

Sicherheitstechnik. Die Nutzung dieser 

hohen Frequenzen wurde bisher 

durch die aufwändigen, teuren und 

großformatigen Sender und Empfän-

ger limitiert. In den letzten Jahren 

wurde jedoch der Weg zu kostengüns-

tigeren, kompakteren und mobilen 

Terahertz-Quellen bereitet, so dass mit 

breiterer Nutzung in den Bereichen 

Sicherheitstechnik, Materialprüfung, 

Datenübertragung, medizinische 

Bildgebung und Bioanalytik gerechnet 

werden kann. 

Relevant für die breitere Bevölkerung 

wäre beispielsweise der Einsatz aktiver 

Terahertz-Scanner bei der Personen-

kontrolle auf Flughäfen. Die bisher 

eingesetzten Scanner arbeiten im Mil-

limeterwellenbereich mit Frequenzen 

unter 100 GHz. Begrenzt werden die 

Einsatzmöglichkeiten von THz-Strah-

lung durch die geringe Eindringtiefe 

im Gewebe und die starke Absorption 

durch Wasser. 

Bisher haben sich nur wenige Projekte 

wie das EU-Programm THz-BRIDGE  

systematisch mit biologischen Wir-

kungen von Terahertz-Strahlung bis 

140 GHz befasst. Dort wurden von 

einer Arbeitsgruppe erbgutschädi-

Expositionsmodule mit 
Spulen zur Erzeugung 
niederfrequenter 
Magnetfelder
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gende Wirkungen der THz-Strahlung 

in menschlichen Blutzellen (Lympho-

zyten) beschrieben. Andere Arbeits-

gruppen fanden derartige Effekte 

allerdings nicht.

Das UFOPLAN-Vorhaben „Gentoxische 

Effekte von Terahertz-Strahlung in vi-

tro“ hatte zum Ziel, den im THz-BRID-

GE-Projekt (Abschlussbericht unter [1]) 

beschriebenen Effekten nachzugehen 

und darüber hinaus die Datenlage im 

Frequenzbereich über 300 GHz zu ver-

bessern, der auch im THz-BRIDGE-Pro-

jekt nicht berücksichtigt worden war.

Wegen der geringen Eindringtiefe 

von THz-Strahlung wurden zwei Arten 

menschlicher Hautzellen als relevante, 

oberflächennahe Zielzellen unter-

sucht. Keratinozyten (HaCaT-Zellen) 

und Fibroblasten wurden für meh-

rere Stunden THz-Strahlung mit den 

Frequenzen 106 GHz, 380 GHz und 2,5 

THz ausgesetzt. 

Parallel dazu wurden in einem weite-

ren Projekt Verfahren zur Bestimmung 

der Exposition von Personen entwi-

ckelt. Dazu wurde das Eindringen 

der Strahlung in den menschlichen 

Körper im Hinblick auf eine geeigne-

te Dosimetrie rechnerisch simuliert 

und praxistaugliche messtechnische 

Verfahren vorgeschlagen.

Als biologische Endpunkte wurde die 

Bildung von Mikrokernen sowie das 

Auftreten von DNA-Strangbrüchen 

betrachtet. Mikrokerne entstehen, 

wenn ganze Chromosomen oder Teile 

von Chromosomen bei der Zellteilung 

nicht in die Tochterzellen integriert 

werden. Ursache können Chromoso-

menbrüche sein (dabei gehen Teile 

von Chromosomen verloren) oder 

Störungen bei der Verteilung der 

Chromosomen auf die Tochterzellen. 

Dann gehen ganze Chromosomen 

verloren. 

In keiner der beiden Hautzelllinien 

führte die Terahertz-Bestrahlung zu 

Schäden. Weder zeigten sich Hinweise 

auf DNA-Strangbrüche noch traten bei 

den bestrahlten Zellen mehr Mik-

rokerne auf als in nicht bestrahlten 

Kontrollzellen. Die Hinweise aus dem 

THz-BRIDGE-Programm konnten also 

nicht bestätigt werden. 

Während der ursprünglich geplan-

ten Laufzeit des Projektes wurden in 

einer anderen Studie nach Befeldung 

mit 106 GHz spezielle Störungen des 

Zellteilungsprozesses in einer Hams-

ter-Mensch-Hybridzelllinie beschrie-

ben. Um diesen Hinweisen Rechnung 

zu tragen, wurde das Projekt aufge-

stockt und zeitlich verlängert. In ei-

nem zusätzlichen Arbeitspaket wurde 

die Empfindlichkeit des Mikrokern-

tests dadurch erhöht, dass 10.000 statt 

wie bei diesem Test üblich nur 2.000 

Zellen ausgewertet wurden. Zudem 

wurde die Expositionsdauer auf 24 

Stunden verlängert, um auch empfind-

liche Phasen des Zellteilungszyklus zu 

erfassen. 

Auch unter diesen verschärften 

Versuchsbedingungen wurden jedoch 

durch die Terahertz-Exposition keine 

Mikrokerne induziert. Es gab also 

auch hier keine Hinweise darauf, dass 

Chromosomen geschädigt oder die 

Verteilung der Chromosomen auf die 

Tochterzellen durch die Terahertz-

strahlung beeinträchtigt wurde.

Der ausführliche Abschlussbericht 

kann unter [2] im Volltext abgerufen 

werden. Ein Zwischenbericht des Pro-

jektes zur Bestimmung der Exposition 

von Personen ist unter [3] verfügbar.

Exposition der Zellen im 
umgebauten Inkubator. 
Hier: Kontrolle der 
Inkubatorposition 
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Beeinflusst der Behördenfunk die kognitive 
Leistungsfähigkeit der Einsatzkräfte?

Does the Police Radio Influence 

Cognitive Performance of  

Emergency Crews?

In the present study, possible effects of 

exposure with signals of TETRA headsets 

(sham, SAR values of 1.5 W/kg and  

6  W/kg) on brain activity of humans 

were investigated during sleep and 

waking. A special exposure setup was 

developed. Thirty young healthy male vo-

lunteers have been investigated for nine 

days and nine nights. Every volunteer 

was exposed three times each with 1.5 

and 6 W/kg and three times with sham 

exposure in a double blind randomised 

cross-over study design. Several phy-

siological effects on brain activity in 

various directions were observed. There 

was no consistent relationship between 

these effects and exposure intensity. No 

impairment of sleep quality, wakeful-

ness, cognitive functioning and working 

memory could be observed.

Ansprechpartnerin: 		
Blanka Pophof (03018 333-2146) 

In Deutschland wird für Behör-

den und Organisationen mit 

Sicherheitsaufgaben ein neues 

Digitalfunknetz aufgebaut und in 

Betrieb genommen, das nach dem 

TETRA-Standard arbeitet. TETRA 

(Terrestrial Trunked Radio) verwendet 

einen Frequenzbereich um 400 MHz. 

Die Wirkung des TETRA-Signals auf 

den Menschen ist wesentlich weniger 

erforscht als die des Mobilfunks. Für 

Berufsgruppen, die den Behörden-

funk verwenden (Polizei, Feuerwehr, 

Rettungsdienst), ist nach den derzeit 

gültigen Arbeitsschutzregelungen eine 

höhere lokale Exposition am Kopf und 

Rumpf (bis 10 W/kg) zulässig als für 

die allgemeine Bevölkerung (bis 2 W/

kg). Ergänzend zu den bisher durchge-

führten wissenschaftlichen Studien zur 

elektromagnetischen Umweltverträg-

lichkeit von TETRA-Funksignalen hat 

die Bundesanstalt für den Digitalfunk 

der Behörden und Organisationen 

mit Sicherheitsaufgaben zwei Studien 

in Auftrag gegeben, die den Einfluss 

der Endgeräte bei den Einsatzkräf-

ten untersuchten. Die Studie des BfS 

zur Exposition der Nutzer durch die 

mobilen Endgeräte wurde bereits 2012 

abgeschlossen.

Die zweite, 2013 abgeschlossene Studie 

wurde an der Berliner Charité durch-

geführt. Untersucht wurden mögliche 

Einflüsse einer Exposition mit dem 

TETRA-Signal auf die Gehirnaktivität 

im Wachzustand und im Schlaf bei 

zwei unterschiedlichen spezifischen 

Absorptionsraten (SAR: 1,5 W/kg und 6 

W/kg) im Vergleich zu einer Scheinex-

position. Dabei diente der Schlaf als 

Modellsystem, um mögliche generelle 

Auswirkungen des Behördenfunks auf 

die Gehirnaktivität zu überprüfen. Das 

Schlaf-EEG (Elektroenzephalogramm)

wurde während einer gleichmäßigen 

Exposition über die gesamte Dauer 

des Nachtschlafes registriert. Weiter-

hin wurden subjektive Angaben zur 

Schlafqualität sowie zur Erholsamkeit 

des Schlafes und zur Befindlichkeit am 

Morgen abgefragt. Am Tag wurde ein 

möglicher Einfluss der Exposition auf 

die Gehirnaktivität in Ruhe und wäh-

rend der Durchführung von Tests zur 

kognitiven Leistungsfähigkeit ermittelt.

30 gesunde Männer im Alter von 18 

bis 30 Jahren aus der Gruppe der po-

tenziellen Nutzer des Behördenfunks 

wurden jeweils neun Nächte und Tage 

im Abstand von etwa einer Woche 

untersucht. Jeder Proband durchlief – 

nach dem Zufallsprinzip verteilt – alle 

neun Bedingungen (cross-over Design) 

und zwar je dreimal die Bedingungen 

Scheinexposition, TETRA 1,5 W/k g  

und TETRA 6 W/kg. Weder dem 

Probanden noch dem Studienpersonal 

war bekannt, welche Expositionsbe-

dingung gerade angewendet wurde 

(doppelblind).

Zur Exposition der Testpersonen 

wurde eine linksseitig flach am Kopf 

getragene Antenne entwickelt, die 

eine mit einem echten Endgerät ver-

ursachte Exposition simuliert. Sie kann 

bequem mehrere Stunden, auch wäh-

rend des Schlafes getragen werden. 

Die tatsächliche Exposition einzelner 

Hirnareale wurde berechnet. Die Expo-

sitionsanlage verursacht am Kopf eine 

oberflächliche Erwärmung von bis zu 

1°C. In einer Vorstudie wurde bestätigt, 

dass die Probanden subjektiv nicht in 

der Lage sind, die tatsächliche Erwär-

mung ohne bzw. mit unterschiedlicher 

Exposition zu unterscheiden.

Die Analyse des Schlafes ergab bei 

insgesamt 76 untersuchten Parame-

tern zu Schlafstadien, Schlafkontinui-

tät und Weckreaktionen in der Nacht 

nur vier signifikante Ergebnisse. Sie 

betrafen die Gesamtschlafzeit und den 

Anteil bestimmter Schlafstadien. Bei 

den Tests am Tag zeigten sich keine 

Hinweise, dass eine Exposition mit 

TETRA einen Einfluss auf Wachheit 

bzw. Schläfrigkeit hat. Die Analyse von 

drei unterschiedlichen, langsamen 

Hirnpotenzialen, die eine kognitive 

Verarbeitung von visuellen und akusti-

schen Reizen abbilden, ergab in einem 

der Tests einen Effekt, die anderen 

zwei Potenziale blieben unverändert. 

Eine erste Auswertung des Ruhe-EEGs 

(Elektroenzephalogramm) zeigte bei 

den zahlreichen durchgeführten Tests 

zwar mehr statistisch signifikante 

Ergebnisse als zufallsbedingt erwartet 

wurden, systematische Effekte und 

ein Einfluss der Stärke der Exposition 

waren aber nicht zu erkennen. Von 

den insgesamt drei Tests zur Aufmerk-

samkeit war lediglich bei einem die 

Schwankungsbreite der Reaktionszeit 

verändert, nicht aber der Mittelwert. 

Im Test zum Arbeitsgedächtnis zeigten 

sich einzelne signifikante Effekte in 

den einfacheren, nicht aber in den 

schwierigeren Tests. 

Insgesamt bedeuten die Ergebnisse,  

dass eine Exposition mit dem TETR A- 

Signal bis 6 W/kg einen physiologi-

schen Einfluss auf die Gehirnaktivität 

haben kann, dieser ist aber bei 6 W/kg  
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nicht größer als bei 1,5 W/kg und 

auch nicht größer als der Einfluss, der 

bereits in früheren Studien zu den 

Mobilfunksignalen GSM und UMTS 

beobachtet wurde. Er bedeutet keine 

Beeinträchtigung des Schlafes oder der 

kognitiven Leistungsfähigkeit.

Mit der hier auf Gruppenebene 

durchgeführten statistischen Analyse 

können nur relativ starke Effekte nach-

gewiesen werden. Personenbezogene 

Analysen könnten dagegen wert-

volle Informationen über mögliche 

Effekte auf individueller Ebene liefern. 

Anzumerken ist, dass die Ergebnisse 

für eine Stichprobe gesunder junger 

Männer gelten, sie können weder auf 

andere Altersgruppen und Frauen 

noch auf Personen mit gesundheit-

licher Beeinträchtigung (wie z. B. 

Schlafstörungen, Erkrankungen des 

ZNS) übertragen werden. Um diese 

Wissenslücken zu schließen, sind wei-

tere Studien geplant.

Wie entsorgt man NORM-Rückstände?

How to Dispose of NORM Residues?

Naturally occurring radioactive material 

(NORM) can accrue in mining and proces-

sing industries. The utilisation and disposal 

of NORM is regulated within the scope of 

the Radiation Protection Ordinance (Part 

3 Chapter 3 §§ 97ff StrlSchV). Depending 

on their characteristics, their intended uti-

lisation and removal, different surveillance 

limits were introduced (see Annex XII Part B 

StrlSchV). According to the Closed-Cycle Ma-

nagement Act (KrWG), NORM can be relea-

sed from regulatory control in order to be 

disposed of, if it is in compliance with § 98 

StrlSchV. A research project (3610R03250) 

has identified two major problems of N ORM 

disposal: firstly, the number of landfill sites 

for NORM is decreasing and secondly, the 

number of landfill operators accepting 

NORM is decreasing, too. A possible solution 

to this challenge would be a landfill site 

specifically designed for NORM.

Fachliche Ansprechpartner/in:		
Karin Kugel (03018 333-1910)
Markus R. Schmidt (03018 333-1951)
Bernd Hoffmann (03018 333-4210)

In Industrie und Bergbau können 

Rückstände mit erhöhter natür-

licher Radioaktivität entstehen 

(NORM – naturally occurring radio-

active material). Die Entsorgung von 

NORM-Rückständen fällt in den  

Regelungsbereich der Strahlenschutz-

verordnung (Teil 3 Kapitel 3 §§ 97ff 

StrlSchV). In Abhängigkeit von deren 

Eigensc haften und den Verwertungs- 

und Beseitigungswegen gelten nach 

Anlage XII Teil B StrlSchV abgestufte 

Überwachungsgrenzen. Eine Entlas-

sung dieser NORM-Rückstände für eine 

Entsorgung nach dem Kreislaufwirt-

schaftsgesetz (KrWG) ist unter Beach-

tung von § 98 StrlSchV möglich.

Das BfS-Untersuchungsvorhaben 

„Bestandsaufnahme und Prognose von 

NORM Rückständen für die Endlage-

rung in einem Endlager für radioak-

tive Abfälle“ (3610R03250) hat zwei 

Hauptprobleme bei der Entsorgung 

von NORM-Rückständen identifiziert: 

Erstens nehmen die Deponien ab, auf 

denen prinzipiell NORM-Rückstände 

entsorgt werden können und zweitens 

sinkt auch die Akzeptanz zur Annahme 

dieser NORM-Rückstände auf den noch 

bestehenden Deponien. Eine Möglich-

keit besteht in der Errichtung einer 

Deponie speziell für NORM-Rückstände.

Das Untersuchungsvorhaben ermittelte 

die derzeit vorhandenen Mengen an 

NORM-Rückständen und deren Entsor-

gungspraxis. Eine für das BfS relevante 

Fragestellung war die Abschätzung von 

Mengen an NORM-Rückständen, die 

nicht aus der Strahlenschutzüberwa-

chung entlassen werden können und 

anderweitig, zum Beispiel in einem 

Endlager für radioaktive Abfälle, zu 

entsorgen sind. Zur Ermittlung der 

Mengen an NORM-Rückständen wur-

den Landesbehörden und Industrien 

bzgl. Aufkommen und Entsorgung 

befragt. Der durch die Abfrage ermit-

telte Bestand an NORM-Rückständen in 

genehmigten Lagern beläuft sich bis 

zum Jahr 2012 auf ca. 500 t, wohin-

gegen die ermittelten Mengen, die 

derzeitig noch konventionell entsorgt 

werden, mit bis zu 10.000 t pro Jahr ab-

geschätzt wurden. Ohne entsprechende 

Entsorgungsmöglichkeiten ist eine 

Entlassung der NORM-Rückstände aus 

der Strahlenschutz überwachung nicht 

gegeben, obwohl eine konventionelle 

Entsorgung aus radiologischer Sicht 

möglich wäre. Der NORM-Rückstand 

wird dann zu einem NORM-Abfall, 

der nach geltender Rechtslage nur in 

einem noch zu errichtenden Endlager 

für radioaktive Abfälle entsorgt werden 

kann. Eine Prüfung mit den Endlage-

rungsbedingungen Konrad hat ergeben, 

dass das Endlager nicht generell zur 

Entsorgung von NORM genutzt werden 

kann und somit keine Lösung des 

Entsorgungsproblems darstellt. Eine 

Möglichkeit wäre die Schaffung spezi-

eller Deponien für NORM-Rückstände. 

Hierfür könnten existierende Deponi-

en umgerüstet oder neue Deponien 

geschaffen werden. Die Errichtung 

entsprechender Deponien nach KrWG 

liegt jedoch nicht im Zuständigkeitsbe-

reich des Bundes.

Testperson mit am 
Kopf aufgeklebten 
EEG-Elektroden und 
der am linken Ohr 
befestigten Flach
antenne zur Exposition

© CHARITÉ BERLIN
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Organisation und Aufgaben des BfS

Organization and Tasks of BfS

The Federal Office for Radiation Protecti-

on (Bundesamt für Strahlenschutz, BfS) is 

a scientific and technical Federal Office 

in the portfolio of the Federal Ministry 

for the Environment, Nature Conser-

vation, Building and Nuclear Safety 

(BMUB). The BfS was established in 1989, 

among others, as a consequence of the 

Chernobyl reactor accident in 1986. The 

main objective for this establishment was 

to bring together expertise in different 

areas of radiation protection in one 

institution. Apart from Salzgitter where 

the BfS headquarters are located, there 

are other branch offices with more than 

800 employees.

Fachlicher Ansprechpartner:	
Norbert Nimbach (03018 333-1200) 

Das Bundesamt für Strahlen-

schutz (BfS) ist eine organi-

satorisch selbständige 

wissenschaftlich-technische Bundes-

oberbehörde, die dem Bundes minis-

terium für Umwelt, Naturschutz, 

Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) 

nachgeordnet ist. Gegründet wurde 

das BfS 1989 auch als Konsequenz des 

Reaktorunfalls 1986 in Tschernobyl 

mit dem Ziel, Kompetenzen auf den 

Gebieten Strahlenschutz, kerntechni-

sche Sicherheit, Transport und Aufbe-

wahrung von Kernbrennstoffen sowie 

Endlagerung radioaktiver Abfälle zu 

bündeln. 

Neben Salzgitter als Hauptsitz des BfS 

gehören weitere Standorte für insge-

samt über 800 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter zum Amt. Sie befinden 

sich in Oberschleißheim bei München, 

Berlin-Karlshorst, Freiburg, Bonn, 

Rendsburg, Morsleben, Remlingen 

und Gorleben. 

§

Fachbereich 
Sicherheit nuklearer 

Entsorgung 

Fachbereich 
Sicherheit in der 

Kerntechnik

Fachbereich 
Strahlenschutz und 

Gesundheit

SE
SG

SK
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Die Fachbereiche des BfS
Scientific Departments of BfS

Fachbereich Strahlenschutz 
und Gesundheit (SG)
Das Spektrum der Aufgaben des Fach-

bereichs Strahlenschutz und Gesund-

heit ist breit gefächert und umfasst 

u. a. Vollzugsaufgaben nach Strahlen-

schutz- und Röntgenverordnung, die 

Ermittlung und Fortentwicklung des 

Standes von Wissenschaft und Technik, 

die Beratung des Bundesumweltminis-

teriums, die Vertretung der Bundesre-

publik Deutschland in nationalen und

internationalen Fachgesellschaften 

und Gremien sowie die Kommunika-

tion und Kooperation in Fachfragen 

mit öffentlichen Einrichtungen und 

der Bevölkerung. Zur Ermittlung und 

Fortentwicklung des Stands von Wis-

senschaft und Technik werden sowohl 

Untersuchungen in Eigenforschung

durchgeführt als auch Vorhaben im 

Rahmen des nationalen Umweltfor-

schungsprogramms konzipiert, fach-

lich begleitet und umgesetzt.

Fachbereich Strahlenschutz 
und Umwelt (SW)
Der Fachbereich Strahlenschutz und 

Umwelt erfüllt wissenschaftliche und 

administrative Aufgaben auf dem Ge-

biet des Strahlenschutzes von Mensch

und Umwelt. Die Arbeit ist vor allem 

auf die Lösung praktischer Probleme 

des Strahlenschutzes ausgerichtet. 

Deshalb stehen die Ermittlung und 

Überwachung von Strahlenexpositio-

nen durch natürliche und künstliche 

Quellen, die dazu benötigten Metho-

den, die Beurteilung von Situationen,

die zu erhöhten Strahlenexpositionen 

von Mensch und Umwelt führen kön-

nen, sowie Einschätzungen über Not-

wendigkeit und Wirkung technischer 

und organisatorischer Maßnahmen 

des Strahlenschutzes im Vordergrund.

Fachbereich Sicherheit 
nuklearer Entsorgung (SE) 
Im Fachbereich Sicherheit nuklearer 

Entsorgung sind die Kompetenzen zu 

allen Fragen der nuklearen Entsor-

gung gebündelt. Im Rahmen der 

Wahrnehmung von Vollzugsaufgaben 

des Bundes nach dem Atomgesetz, der 

Strahlenschutzverordnung und dem 

Gefahrgutbeförderungsgesetz nimmt

der Fachbereich vielfältige Aufgaben 

wahr. Hierzu gehören die Bearbeitung 

von Genehmigungsanträgen für Zwi-

schenlager und Transporte sowie die

Zulassungen von Versandstücken. Der 

Fachbereich erledigt Aufgaben als Be-

treiber und Antragsteller für Endlager 

und die staatliche Verwahrung. Er

nimmt die Bauherrenfunktion und 

Projektleitung für die Errichtung des 

Endlagers Konrad wahr und über-

nimmt Aufgaben als Betreiber für die 

Schließung des Endlagers Morsleben, 

der Schachtanlage Asse II und des 

Bergwerkes Gorleben.

Der Fachbereich SE arbeitet eng 

mit internationalen Organisationen 

zusammen und leistet fachliche Unter-

stützung bei der Weiterentwicklung

des nationalen und internationalen 

Regelwerkes.

Fachbereich Sicherheit 
in der Kerntechnik (SK)
Der Fachbereich Sicherheit in der 

Kerntechnik verfolgt die nationale 

und internationale Entwicklung

des Standes von Wissenschaft und 

Technik zur Gewährleistung und Beur-

teilung der Sicherheit von Kernkraft-

werken, Forschungsreaktoren und

Anlagen der Kernbrennstoffver- und 

-entsorgung. Der Fachbereich arbeitet 

national und international mit an der 

Erstellung von Sicherheitsstandards,

Empfehlungen für Sicherheitsanalysen 

und sicherheitstechnischen Anforde-

rungen für Betrieb, Stilllegung und 

Rückbau. Zur direkten Unterstützung

der Bundesaufsicht erfasst und 

dokumentiert der Fachbereich den 

Anlagen- und Genehmigungsstatus

von kerntechnischen Anlagen sowie 

alle meldepflichtigen Ereignisse als 

zentrale Störfallmeldestelle.

Außerdem initiiert der Fachbereich

Untersuchungsvorhaben, bewertet 

deren Ergebnisse und leitet daraus 

Vorschläge für die Verbesserung der 

kerntechnischen Sicherheit ab.

Rn

Fachbereich 
Strahlenschutz 

und UmweltSW
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Das BfS informiert 

BfS Providing Information  

to the Public 

Öffentlichkeitsarbeit 
Public Relations

Ansprechpartnerin:	
Katharina Varga (03018 333-1327)

Das Bundesamt für Strahlen-

schutz hat auch 2013 wichtige 

Entwicklungen und Sachver-

halte auf den Gebieten des Strahlen-

schutzes, der nuklearen Entsorgung 

und der Kerntechnik dargestellt und 

eingeordnet. Das Ziel der Kommunika-

tion ist die aktuelle, transparente und 

verständliche Vermittlung dieser wis-

senschaftlich und fachlich komplexen 

Themen an unterschiedliche Zielgrup-

pen. Dazu hat das BfS Informations-

material in Form von Broschüren, Falt- 

und Informationsblättern (kostenlos 

zu bestellen unter info@bfs.de) sowie 

Animationen und Filme erarbeitet und 

aktualisiert, Bürgeranfragen beant-

wortet, war auf unterschiedlichsten 

Veranstaltungen präsent und hat zahl-

reiche Besucherinnen und Besuchern 

in den Infostellen an den jeweiligen 

Standorten empfangen. 

Bürgeranfragen
2013 erreichten das BfS mehr als 1.100 

schriftliche und 1.700 telefonische 

Bürgeranfragen. Sehr häufig wurde 

nach den Wirkungen und Risiken der 

Strahlung von Handy-Sendemasten 

oder Stromleitungen gefragt. Darü-

ber hinaus sind auch die Ereignisse 

in Fukushima weiterhin Thema der 

Anfragen. Regelmäßig im Herbst rückt 

die radioaktive Belastung von Pilzen 

und Wildbret, verursacht durch den 

Unfall in Tschernobyl, wieder in den 

Blickpunkt. Aber auch für Fragen des 

beruflichen Strahlenschutzes und 

der Strahlenbelastung von Patienten 

durch medizinische Strahlendiagnos-

tik sehen die Menschen das BfS als 

kompetenten Ansprechpartner. Fragen 

zum Themenbereich Endlagerung 

radioaktiver Abfälle werden zum 

größten Teil in den Infostellen vor Ort 

beantwortet.

Messen und Veranstaltungen
Flexible und mobile Instrumente zur 

Information der Bevölkerung vor Ort 

stehen dem BfS mit dem Infomobil 

sowie den „Infocontainern“ der mobi-

len Endlageraustellung zur Verfügung. 

Diese Einrichtungen sind mit Audio- 

und Videotechnik ausgerüstet und 

ermöglichen es den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern des BfS, in verschie-

denen Großstädten der Bundesrepu-

blik, aber auch in Fußgängerzonen, 

bei Veranstaltungen und auf Wochen-

märkten der Region mit aktuellen 

Informationen im direkten Gespräch 

präsent zu sein. Überregional prä-

sentierte sich das BfS auf Messen und 

Veranstaltungen, um Fragen zu aktu-

ellen Problemen des Strahlenschutzes 

mit den Bürgerinnen und Bürgern zu 

diskutieren. Die eingesetzten Informa-

tionsmaterialien und multimediale 

Präsentationen stellen komplexe Sach-

verhalte verständlich dar.

Ein Hauptaugenmerk des BfS liegt auf 

dem Schutz der Bevölkerung vor den 

schädlichen Wirkungen der UV-Strah-

lung. Hierbei sind Kinder und Jugend-

liche die wesentliche Zielgruppe, die 

mit der UV-Präventionskampagne 

„Sonne – aber sicher“ angesprochen 

werden soll. Im Frühsommer 2013 

besuchte das BfS Schulstandorte in 

Sachsen-Anhalt mit dem UV-Infomobil 

Science-Shopping in Braunschweig Messestand auf der Didacta
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und erklärte den UV-Index, auch die 

Schutzwirkung von Sonnenbrillen 

konnte vor Ort gemessen werden.

Eine auf wissenschaftlich interessierte 

Besucher ausgerichtete Veranstaltung 

in der Region ist das inzwischen 

alljährlich stattfindende „Science 

Shopping“ in Braunschweig, wo sich 

das BfS auch in diesem Jahr mit dem 

Infomobil präsentierte.

2013 war das BfS wieder auf der Bil-

dungsmesse Didacta in Köln vertreten. 

Die Messe richtet sich vor allem an 

Lehrkräfte als Multiplikatoren. Das BfS 

war hier mit den Themenkomplexen 

Mobilfunk und UV-Prävention vertre-

ten und hat dazu Unterrichtsmateriali-

en präsentiert.

Anlässlich des „Tages der Umwelt“ 

war das BfS auch auf dem mit rund 

100.000 Besuchern größten Umwelt-

festival Europas in Berlin vor dem 

Brandenburger Tor vertreten. Hier 

standen Verbraucherthemen im Fokus, 

so dass die Besucherinnen und Besu-

cher insbesondere auf ihre Fragen zur 

Strahlung von Mikrowellengeräten 

und anderen Haushaltsgeräten, Mobil-

funkmasten oder auch Stromtrassen 

Antworten erhielten. 

Bei der Internationalen Funkausstel-

lung (IFA) in Berlin wird das gesamte 

Spektrum der Haushaltselektronik 

abgebildet. Der Stand des BfS mit 

Schwerpunkt Mobilfunk war stark 

frequentiert. Dort konnten die Mes-

sebesucher die elektromagnetische 

Strahlung ihres eigenen Mobiltelefons 

messen und eine Antwort auf die Fra-

ge erhalten, ob Mobilfunk schädlich 

sei.

Mobile Endlagerausstellung
Der Schwerpunkt der Veranstaltungen 

der Öffentlichkeitsarbeit 2013 war die 

Tour der mobilen Endlagerausstellung 

zur Endlagerung radioaktiver Abfälle 

in Deutschland mit den Standorten 

Düsseldorf, München, Erfurt, Stuttgart, 

Dresden und Berlin. 

Viele interessierte Bürgerinnen und 

Bürger haben 2013 diese Ausstellung 

besucht, sich mit den unterschied-

lichen Aspekten der Endlagersuche 

auseinandergesetzt und sich eine 

fundierte Meinung gebildet. 

In den zwei Infocontainern wird 

ein „Schnellkurs“ in Geologie, Physik 

und Strahlenschutz gegeben. Einen 

Einstieg in das Thema bietet eine 

Zeittafel zur Endlagersuche und 

Kernenergie. Zudem werden die 

Gemeinsamkeiten und Unterschiede 

der Standorte Asse, Morsleben, Konrad 

und Gorleben (Mit Inkrafttreten des 

Standortauswahlgesetzes Ende Juli 

2013 wurden die Erkundungsarbeiten 

in Gorleben beendet.) herausgestellt. 

Mit Hilfe von Computeranimationen 

wird die geologische Entstehung der 

möglichen Endlagergesteine Salz, Ton 

und Granit erläutert. Was bei der 

Endlagerung hochradioaktiver Abfälle 

in Salz, Ton oder Granit im Verlauf 

von Hunderttausenden bzw. Millionen 

Mobile Endlagerausstellung vor dem Berliner Hauptbahnhof
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HESSEN THÜRINGEN

Jahren geschehen könnte, wird durch 

Animationen veranschaulicht. 

Unter [1] können die Inhalte der Aus-

stellung weiterhin online betrachtet 

werden.

Infostellen
Gemäß Atomgesetz ist das BfS zu-

ständig für die Errichtung und den 

Betrieb von Anlagen des Bundes zur 

Sicherstellung und zur Endlagerung 

radioaktiver Abfälle. Das gesellschaftli-

che Interesse am Thema Endlagerung 

hat in den letzten Jahren kontinuier-

lich zugenommen. Damit rücken die 

Projekte Konrad, Morsleben, Asse und 

Gorleben verstärkt in den Fokus von 

Presse und Öffentlichkeit und erforder-

ten 2013 eine intensive Öffentlichkeits-

arbeit und Kommunikation durch das 

BfS.

An allen vier Standorten unterhält 

das BfS Informationsstellen, in denen 

sich Bürgerinnen und Bürger über 

alle Fragen der Entsorgung radioakti-

ver Abfälle informieren können. Die 

Ausstellungen sind multimedial mit 

umfangreichen Informationsmedien 

und -inhalten ausgestattet, um über 

die Arbeiten an den Projektstandor-

ten und grundlegende Aspekte der 

Endlagerung zu informieren. Für 

alle Standorte werden vom BfS auch 

Bergwerksbesichtigungen (Befahrun-

gen unter Tage) angeboten. Gruppen 

und Einzelpersonen können ihre 

Befahrungswünsche unter der zen-

tralen Telefonnummer 03018 333-1155 

anmelden [2].

Ausführlichere Informationen zur 

Arbeit der BfS-Infostellen an den Pro-

jektstandorten finden Sie unter den 

jeweiligen Fachbeiträgen in diesem 

Bericht.

Presse und Internet
Press and Internet

Fachlicher Ansprechpartner:	
Florian Emrich (03018 333-1124)

Neustart bei der Endlagersu-

che: Die Suche nach einem 

Endlager für hochradioaktive 

Abfälle soll ergebnisoffen neu begin-

nen. Verschiedene mögliche Stand-

orte werden miteinander verglichen. 

Das bisherige Erkundungsbergwerk 

Gorleben soll dabei keine Sonderrolle 

mehr einnehmen. Die Castor-Transpor-

te in das Zwischenlager in Gorleben 

werden gestoppt. Stattdessen sollen 

Zwischenlager direkt an den Kern-

kraftwerken die noch ausstehenden 

verglasten Abfälle aus der Wiederauf-

arbeitung deutscher Brennelemente 

im Ausland aufnehmen. Diese ein-

schneidenden Entscheidungen haben 

Bundestag und Bundesrat im Sommer 

2013 in einem parteiübergreifenden 

Konsens in einem Standortauswahl-

gesetz festgeschrieben (  s. S. 36ff). 

Damit werden zentrale Forderungen, 

die das BfS seit mehr als zehn Jahren 

vertritt, gesetzliche Grundlage für das 

weitere Vorgehen bei der nuklearen 

Entsorgung.

Info Konrad

Info Asse

Info Gorleben

Info Morsleben

BfS-Mitarbeiter mit der mobilen Endlagerausstellung unterwegs An diesen Standorten unterhält das BfS Infostellen zur Endlagerung radioaktiver Abfälle.
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In dem gesellschaftlichen Diskussions-

prozess auf dem Weg zu dieser Eini-

gung war das BfS gefragter Ansprech-

partner der Medien. Wichtige Impulse 

für die öffentliche Debatte brachte 

BfS-Präsident Wolfram König unter 

anderem in Interviews mit der Deut-

schen Presse-Agentur, dem Bericht 

aus Berlin der ARD, Deutschlandradio 

Kultur, Süddeutscher und Stuttgarter 

Zeitung ein. Darin sprach er sich für 

eine langfristig tragfähige Einigung 

aus, die sicherstellt, dass deutscher 

Atommüll nicht eines Tages im Aus-

land entsorgt wird. Königs fachliche 

Einschätzungen griffen in der Folge 

zahlreiche deutsche Medien auf.

Auch grenzüberschreitend wurde das 

BfS als wissenschaftlich neutrale Fach-

behörde wahrgenommen. Plakatives 

Beispiel ist eine im Mai ausgestrahlte 

einstündige Arte-Dokumentation 

über das internationale Problem der 

nuklearen Entsorgung, für die der Sen-

der auch die Schachtanlage Asse und 

das Endlager Konrad besucht hatte. 

Im Anschluss diskutierte BfS-Präsident 

Wolfram König in einer Gesprächs-

runde mit der Europaabgeordneten 

und früheren französischen Umwelt-

ministerin Corinne Lepage Fragen der 

Endlagerung.

Zugleich sind die Arbeiten des BfS für 

die Endlagerung radioaktiver Abfälle 

in lokale Strukturen eingebunden und 

mit konkreten Orten verknüpft: Dort 

steht das BfS als transparent informie-

render Betreiber zur Verfügung. So be-

suchte der neue niedersächsische Um-

weltminister Stefan Wenzel – begleitet 

von zahlreichen Medienvertretern 

– bereits in den ersten Monaten seiner

Amtszeit die Asse, Schacht Konrad und 

Gorleben, um sich einen Überblick 

über den Stand der Arbeiten an den 

jeweiligen Projekten zu verschaffen.

Rückholung der Abfälle aus der Asse
Während die Suche nach einem 

Endlager für hochradioaktive Abfälle 

noch am Anfang steht, sind die 

Vorbereitungen für die Rückholung 

der radioaktiven Abfälle aus der Asse 

weiter fortgeschritten. Besonderes 

Medieninteresse weckte der Beginn 

der Erkundungsbohrung für einen 

Bergungsschacht im Juni 2013 – die 

erste Infrastrukturmaßnahme, die 

ausschließlich der Rückholung 

der Abfälle dient. In Anwesenheit 

von Printmedien, TV und Hörfunk 

erläuterte BfS-Präsident König an der 

Bohrstelle die Bedeutung eines zusätz-

lichen Schachtes für das Gelingen der 

Rückholung.

SACHSEN

Info Gorleben

SACHSEN-ANHALT

Wenige Tage später konnte vermeldet 

werden, dass die zweite Probebohrung 

zur Untersuchung der 750 Meter unter 

der Erde gelegenen Abfallkammer 7 

ihr Ziel erreicht hatte. Das erste Ergeb-

nis: Das zum Verfüllen der Kammer 

verwendete Salz direkt hinter der 

Kammermauer ist fest zusammenge-

presst. Radioaktive Stoffe oder explosi-

ve Gase wurden darin nicht gefunden.

Blick hinter die Kulissen:  
Internet-Plattform für Asse-Unterlagen
Einblick in die Arbeiten des BfS zur 

sicheren Stilllegung der Asse gibt das 

BfS auch über die Internetseite [3]. 

Sie ist eine zentrale Anlaufstelle für 

Informationen rund um die Schacht-

anlage Asse II. Das BfS informiert hier 

seit 2009 kontinuierlich über den 

aktuellen Stand der Stilllegung, über 

Messdaten aus der Umgebung der 

Asse und vieles mehr. 

Nach Inkrafttreten des „Gesetzes zur 

Beschleunigung der Rückholung 

radioaktiver Abfälle und der Stillle-

gung der Schachtanlage Asse II“, der 

so genannten Lex Asse (  s. S. 66ff), im 

April 2013 hat www.asse.bund.de eine 

zusätzlich Aufgabe erhalten: Die Lex 

Asse fordert, dass alle wesentlichen 

Asse-Unterlagen der am Stilllegungs-

prozess beteiligten Institutionen und 

Behörden auf einer Internetplattform 

Live dabei: BfS-Präsident Wolfram König begleitet von zahlreichen Medienvertretern beim Beginn der Erkundungsbohrung für einen Bergungsschacht

BRANDENBURG
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veröffentlicht werden. Dafür wurde 

auf der bestehenden Internetseite die 

Rubrik „Dokumente und Unterlagen“ 

[4] eingerichtet. Sie enthält beispiels-

weise Schriftverkehr zwischen den 

beteiligten Behörden, Empfehlungen, 

Stellungnahmen, Studien, Gutachten, 

Rechtsvorschriften und Genehmi-

gungsunterlagen.

Auswahl der Unterlagen und Datenschutz
Das BfS erweitert die Plattform [4] 

fortlaufend um weitere Unterlagen, 

die nach festgelegten Kriterien aus-

gewählt werden. Diese Auswahl-Krite-

rien sind ebenfalls auf der Plattform 

veröffentlicht. 

Unterlagen von anderen mit der Asse 

befassten Institutionen und Behörden 

veröffentlicht das BfS in deren Auftrag. 

YouTube-Kanal des BfS
Seit November 2013 präsentiert das 

BfS informative Videos rund um den 

Strahlenschutz in einem eigenen 

YouTube-Kanal. Unter [5] finden sich 

BfS-Filme zur Frage „Was ist Radioak-

tivität?“ oder zum „Strahlenschutz 

beim Ausbau der Stromnetze“. Auch 

die anschaulichen Videos rund um 

die Arbeiten und Planungen bei Asse, 

Konrad und Morsleben stellt das BfS 

auf dem YouTube-Kanal der Öffent-

lichkeit bereit.

Neuer Internetbereich:  
Strahlenschutz beim Mobilfunk
Um die bestehenden Internetseiten 

des BfS noch verbraucherfreundlicher 

zu machen, wurde auf www.bfs.de 

der Internetbereich „Strahlenschutz 

beim Mobilfunk“ eingerichtet. Hier 

wird anschaulich erklärt, wie Mobil-

funk funktioniert und was in Sachen 

„Mobilfunk und Gesundheit“ geforscht 

wird. Übrigens: Nach derzeitigem 

wissenschaftlichem Kenntnisstand 

geht vom Mobilfunk unterhalb der 

geltenden Grenzwerte keine Gefahr 

für die Gesundheit aus. Da die Technik 

allerdings noch recht jung ist, ist noch 

zu wenig über mögliche Langzeitwir-

kungen bekannt. Deshalb bietet die 

Internetseite auch Empfehlungen an, 

wie man seine persönliche Strahlenbe-

lastung verringern kann.

Wer wissen möchte, ob sein Smart-

phone oder Handy „strahlungsarm“ 

ist, kann sich unter [6] informieren. 

Hier ist zu erfahren, was „strahlungs-

arm“ bedeutet und was es mit dem 

dafür maßgeblichen SAR-Wert, der 

spezifischen Absorptionsrate, auf sich 

hat. Eine Liste mit den SAR-Werten für 

über 1.900 Mobiltelefone wird regel-

mäßig aktualisiert.

Radioaktivitätsmessungen:  
Training für den Notfall
Nicht via Internet, sondern ganz 

real konnten Journalisten mehrerer 

TV-Stationen im Oktober 2013 mit 

Notfallschutz-Experten des BfS auf 

Tuchfühlung gehen: Bei der jährlichen 

gemeinsamen Hubschrauber-Mess-

übung von BfS und Bundespolizei im 

Oktober 2013 hatten sie Gelegenheit, 

mit Messtechnik des BfS ausgerüste-

te Hubschrauber der Bundespolizei 

sowie Messfahrzeuge des BfS zu be-

sichtigen. Vertreter beider Behörden 

standen für Erläuterungen bereit. Bei 

der Übung wurde zu Trainingszwe-

cken die Radioaktivität am Boden von 

Hubschraubern aus ermittelt – eine 

wichtige Aufgabe für den Schutz der 

Bevölkerung, die das BfS zusammen 

mit der Bundespolizei wahrnimmt. 

Sollte in einem deutschen oder einem 

ausländischen Kernkraftwerk ein 

Unfall stattfinden und Radioaktivität 

austreten, sind schnelle Informatio-

nen über ihre Menge und Verteilung 

entscheidend. Nur auf dieser Grundla-

ge können die zuständigen Behörden 

die richtigen Schutzmaßnahmen für 

die Bevölkerung einleiten. Gezielt 

ergänzen lassen sich die Hubschrau-

bermessungen durch Messungen der 

BfS-Fahrzeuge am Boden.

Strahlenschutz für die Internetgeneration: 
das BfS auf YouTube [5]

[4
]	

w
w

w.
as

se
.b

un
d.

de
/u

nt
er

la
ge

n
[5

] 
	w

w
w.

yo
ut

ub
e.

co
m

/u
se

r/
bf

sb
un

d
[6

] 
w

w
w.

bf
s.

de
/s

ar
-w

er
te

-h
an

dy

Jederzeit einsatzbereit: Mobiles Radioaktivitätsmessgerät des BfS

100 101

http://www.asse.bund.de/unterlagen
http://www.asse.bund.de/unterlagen
http://www.youtube.com/user/bfsbund
http://www.youtube.com/user/bfsbund
http://www.youtube.com/user/bfsbund
http://www.bfs.de/sar-werte-handy


Zahlen und Fakten 2013

Facts and Figures 2013 Beschäftigte 

Das BfS hatte zum Jahresende  

  2013 insgesamt 818 Beschäf-

tigte. Die Grafik unten zeigt 

die Verteilung der Beschäftigten auf 

die Standorte.

Der überwiegende Teil der Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter verfügt über 

einen Hochschul- oder Fachhochschul-

abschluss. 

Das BfS beschäftigt eine Vielzahl von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

verschiedener Berufsgruppen, so 

z. B. Ärzte und Ärztinnen, Geologen/

innen, Physiker/innen, Ingenieure und 

Ingenieurinnen, Biologielaborkräfte, 

Techniker und Technikerinnen sowie 

Verwaltungsangestellte, Sozialwis-

senschaftlerinnen und Sozialwissen-

schaftler und Informatikerinnen und 

Informatiker.

Das BfS ist auch Ausbildungsstelle und 

gibt damit jungen Menschen eine be-

rufliche Perspektive. 34 Auszubildende 

in mehreren Ausbildungsbereichen 

arbeiteten im Jahr 2013 am Start in 

ihr Berufsleben. Zu den angebotenen 

Ausbildungsberufen zählen u. a. Che-

mie- und Biologielaboranten, IT-Kauf-

leute, Fachinformatiker, Automatisie-

rungselektroniker und Kaufleute für 

Bürokommunikation.

Freiburg
Oberschleißheim 

174 (7)

Salzgitter
447

(20)

Remlingen
5

31 (1)

Berlin

113 (5)

Morsleben2

Gorleben3
Rendsburg
9 (1)

Bonn34
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Ausgaben 2013 des BfS

Die vom BfS im Jahre 2013 gelei- 

  steten Gesamtausgaben be-

trugen 424,75 Mio. €. Von den 

Gesamtausgaben entfielen rd. 374,36 

Mio. € auf die Endlagerung radioakti-

ver Abfälle, hiervon wiederum 229,43 

Mio. € auf Zahlungen an die Deutsche 

Gesellschaft zum Bau und Betrieb von 

Endlagern für Abfallstoffe mbH (DBE) 

in Peine als Dritter nach § 9 a Abs. 3 

Satz 2 AtG für die Projekte Konrad 

und Gorleben sowie für die Stillle-

gung des Endlagers für radioaktive 

Abfalle Morsleben. Zur Stilllegung der 

Schachtanlage Asse wurden 90,48 Mio. 

€ an die Asse-GmbH als Dritter nach 

§ 9 a Abs. 3 Satz 2 AtG gezahlt.

Gorleben
33,49 Mio. €

Endlagerung 
(sonstige)
23,39 Mio. € Asse 

109,17 Mio. € 

Übrige 
Ausgaben
50,39 Mio. € 

Morsleben
43,28 Mio. €

Konrad
165,03 Mio. €

Ausgaben
nach Orten

Ausgaben für Investitionen 
353,16 Mio. € 

Personalausgaben
43,04 Mio. €

Zuweisungen / 
Zuschüsse 
1,96 Mio. €
inkl. Salzgitterfonds 

Ausgaben für die 
Informationstechnik 
3,42 Mio. € Sächlicher 

Verwaltungsaufwand 
23,17 Mio. € 

Ausgaben
nach Bereichen

Einnahmen 2013 des BfS 

Die vom BfS im Jahre 2013  

  erzielten Einnahmen betrugen 

223,21 Mio. €. Der wesentliche 

Teil der Einnahmen von 204,51 Mio. € 

entfiel auf Vorausleistungen der 

künftigen Nutzer von Endlagern für 

radioaktive Abfalle (Refinanzierung 

der Kosten für die Projekte Konrad 

und Gorleben). Die Einnahmen aus 

Gebühren betrugen 7,44 Mio. €. Im 

Wesentlichen handelt es sich dabei 

um Einnahmen aus Produktkontroll-

maßnahmen nach der Abfallkont-

rollrichtlinie und um Gebühren für 

Genehmigungen für Transporte von 

radioaktiven Stoffen. 

Sonstige Einnahmen von rd. 11,26  

Mio. € wurden erzielt aus der:

• Bearbeitung von Aufträgen Dritter

(z. B. die Durchführung von durch

die Europäische Union vergebenen

Forschungsvorhaben und die

Kontrolle der Eigenüberwachung

radioaktiver Emissionen aus Kern-

kraftwerken),
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• Erstattung von Kosten für die Hin­

zuziehung von Sachverständigen

in Genehmigungsverfahren (im

Wesentlichen Genehmigungen

zur Aufbewahrung von Kernbrenn­

stoffen außerhalb der staatlichen

Verwahrung nach § 6 AtG).

Die Grafik unten zeigt die Entwick­

lung der Gesamtausgaben des BfS in 

den letzten zehn Jahren. Die Ausga­

ben für die Aufgabenschwerpunkte 

elektromagnetische Felder, optische 

Strahlung, ionisierende Strahlung, 

Kerntechnik sowie Transport/Lage­

rung betrugen relativ konstant rd. 

50 Mio. €. Im Gegensatz dazu sind 

die Ausgaben für den Bereich der 

Endlagerung ab 2009 aufgrund der 

Übernahme neuer Aufgaben über­

proportional gestiegen. Im Wesentli­

chen ist der starke Ausgabenanstieg 

begründet durch die Übernahme 

der Betreiberverantwortung für den 

sicheren Betrieb und die Stilllegung 

der Schachtanlage Asse II sowie den 

Beginn der Errichtungsphase des  

Endlagers für radioaktive Abfälle mit 

vernachlässigbarer Wärmeentwick­

lung in dem ehemaligen Eisenerz­

bergwerk Konrad in Salzgitter.

Haushaltsmittel aus der  
Ressortforschung 

Aus dem Umweltforschungsplan  

  (UFOPLAN) des Bundesumwelt­ 

     ministeriums (BMUB) werden 

Untersuchungen, Studien und Gutach­

ten, die dem BMUB als Entscheidungs­

hilfen dienen, finanziert.

Für die Ausführung des UFOPLAN 

 wurden vom BfS im Jahr 2013 Arbeit en 

aus den sog. Ressortforschungsmit­

teln in Hohe von 5,5 Mio. € für den 

Bereich Strahlenschutz und in Höhe 

von 19,8 Mio. € für den Bereich der 

kerntechnischen Sicherheit (Reaktor­

sicherheit einschließlich Entsorgung 

radioaktiver Abfalle) vergütet.

Für den Bereich der internationalen 

Zusammenarbeit auf den Gebieten der 

Reaktorsicherheit und des Strahlen­

schutzes wurden vom BfS 2,6 Mio. € 

verausgabt. Näheres hierzu ist im 

Kapitel „Der Umweltforschungsplan 

des Bundesumweltministeriums – 

Forschung zur Stärkung der nuklearen 

Sicherheit und des Strahlenschutzes“ 

ab Seite 83 veröffentlicht.

Gebühren
7,44 Mio. €

Sonstiges
11,26 Mio. €

Vorausleistungen
204,51 Mio. €

Drittmittel 

Die aus der Bearbeitung von  

  Aufträgen Dritter resultieren­

den Einnahmen und Ausgaben 

stellen sich im Jahr 2013 wie folgt dar:

Für einige Aufträge innerhalb der 

jeweiligen Auftragsarten werden teil­

weise hohe Vorauszahlungen gewährt, 

während die korrespondierenden 

Ausgaben erst in den Folgejahren 

wirksam werden. Die Verrechnung 

der Vorauszahlungen erfolgt über die 

Laufzeit der Verträge. 
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Abbreviations

A
ADP Arbeitsgemeinschaft 

Dermatologische Prävention

AGGB Ausschuss Gefahrgutbeförderung

ALARA As Low As Reasonably Achievable, 
zu deutsch: so niedrig wie 
vernünftigerweise erreichbar 

ALL Akute Lymphatische Leukämie

ALLIANCE  European Radioecology Alliance

ALS Amyotrophe Lateralsklerose

ASN Nuclear Safety Authority (FR)

AtG Atomgesetz 

AtSMV Atomrechtliche 
Sicherheitsbeauftragten-  
und Meldeverordnung

AVR Arbeitsgemeinschaft 
Versuchsreaktor

B
BDBOS Bundesanstalt für den Digitalfunk 

der Behörden und Organisationen 
mit Sicherheitsaufgaben

BfS Bundesamt für Strahlenschutz 

BGBl Bundesgesetzblatt

BGR Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe

BImSchV Bundesimmissionsschutz-
verordnung

BMUB Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau  
und Reaktorsicherheit 

BMVI Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur 

C
CASTOR Cask for storage and transport  

of radioactive Material

CT Computertomographie

CURE Concerted action for Uranium 
Research in Europe

D
DBE  Deutsche Gesellschaft zum Bau 

und Betrieb von Endlagern für 
Abfallstoffe mbH

DIBt Deutsche Institut für Bautechnik 

DMF Deutsches Mobilfunk 
Forschungsprogramm 

DNA Deoxyribonucleic Acid (deutsch: 
DNS Desoxyribonukleinsäure)

DoReMi Low Dose Research towards 
Multidisciplinary Integration

DRiMa- International Project on Projekt 
Projekt  Decommissioning Risk Management 

DWD Deutscher Wetterdienst

E
ECURIE European Community Urgent 

Radiological Information Exchange

EMF Elektromagnetische Felder 

ERAM Endlager für radioaktive Abfälle 
Morsleben

ESK Entsorgungskommission des 
Bundes

EU Europäische Union

EURADOS European Radiation Dosimetry 
Group

EURATOM Europäische Atomgemeinschaft

EURDEP European Data Exchange Platform

G
GRS	 Gesellschaft für Anlagen- und 

Reaktorsicherheit mbH 

H
HAW High-activity Radioactive Waste 

(Hochradioaktiver Abfall)

HDVC High-voltage Direct Current

HERCA Heads of European Radiological 
Protection Competent Authorities

HMGU Helmholtz Zentrum München – 
Deutsches Forschungszentrum für 
Gesundheit und Umwelt GmbH

HRQ Hochradioaktive Quellen
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Research on Cancer 
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Non-Ionizing Radiation Protection
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Radiological Protection

IDN International Decommissioning 
Network 

IMIS Integriertes Mess- und 
Informationssystem 
zur Überwachung der 
Umweltradioaktivität

INES International Nuclear Event Scale

IRSN Institut de Radioprotection et de 
Sûreté Nucléaire (Frankreich)

K
KKW Kernkraftwerk

KrWG Kreislaufwirtschaftsgesetz

M
MELODI Multidisciplinary European Low 

Dose Initiative

MLU Ministerium für Landwirtschaft  
und Umwelt Sachsen-Anhalt 

N
Nagra Nationale Genossenschaft für die 

Lagerung radioaktiver Abfälle (CH)

NERIS-TP Towards a self sustaining  
European Technology Platform  
on Preparedness for Nuclear  
and Radiological Emergency 
Response and Recovery

NiSG Gesetz zum Schutz vor 
nichtionisierender Strahlung bei 
der Anwendung am Menschen 

NoE Network of Excellence 

NPP Nuclear Power Plant

NORM Naturally Occurring  
Radioactive Material

O
ODL Ortsdosisleistung/Umgebungs-

Äquivalentdosisleistung 

OECD/NEA  Organisation für ökonomische 
Zusammenarbeit und Entwicklung / 
Nukleare Energieagentur

OPERRA Open Project for European 
Radiation Research Area

OVG Oberverwaltungsgericht

P
PET Positronen-Emissions-Tomographie

PREPARE Innovative integrated tools 
and platforms for radiological 
emergency preparedness and  
post-accident response in Europe

PTB Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt

R
REI  Richtlinie zur Emissions- und 

Immissionsüberwachung 
kerntechnischer Anlagen 

RENEB Realising the European Network in 
Biological Dosimetry

RODOS Real-time Online Decision  
Support System

RSK Reaktor-Sicherheitskommission

S
SAR Spezifische Absorptionsrate

SSK Strahlenschutzkommission

StandAG Standortauswahlgesetz

STAR  Strategy for Allied Radioecology

StrlSchV Strahlenschutzverordnung

StrVG Strahlenschutzvorsorgegesetz

T
TBL Transportbehälterlager

TETRA Terrestrial Trunked Radio

TLD Thermolumineszenzdosimeter

U
UFOPLAN Umweltforschungsplan des 

Bundesumweltministeriums

UMTS Universal Mobile 
Telecommunications System

UNSCEAR United Nations Scientific 
Committee on the Effects of Atomic 
Radiation

UV-Strahlung Ultraviolette Strahlung 

UVSV UV-Schutz-Verordnung

W
WHO Weltgesundheitsorganisation 

(World Health Organization)

WPDD Working Party on Decommissioning 
and Dismantling

Z
ZLN Zwischenlager Nord
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